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I. BEGRÜSSUNG 
 
 
Martin Schairer  
Bürgermeister für Recht, Sicherheit und Ordnung der Landeshauptstadt Stuttgart 
 
In Vertretung von Oberbürgermeister Dr. Schuster darf ich Sie ganz herzlich hier in der guten Stube in 
Stuttgart begrüßen. Ich gratuliere Ihnen zum Thema „Sicherheit stärken – Bürgerrechte sichern“. Es hat auch 
in Stuttgart immer einen hohen Stellenwert. Wir zählen uns zu einer der sichersten Großstädte in der 
Bundesrepublik mit liberaler Tradition. Im Namen der Stadt, des Gemeinderats und des Oberbürgermeisters 
wünsche ich Ihnen eine fruchtbare Beratung, gute Ergebnisse und einen guten Verlauf des Kolloquiums.  
 
 
Ludwig Theodor Heuss  
Vorsitzender der Theodor-Heuss-Stiftung 
 
Kaum ein Thema ist in unserem Land zurzeit so sehr in der politischen und gesellschaftlichen Diskussion wie 
die Frage nach dem Verhältnis zwischen dem Sicherheitsanspruch und den Freiheitsrechten der Bürger. Seit 
den Ereignissen des 11. September 2001 hat staatliches Handeln - nicht zuletzt unter dem Eindruck und 
Einfluss der amerikanischen Terrorbekämpfungsstrategie - die Gewichte immer mehr zugunsten des 
Sicherheitsdenkens verschoben. Dabei wird die ursprüngliche Bedeutung des Grundrechts auf Sicherheit, 
nämlich nicht Sicherheit durch den Staat, sondern Sicherheit vor dem Staat, kaum mehr wahrgenommen. 
Während in den letzten sieben Jahren in Deutschland an die 100 Gesetze geändert oder neu geschaffen 
wurden, sind diese Maßnahmen als Antwort auf die Bedrohung des Terrorismus allmählich selbst zur 
Bedrohung für den Rechtsstaat und seine Bürger geworden. Glücklicherweise ziehen jedoch die drei 
staatlichen Gewalten in dem Ringen um die Durchsetzung des best verstandenen Interesses nicht immer an 
einem Strang. So hat gerade in jüngster Zeit das Bundesverfassungsgericht den Gesetzgeber mehrfach 
korrigiert, indem es Gesetze für verfassungswidrig erklärte, die in eklatanter Weise die Bürger in ihren Grund- 
und Freiheitsrechten beschneiden. Mit diesen Urteilen versuchen die Karlsruher Richter nicht nur, die von der 
Verfassung garantierten Grundrechte vor einer unübersehbar fortschreitenden Aushöhlung als Folge 
staatlichen Handelns zu schützen, sie unterstreichen damit auch die Unverzichtbarkeit der Zivilgesellschaft, 
aus deren Mitte sich Einzelpersonen und Personengruppen gegen diesen Prozess zur Wehr setzen, bevor er 
unumkehrbar werden könnte. Die Bürger, die in ihrer Mehrzahl die Gefahr noch viel zu wenig sehen - und 
deshalb beispielsweise unvorstellbar sorglos mit ihren persönlichen Daten umgehen – sind auf diese Vorreiter 
angewiesen, um überhaupt wahrzunehmen, wie notwendig es im demokratischen Gemeinwesen ist, dass sich 
auch jeder Einzelne selbst für seine ureigenen Interessen einsetzt. Weil unsere demokratische Verfassung auf 
Voraussetzungen baut, die der Staat immer weniger selbst erfüllen kann, muss sich umso mehr die 
Zivilgesellschaft für eine menschengerechte Balance im Spannungsverhältnis zwischen Sicherheit und Freiheit 
stark machen.  
 
Dem Jahresthema „Sicherheit stärken – Bürgerrechte sichern“, das wir uns gestellt haben, werden wir 
allerdings nicht gerecht, wenn wir es einseitig aus der Perspektive des Anspruchs der Bürger auf Wahrung 
ihrer Grundrechte betrachten. Es gibt in der aktuellen innenpolitischen Situation in Deutschland genügend 
Anlass, sich ebenso dafür zu engagieren, dass für die Bereitstellung und Wahrung der tatsächlich notwendigen 
Sicherheit im Gemeinwesen die materiellen und geistigen Grundlagen zur Verfügung stehen. Nicht nur 
müssen die Organe und Dienste, denen diese Aufgaben anvertraut sind, mit adäquaten personellen, 
finanziellen und technischen Mitteln ausgestattet sein, eben so unabdingbar ist, dass die demokratischen 
Prinzipien bei der Ausbildung vermittelt und in der Ausübung des Berufes verankert werden. Nur wenn auch 
dies gewährleistet ist, kann in der demokratischen Bürgergesellschaft die Balance zwischen Freiheit und 
Sicherheit funktionieren.  
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II. EINFÜHRUNG IN DAS JAHRESTHEMA 
 
 
Rupprecht Podszun  
Mitglied der Theodor-Heuss-Stiftung 
 
Unser Preisträger Gerhart Baum ist in jüngster Zeit als Kritiker und Provokateur in Erscheinung getreten, weil 
er Bundesverfassungsgerichtsurteile angestoßen hat, die für viel Aufsehen gesorgt haben. Er war Vorsitzender 
der FDP-Jugendorganisation, Staatssekretär bei Hans-Dietrich Genscher im Innenministerium und von 1978 
bis 1982 Bundesinnenminister. Heinrich Böll hat über ihn gesagt: „Er war der beste Innenminister, den wir je 
hatten.“ Ich habe den Verdacht, dass keiner seiner Nachfolger ihm diesen Titel streitig machen würde. Er 
stemmte sich gegen die Wende 1982, ist danach aber keineswegs politisch ruhiger geworden, als Chef der 
deutschen Delegation in der UNO-Menschenrechtskommission in Genf und UN-Sonderberichterstatter für 
Sudan. Jetzt ist er Vorsitzender des NRW-Kulturrats und Rechtsanwalt, und er hat kürzlich noch gesagt: „Es 
wird Zeit, dass wir für unsere eigenen Grundrechte auf die Straße gehen.“  
 
 
Gerhart Baum  
Theodor-Heuss-Preisträger 2008 
 
In der Tat bin ich auf die Straße gegangen, vor einigen Wochen. Zur Vorratsdatenspeicherung habe ich mit 
etwa 150 jungen Menschen im Dunklen und im Regen vor dem Kölner Dom gegen die 
Vorratsdatenspeicherung demonstriert. Es ist ganz erstaunlich, dass die Leute für Freiheit und den Schutz der 
Grundrechte wieder auf die Straße gehen. Bei der nächsten Demonstration waren es schon etwas mehr 
Menschen, aber dass das Interesse des Publikums dem Gegenstand nicht angemessen hoch ist, das ist ein 
Phänomen, das wir uns nur zum Teil erklären können.  
 
Das Thema, das Sie dem Kolloquium gegeben haben, würde ich ein bisschen abändern. Ich würde sagen: 
„Sicherheit nicht vernachlässigen – Grundrechte verteidigen“, denn ich sehe, dass wir über die Jahrzehnte hin 
– diesen langen Atem muss man ja haben - doch in einen schleichenden Erosionsprozess geraten sind, in dem 
Dinge, die vor 10 oder 20 Jahren noch selbstverständlich waren, ins Wanken gekommen sind. Hier ist zum 
Beispiel dieser ganz intensive Datenaustausch zwischen den Behörden und auch zwischen Privaten und 
Behörden zu nennen, die Vernetzung großer Datenbanken, die Zugriffsmöglichkeiten auf Daten. Wo immer wir 
auch auftreten, hinterlassen wir Spuren, und die Vorratsdatenspeicherung speichert jede 
Kommunikationsregung eines Menschen, jede Internetbenutzung. Die Informationstechnologie ist so intensiv 
fortentwickelt, dass diese Spuren abermillionenfach gesammelt und dann auch ausgewertet werden können. 
Dies ist eine Entwicklung über Jahrzehnte hin. Wenn ich Frau Leuze hier sehe, dann erinnere ich mich an die 
Zeiten der früheren Zusammenarbeit, als sie Datenschutzbeauftragte in Baden-Württemberg war. Ich war 
damals Parlamentarischer Staatssekretär und mitverantwortlich für das erste Bundesdatenschutzgesetz. Es 
war eine Materie, mit der das Parlament überhaupt nicht umgehen konnte. Es gab in Hessen ein 
Landesgesetz, und es gab so etwas in Amerika, und nun musste ich den Kollegen im Parlament diese Materie 
nahe bringen und dafür werben. Das gelang gut, und ich bin recht stolz, dass wir es damals so hingebracht 
haben. Und dann ist das Thema gewachsen. Es kamen die Datenschutzbeauftragten auf den verschiedenen 
staatlichen Ebenen, es gab Datenschutzkongresse, und es gab Widerstand. Franz Josef Strauss hat mich 
damals als Sicherheitsrisiko und als Täterschutzminister bezeichnet, denn damals hieß es „Datenschutz ist 
Täterschutz“. Diese Kritik hört man heute nicht mehr so stark, aber vor 29 Jahren habe ich im Bundestag, als 
ein Misstrauensantrag wegen der Politik, die ich damals gemacht habe, gegen mich behandelt wurde, gesagt: 
„Im Computerzeitalter verbietet aber das Grundgesetz, den Bürger zum bloßen Informationsobjekt, zum 
ergiebigen und verwaltbaren Datenlieferanten, zu machen.“ Das stimmt noch immer. Und dann habe ich 
hinzugefügt: „Bisher ist das noch nicht der Fall.“ Das könnte ich heute nicht mehr sagen. Und dann habe ich 
noch einen Satz nachgeschoben: „Die Effektivität im Rechtsstaat misst sich vor allem an der tatsächlichen 
Gewährleistung der Grundrechte des Einzelnen.“ Also Sie sehen, das Thema war damals von höchster Brisanz, 
denn der Datenschutz, der Schutz der Privatheit, wurde generell verdächtigt, eine der Ursachen dafür zu sein, 
dass die Polizei und die Sicherheitsbehörden die Täter nicht wirkungsvoll bekämpfen können. Aber dann 
haben wir uns langsam daran gewöhnt. Dann kam das Volkszählungsurteil, eine wichtige Grundlage für den 
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Datenschutz in Deutschland, da es das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung festschrieb. Jetzt 
haben wir ein zweites Grundrecht bekommen, durch die Online-Entscheidung, die ich mitbewirkt habe. Es gibt 
damit heute Computerschutz – ein neues Grundrecht.  
 
Wir führen keine Diskussion gegen die Sicherheitsbehörden. Niemand wird ernsthaft infrage stellen, dass die 
Sicherheitsbehörden in die Lage versetzt werden müssen, uns wirksam zu schützen. Und es könnte noch viel 
intensiver geschehen, wenn die Sicherheitsbehörden die materielle Ausstattung hätten, die sie mit Recht 
immer wieder einfordern. Das ist eine Frage, die jeweils mit dem Finanzminister verhandelt werden muss. 
Doch ein neues Gesetz zu fordern, ist in der Regel einfacher, geht schneller, und man kann dem Publikum 
etwas herzeigen. Zum Teil sind es reine Symbolhandlungen.  
 
Wir haben, bei der RAF-Zeit angefangen, eine Serie von Ausnahmegesetzen gemacht. Damals standen wir 
plötzlich vor dieser Herausforderung, auf die wir gar nicht vorbereitet waren und haben in einer Art 
Ausnahmezustand reagiert. Ein Teil dieser Ausnahmegesetze war absolut notwendig, um mit diesem neuen 
Phänomen des politisch motivierten Terrorismus umzugehen, aber wir sind auch über das Ziel 
hinausgeschossen. Seitdem gilt, dass derjenige, der die Freiheit einschränken will, nicht mehr zu beweisen 
hat, warum er das will. Die Beweislast liegt bei denen, die die Freiheit verteidigen wollen. Wir sind in der 
Defensive. Auf diesem jahrzehntelangen Weg der Erosion der Grundrechte gab es einige Schübe, und der 
Kampf gegen das organisierte Verbrechen war jahrelang Thema. Und wie Sie wissen, wurde der Lauschangriff, 
der ja ein Produkt dieses Kampfes gegen das organisierte Verbrechen war, schlussendlich in wesentlichen 
Elementen für verfassungswidrig erklärt. Sabine Leutheusser-Schnarrenberger ist damals wegen ihrer 
Überzeugung als Justizministerin zurückgetreten. Ich habe noch nie einen Fall erlebt, bei dem der Rücktritt 
eines Ministers im Nachhinein so glorios vom Verfassungsgericht bestätigt worden ist wie bei ihr. Und dann 
wurde eine Serie von Sicherheitspaketen gemacht: Das Antiterrorgesetz 1976, das Gesetz zur Bekämpfung 
des Terrorismus 1986, das umfangreiche Gesetz zur Bekämpfung der organisierten Kriminalität 1992, das 
Verbrechensbekämpfungsgesetz 1994, das Gesetz zur Verbesserung der Bekämpfung der organisierten 
Kriminalität – es reichte offenbar nicht aus – 1998. Dann kamen der Lauschangriff und das 
Terrorismusbekämpfungsgesetz 2002 und 2003 und das Terrorismusbekämpfungsergänzungsgesetz 2006 
mit jeweils umfangreichen Änderungen des Straf- und Strafprozessrechts, des Passgesetzes und, mit weit 
reichenden Veränderungen, bei der Ermächtigung. Diese Gesetze bezogen sich keineswegs auf die 
organisierte Kriminalität oder auf den Terrorismus allein, der Straftatenkatalog sieht wie eine Rundreise 
durchs Strafgesetzbuch aus. Man hat die Terrorbekämpfung zum Anlass genommen, sehr viel mehr zu regeln. 
So sind auch bei der Vorratsdatenspeicherung plötzlich alle Delikte erfasst, die man mit dem Computer 
begehen kann. Es gibt also eine ganz niedrige Schwelle der Strafbarkeit. Das wird dann bei einer solchen 
Gelegenheit mit erledigt. Und das Verfassungsgericht hat bei der Vorratsdatenspeicherung etwas 
Außergewöhnliches gemacht, es hat vor einigen Wochen eine einstweilige Anordnung erlassen, dass das 
Gesetz nur in klar bestimmten Fällen praktiziert werden darf. Dieses Gesetz wird fallen, davon bin ich 
überzeugt.  
 
Wir stehen also vor eine Serie von Gesetzen, die sich immer weiter wuchernd in der Republik verbreitet 
haben, und wir müssen uns vor Augen führen, was mit unseren Freiheitsrechten passiert. Vieles ist als 
Einzelmaßnahme ja gar nicht so bedenklich, aber die Summe ist es. Es ist einfach zu viel. Und weil man bisher 
nie eine wirkungsvolle Überprüfung der Tauglichkeit gemacht hat, sind wir ja so kritisch geworden und haben 
uns gewehrt. Wir sind eine Gruppe von Freunden, und dass ich hier geehrt werde, empfinde ich auch als 
stellvertretend für diese Freunde und für die Sache selbst.  
 
Wir haben jetzt eine Diskussion, die tiefer geht und die ganz gefährlich ist, nämlich ob unsere Rechts- und 
Verfassungsordnung überhaupt noch in der Lage ist, mit den neuen Gefahren umzugehen, und ob wir nicht ein 
Völkerstrafrecht brauchen, also etwas Drittes neben dem Strafrecht und dem Kriegsrecht. Das wird darauf 
hinauslaufen, dass wir unser bewährtes Strafrecht mit starken Elementen des Kriegsrechts anreichern. Das ist 
der amerikanische Weg, der sehr weit geht, und der mündet dann, wenn man diesen Gedanken konsequent 
fortsetzt, bei dem Täter als einem Gegner, den man auch gezielt töten kann, wie im Kriege. Wir haben also 
diese grundlegende Diskussion, ob wir die Trennung zwischen Militär und Polizei – die uns in Deutschland 
auszeichnet – beibehalten. Herr Schäuble hat eine neue Sicherheitsstrategie vor Augen, und diese wird auch 
noch durch eine nicht minder gefährliche Diskussion unterstützt, die auf die Relativierung des Artikels 1 
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unserer Verfassung, der Menschenwürde, zielt. Stichwort: die so genannte Rettungsfolter. Denkbar ist dann 
eine Abwägung, ob man in bestimmtem Umfang einen Menschen foltern kann, um ein anderes 
Menschenleben zu retten. Da beginnen ja die Schwierigkeiten erst. Wer ordnet die Folter an? Gibt es 
Folterkammern beim Landgericht Stuttgart? Gibt es Folterärzte, und wie weit darf die Folter gehen? In der 
internationalen Diskussion haben wir das furchtbare Wort von „torture light“, eine Folter, die man noch 
vertreten kann, die keine bleibenden Spuren hinterlässt. Und dann sind wir sehr schnell bei dem, was die 
Amerikaner jetzt skandalöserweise zugelassen haben. Sie konnten ein Veto des Präsidenten im Kongress 
nicht überstimmen, sodass das „waterboarding“ gesetzlich erlaubt ist. Dies ist im Völkerrecht absolut 
ausgeschlossen, es gibt dort keine Zulassung von Folter irgendwelcher Art, in keiner Konvention. Wir sind also 
in einer Diskussion über die Relativierung des Artikels 1 unseres Grundgesetzes, und wir müssen uns heftig 
dagegen wehren, dass diese Diskussion in die Köpfe der Entscheidungsträger Eingang findet. Das Gericht in 
Karlsruhe hat sich ganz eindeutig dagegen ausgesprochen. Die Unabwägbarkeit des Artikels 1 steht nicht 
infrage. Und auf dieser Basis, meine Damen und Herren, sind auch die ganzen Urteile ergangen. Sie beziehen 
sich auf den Artikel 1, Menschenwürde, und auf den Artikel 2, Recht auf Leben. Und das Gericht hat an dieser 
Linie umso hartnäckiger festgehalten je mehr es angegriffen wurde. Und es ist etwas passiert, was sehr selten 
ist, nämlich dass sich zahlreiche Richter öffentlich geäußert haben. Zum Beispiel hat der eher als konservativ 
einzustufende Richter Di Fabio „die Lust am Grenzfall“, „die antizipierte Lust an Untergangsszenarien“ 
kritisiert. Er hat sich also gegen diese Dramatisierung der Gefahren gewehrt, die wir hier auch erleben. Es soll 
ja Angst geweckt werden, es soll der Boden bereitet werden für die Veränderung unserer Rechtsordnung. Um 
nichts weniger geht es, als um die Veränderung unserer bewährten Rechts- und Verfassungsordnung, 
zumindest der bewährten Verfassungsgerichtsrechtsprechung. Und andere Richter haben sich auch geäußert, 
das heißt, die Richter sind auf dem Kriegspfad, auch solche, von denen man annahm, dass sie politisch eine 
ganz andere Prägung haben. Aber nein, sie haben die Prägung unserer wunderbaren freiheitlichen Verfassung. 
Und das ist etwas, das uns immer wieder motiviert hat, das Gericht anzurufen.  
 
Als ich vor 29 Jahren im Bundestag den oben zitierten Satz gesagt habe, habe ich mir nicht träumen lassen, 
dass ich in dieser Angelegenheit mehrfach nach Karlsruhe gehen würde. So ist es dann schon ein erhebender 
Moment, wenn man – wir waren sechs unter Führung von Burkhard Hirsch – da steht, und das Gericht die 
Entscheidung zum Luftsicherheitsgesetz verkündet. Und dann sagt es: „Das Gesetz ist nichtig, den 
Beschwerdeführern werden die notwendigen Kosten erstattet.“ Und dies, nachdem die Verfassungsorgane, 
die Parlamente, der Bundestag, der Bundesrat, die Bundesregierung, der Bundespräsident mit Bedenken, dem 
Gesetz alle zugestimmt hatten! Wir bekommen also dieses Urteil, und man könnte denken, nun ist es erledigt. 
Aber es ist nicht erledigt, denn wir sind ja in einer Situation, wo wir die Urteile hinterher erneut gegen den 
Gesetzgeber verteidigen müssen. Das haben wir wieder beim Luftsicherheitsgesetz erlebt, da wurde plötzlich 
ein Quasi-Notstand, ein Quasi-Verteidigungsfall, diskutiert. Man wollte also durch die Hintertür wieder 
hineinkommen, hatte aber nicht gesehen, dass das Gericht auch diese Hintertür zugemacht hat. Diese Art und 
Weise des Umgangs mit dem Gericht, auch durch den Verfassungsminister, ist schon eine Krise zwischen den 
Verfassungsorganen. Während Herr Schäuble sagt, das Verfassungsgericht nehme ihm die Möglichkeit, 
wirksam gegen den Terrorismus vorzugehen, beharrt das Gericht auf seiner Meinung. Das ist schon eine 
außergewöhnliche Situation. In den letzten Jahren gab es mehr als 10 Urteile, in denen Sicherheitsgesetze der 
Parlamente, auch der Landesparlamente, aufgehoben, verändert und korrigiert worden sind. Und die Frage 
stellt sich, warum denn das Parlament nicht selbst genau untersucht, was die Verfassung zulässt oder nicht, 
wie zum Beispiel jetzt bei der Vorratsdatenspeicherung, wo das Parlament doch schon einige Urteile vor 
Augen hat. Was ist da passiert? Ist das Verfassungsorgan Parlament nicht grundgesetzorientiert, oder will es 
zynisch austesten, wie weit es gehen kann, wie belastbar das Grundgesetz ist? Wir müssen als freie Bürger 
sicher sein, dass es, von Extremsituationen abgesehen, Bereiche gibt, wo wir nicht beobachtet werden. Der 
Staat darf auch nicht alles wissen, er darf nicht einmal das wissen, was ihm in Sicherheitsfragen 
möglicherweise hilft. Es gibt solche Bereiche. „In einem Staat“, hat der Präsident des 
Bundesverfassungsgerichts, Herr Papier, gesagt, „in dem es keine Rückzugsbereiche des privaten Lebens 
gibt, möchte ich nicht leben.“ Die Folge ist nämlich, dass die Menschen anfangen, sich beengt und 
eingeschüchtert zu fühlen. Immer wieder warnt uns das Gericht davor, es zuzulassen, dass die Menschen 
durch diese Einschüchterung ihre Freiheit nicht mehr wahrnehmen.  
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Wir werden ja sozusagen als potenzielle Risikofaktoren angesehen. Aber das ganze Gegenteil ist der Fall, wir 
sind keine Risikofaktoren! Ohne uns würde die freiheitliche Gesellschaftsordnung gar nicht leben, sie lebt nur 
durch das aktive Engagement kämpferischer Bürger, die die Freiheit immer wieder neu leben und vorleben. 
Freiheit bewahrt man, indem man sie lebt. Das ist die Grundsituation, in der wir uns hier befinden. Wir haben 
ja das Gewaltmonopol dem Staat überantwortet, aber wir brauchen auch die Sicherheit vor dem Staat. Es 
wird immer so viel geredet über das Grundrecht auf Sicherheit, und damit ist Sicherheit durch den Staat 
gemeint. Dieses Grundrecht aber gibt es nicht. Es geht aber nicht um die Sicherheit, es geht immer um die 
Freiheit, also um die Sicherheit als Bedingung für die Freiheit, und nicht als Selbstzweck. Immer muss die 
Abwägung erfolgen, ob der Sicherheitsgewinn nicht durch die Freiheitseinbußen zu teuer erkauft ist. Müssen 
wir nicht eine offene Diskussion mit der Bevölkerung führen, wenn wir Sicherheitsgesetze diskutieren? 
Müssen wir die Bevölkerung nicht darüber aufklären, wo ihre Freiheitsrechte überall eingeschränkt werden, 
und dass das zusammengenommen eine große Summe von Einschränkungen ergibt? So wird aber nicht 
argumentiert. Die Sicherheit hat eine dienende Funktion, die Freiheit ist das Ziel, nicht die Sicherheit. Und 
unter diesen Gesichtspunkten müssen wir diese Diskussion führen. Ich meine, wir müssen sie viel energischer 
führen. Wir brauchen ein Bürgerbündnis gegen die Erosion der Grundrechte. Es sind ja viele immer wieder in 
Gefahr: die Pressefreiheit, die Religionsfreiheit, die Versammlungsfreiheit. Immer wieder ist die Versuchung 
groß, in Krisensituationen an diesen Grundrechten herumzunagen. Und wir brauchen eine Bürgerbewegung 
gegen die Erosion unserer Grundrechte. Und ich bin jetzt eigentlich etwas zuversichtlicher als vor einem Jahr 
oder vor zwei Jahren.  
 
 
Ulrich Finckh  
Herausgeber des Grundrechte-Reports, Theodor-Heuss-Medaille 2008 
 
Herr Baum, Sie haben davon gesprochen, dass so eine Art Kriegsrecht eingeführt wird. Die Sicherungen aber, 
die es im Kriegsrecht gibt, durch Schutzrechte für Gefangene, werden nicht ernst genommen. Das kommt 
doch daher, dass man Kriegsrecht mit Verbrechensvorwürfen kombiniert hat und damit alle Sicherungen 
aushebelt. Ist das so richtig gesehen? 
 
 
Gerhart Baum  
 
Ja, die Hauptsicherung besteht ja in den Schutzfunktionen, die bei der Verbrechensbekämpfung im Strafrecht 
vorhanden sind. Im Grunde will man die Bindung an diese Schutzrechte lockern. Es gibt ein Element dieses 
Völkerstrafrechts, das schon in Kraft ist und Anlass zu größter Besorgnis gibt. Das ist die Antiterrorsanktion 
des UNO-Sicherheitsrats gegen Terrorverdächtige. Da gibt es ja auch Berichte, und im Europäischen 
Parlament hat das eine große Rolle gespielt. Da können Sie also auf so eine Liste kommen, ohne zu wissen, 
warum. Sie können sich auch nicht dagegen wehren. Ich habe eine große Sorge vor der Internationalisierung 
der Verbrechensbekämpfung. Ich weiß, dass sie notwendig ist. Ich weiß, dass wir auch mit Amerikanern aufs 
Engste zusammenarbeiten müssen, aber ich bin nicht überzeugt, ob wir so eng zusammenarbeiten müssen, 
ob wir so viele Daten herausgeben müssen, wie wir es heute tun. Es gibt einen Bericht darüber, dass Daten zu 
Postsendungen an Amerika gegeben werden, also nicht nur, wer mit dem Flugzeug reist. Ich fürchte einfach, 
wenn wir die Sache zu sehr internationalisieren oder sie dem europäischen Kommissar Frattini anvertrauen, 
dann kommen wir in Teufels Küche. Ich möchte gerade als Deutscher nicht auf die fundamentalen 
Verbürgungen von Freiheit in einem internationalen Kooperationsgeflecht verzichten, wo dann meine 
Vorstellungen von Menschenwürde durch Staaten abgeschliffen werden, die nicht so sensibel sind wie wir. 
 
 
Heinz Verfürth  
Chefredakteur a.D. 
 
Ich folge voll und ganz Ihrer Analyse und Beschreibung der Erosion. Woher kommt diese Erosion? Ist es eine 
neue politische Philosophie oder kommt der alte Macchiavelli wieder zum Ausdruck? Oder wird vielleicht nur 
populistisch von den Parteien der Wunsch nach Recht und Ordnung bedient? Was geht da in den Köpfen der 
Sicherheitspolitiker vor? 
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Gerhart Baum  
 
Zum Teil ist es ein Überbietungswettbewerb unter den Parteien. Man möchte die Lufthoheit – wie Burkhard 
Hirsch einmal gesagt hat – über den Stammtischen nicht verlieren. Denken Sie nur an die erstaunlichen 
Wandlungen von Otto Schily, der hier in Stuttgart seine Plädoyers aus Stammheim im Schlossgarten eigens 
für die Presse noch mal wiederholt hat. Und die Plädoyers hatten es in sich. Damals sagte er dem Gericht: 
„Meine Herren, ich verteidige den Rechtsstaat gegen Sie.“ Und dann, als Bundesinnenminister, hatte er die 
Überzeugung, er dürfe Günther Beckstein nicht das Feld überlassen. Das ist ihm gelungen, das Ergebnis 
haben wir vor Augen. Keiner will schuld sein, wenn was passiert. Doch es kann immer etwas Schreckliches 
passieren, wann und wo auch immer. Und wir müssten den Leuten sagen, dass wir ihnen das Risiko nicht 
abnehmen können, dass wir es nur mindern können. Wenn also ein Innenminister glaubt, er könne sich durch 
eine Gesetzgebungsorgie sozusagen von Vorwürfen freikaufen, dann liegt er falsch. 
 
 
Martin Schairer  
 
Sie beklagen das geringe Bewusstsein bezüglich der Bürgerrechte oder deren Verletzung. Aus der Praxis als 
Ordnungsbürgermeister und als früherer Polizeipräsident weiß ich, dass, wenn wir Videoüberwachung in den 
Städten proklamiert und durchgeführt haben, nicht nur der Proteststurm ausblieb, sondern die Zustimmung 
nahezu allumfassend war. Es gibt, was Daten betrifft, keinerlei Problembewusstsein mehr, und wir bekommen 
langsam Verhältnisse wie in England, wo die Videoüberwachung inzwischen positiv gesehen wird. Woran liegt 
es, dass in der Bevölkerung das Bedürfnis, das Verständnis oder der Rückhalt für die Bewahrung der 
persönlichen Freiheit überhaupt nicht vorhanden ist? 
 
 
Gerhart Baum  
 
Die Videoüberwachung, am Kölner Bahnhof zum Beispiel, sehe ich als nützlich an. Da werden Handtaschen 
geklaut, an solchen Brennpunkten hat der Bürger sicher nichts dagegen. Die Frage ist nur: Wie lange werden 
die Bänder aufgehoben, und wer kann wann was damit machen? Daraus über den einzelnen Bürger Dossiers 
zu machen, ginge zu weit, und deshalb muss das in engen Grenzen stattfinden. Aber mich wundert, dass die 
Leute sich nicht sichtbarer gegen die Computeruntersuchung gewehrt haben. Jeder, der einen Computer hat, 
muss sich doch sagen, dass hier eine Tür geöffnet wird. Und meine Erfahrung bei all diesen Instrumenten ist, 
dass eine Tür, wenn sie einmal offen ist, langsam immer weiter aufgeht, und deshalb muss man schon beim 
ersten Schritt verdammt sensibel sein. Doch die Schamgrenze, durch die Internetnutzung Privates mitzuteilen, 
hat sich gesenkt. Und man nimmt das alles nicht so Ernst. Sie kennen diesen wirklich dummen Spruch: „Ich 
habe nichts zu verbergen.“ Das müssen ja ganz uninteressante Menschen sein, die nichts zu verbergen 
haben!  
 
 
Elke Wollenschläger  
Kuratoriumsmitglied der Theodor-Heuss-Stiftung 
 
Die Jugendlichen lernen heute in einer völlig neuen Dimension, in der virtuellen Welt des Internets, und sie 
denken, dass sie sich damit weitestgehend den herkömmlichen Kontrollorganen entziehen. Der 
Verfassungsrichter Papier beklagt ja auch, dass die Kontrollorgane immer weiter ausgebaut und aufgebläht 
werden, dass sie aber dem eigentlichen Grundbedürfnis, Kontrolle auszuüben, kaum noch hinterherkommen, 
weil wir durch die technischen Möglichkeiten in eine ganz andere Dimension gekommen sind. Müssen wir uns 
nicht fragen, ob wir mit unseren herkömmlichen Gesetzgebungsinstrumenten und den Kontrollorganen der 
Rechtsträger nicht in eine Situation kommen, in der das System kollabiert? 
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Gerhart Baum  
 
Man muss den jungen Leuten sagen, dass sie mit den Medien vorsichtiger umgehen müssen. Was die alles 
offenbaren über ihr Privatleben, das bleibt ewig sichtbar. Es gibt heute schon Fälle, wo der Personalchef einer 
Firma einen Bewerber auf etwas anspricht, das der vor zwei Jahren ins Netz gestellt hat. Unser 
Datenschutzrecht ist mit dem informationellen Fortschritt nicht in Einklang. Das heißt, wir müssen die 
Schutzlücken schließen, soweit das irgend geht. Das wird gar nicht einfach sein. Und wir müssen in die 
Datensammlungen bestimmte Löschungsfristen einbauen, die den Schutz automatisch garantieren. Es ist ja 
unglaublich, wie lange Google eine Anfrage speichert: 15 Jahre. Und was wird da über einen Menschen 
offenbart, wofür er sich möglicherweise interessiert! Warum 15 Jahre? Wer hat dann irgendwann Zugriff? Der 
CIA? Warum kann man Google nicht verpflichten, das nach einem Jahr zu löschen?  
 
 
 
III. SICHERHEIT UND DATENSCHUTZ 
 
 
Rupprecht Podszun  
 
Peter Schaar ist Bundesbeauftragter für den Datenschutz und die Informationsfreiheit, Deutschlands oberster 
Datenschützer. Er leitet eine Behörde mit etwa 70 Mitarbeitern in Bonn, die pikanterweise dem 
Bundesinnenministerium zugeordnet ist. Er ist diplomierter Volkswirt, hat in Hamburg in der Senatsverwaltung 
gearbeitet, war kurz in der Privatwirtschaft tätig und ist seit 2003 in diesem Amt. Er ist Mitglied der Grünen 
und auch der Humanistischen Union. Als er in diesem Jahr sein Buch „Das Ende der Privatsphäre“ 
veröffentlicht hat, nannte der „Spiegel“ ihn den „Hüter eines verlorenen Schatzes“. Herr Schaar, öffnen Sie 
uns doch mal Ihre Schatzkammer!  
 
 
Peter Schaar  
Bundesbeauftragter für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 
 
Ich will bei dem so genannten Grundrecht auf Sicherheit ansetzen. Vor knapp einem Jahr hatte ich eine 
kontroverse Diskussion mit einem hohen Beamten der Europäischen Kommission, der mir unter Hinweis auf 
Artikel 6 der Grundrechtecharta vorhielt, dort sei nicht nur ein Grundrecht auf Freiheit sondern auch ein 
solches auf Sicherheit enthalten. Auch jede Person habe dieses Grundrecht, und was ich denn wolle? 
Natürlich sei in Artikel 8 der Grundrechtecharta auch die Privatsphäre genannt, aber das müsse man eben 
gegeneinander abwägen, und Sicherheit sei ja doch noch wichtiger. Das hat mir keine Ruhe gelassen, und ich 
habe mir die verschiedenen Unterlagen angeschaut, die bei der Grundrechtecharta diskutiert worden sind. 
Und siehe da, mein Gesprächspartner hatte Unrecht. Hier ging es nicht um Sicherheit im Sinne von Innerer 
Sicherheit, von staatlichen Maßnahmen, die sich möglicherweise gegen den Bürger richten, sondern es ging 
um Rechtsschutz, um Schutz vor willkürlicher Verhaftung, um die Sicherheit vor dem Staat. Auch die 
Sicherheitsgewähr ist also nicht einseitig als staatliche Aufgabe anzusehen, die sich im Prinzip gegen den 
Bürger richtet, sondern sie ist die Gewährleistung eines Individualgrundrechtes auch gegenüber dem Staat.  
 
Spätestens seit dem 11. September 2001 haben wir eine verkehrte Welt. Wir als Grundrechtehüter, als 
Datenschützer, als Bürgerrechtler müssen rechtfertigen, warum wir Freiheiten bewahren wollen, warum 
bestimmte staatliche Maßnahmen eben nicht sein dürfen. Zum Glück haben wir in den letzten Monaten und 
Jahren eine Diskussionslage, bei der das nicht mehr so ohne weiteres hingenommen wird. Ich freue mich 
darüber, dass sich hier eine gewisse Veränderung eingestellt hat. Darauf können wir durchaus stolz sein, aber 
man kann sich nicht sicher sein, ob es dabei bleibt. Man muss sich bewusst sein – und ich bin mir dessen 
bewusst –, dass diese aktuelle Diskussionslage sich sehr schnell wieder ändern kann. Jedem von uns ist das 
wahrscheinlich genauso klar. Es lohnt sich, sich noch mal anzuschauen, was sich denn bei staatlichem 
Handeln geändert hat und um welche Beeinträchtigungen von Freiheitsrechten es geht, speziell im Hinblick 
auf Eingriffe in das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung.  
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Man kann im Prinzip zwei Eingriffsdimensionen unterscheiden, die Dimension der Eingriffstiefe und die 
Dimension der Streubreite staatlicher Maßnahmen. Und wir müssen feststellen, dass staatliche Maßnahmen 
in beiden Dimensionen immer weiter gehen. Im Hinblick auf die Eingriffstiefe ermöglichen neue Techniken 
eine sehr viel intensivere Überwachung des intimsten Bereichs, und zwar ohne dass wir das bemerken. Die 
jüngste Diskussion über die Online-Durchsuchung hat ja deutlich gemacht, dass sich auf unseren privat 
genutzten Computern ein Abbild des gesamten Lebens sammelt, und zwar nicht nur für wenige Jahre, sondern 
vielleicht schon viel länger, vielleicht ein Leben lang. Und dass auf dieses Abbild zugegriffen werden kann, 
dass daraus Schlussfolgerungen gezogen werden können, zu denen wir selber gar nicht in der Lage wären. 
Auch längst Vergessenes, Verdrängtes kommt wieder zum Vorschein. Und wenn der Staat auf diese 
Informationen zugreifen kann, dann ist das ein beispielloser Zugriff auf das, was wir mit Persönlichkeit 
bezeichnen können.  
 
Die zweite Dimension, die Streubreite, ist aber nicht minder problematisch. Die Technologie, und das ist auch 
hier die Basis, liefert die Möglichkeiten einer umfassenden Registrierung und Auswertung menschlichen 
Verhaltens, etwa dadurch, dass wir videografiert werden und dass diese Videoaufnahmen eben nicht nur 
momentan auf einem Bildschirm erscheinen, sondern dass sie aufgezeichnet werden. Gerade kürzlich ist ja im 
Bundestag ohne öffentliche Debatte, und ich muss sagen, auch ohne dass die Opposition es bemerkt hat, 
eine Norm im Bundespolizeigesetz verabschiedet worden, die eine Ausweitung der Speicherungsfrist von zwei 
Tagen auf einen Monat vorsieht. Hier hat also die Bundesregierung in einer beispiellosen Nacht- und 
Nebelaktion die Opposition in eine Situation gebracht, in der diese gar nicht bemerkt hat, was da eigentlich 
ablief. Es wurde darüber nicht ein Wort gewechselt, und im Bundestag hat auch keinen Beitrag zur Diskussion 
geleistet, weil diese Norm 48 Stunden vor der dritten Lesung an ein völlig anderes Gesetzgebungsvorhaben 
angeflanscht wurde. Niemand hat die Abgeordneten darauf hingewiesen, und insofern ist es durchgekommen. 
Es geht ja nicht nur um die Vorratsdatenspeicherung der Telekommunikationsdaten; mittlerweile wissen fast 
alle, dass es diese Vorgabe gibt. Die Polizeigesetze mehrerer Bundesländer enthalten - darauf sind wir durch 
das Bundesverfassungsgericht jetzt noch einmal gestoßen worden -  schon seit einiger Zeit die Befugnis für 
das Kfz-Kennzeichenscanning, das ja auch praktiziert wird. Wir haben die Rasterfahndung als eine eher 
klassische Maßnahme, die aber bedeutsamer werden kann, wenn immer mehr Datenbestände 
zusammengeführt werden. Wir haben insbesondere im Bereich des Reiseverkehrs eine immer stärkere 
Überwachung. Die Fluggastdaten werden bislang nur bei Transatlantikflügen von den amerikanischen 
Behörden erfasst und für einen langen Zeitraum gespeichert. Seinerzeit sagte die Bundesregierung, das sei 
ein Kompromiss, mehr habe man als Ratspräsidentschaft nicht aushandeln können. Jetzt aber kommt der 
entsprechende Vorschlag von der EU-Kommission selbst. Er sieht genau dasselbe vor und unterscheidet sich 
nur darin, dass zwei Jahre kürzer gespeichert werden soll, nicht 15, sondern 13 Jahre. Warum diese Frist 
gewählt wird, kann ich nicht nachvollziehen, mir erscheint das ziemlich willkürlich. In der Begründung der 
Kommission findet sich kein Wort über die Dauer, es findet sich nur der allgemeine Hinweis, dass es darauf 
ankäme, dort Risikopersonen herauszufinden. Es geht dabei nicht darum, und das ist ganz wichtig, das steht 
in der Begründung, denjenigen zu identifizieren, der auf einer Fahndungsliste steht, und es geht auch nicht 
darum, den unmittelbaren Gefährder ausfindig zu machen, sondern es geht um Risikopersonen, um 
Risikoprofiling. Dabei ist völlig offen, wer das Profiling durchführen soll, die Nachrichtendienste oder die 
Polizeibehörden? Auf jeden Fall sollen die Daten für präventive Zwecke ausgewertet werden, und so 
entstehen sehr umfangreiche Datensammlungen. Das aus meiner Sicht fast weitestgehende Vorhaben wurde 
jüngst auch aus den Schubladen der EU-Kommission ans Tageslicht befördert, das so genannte Entry-Exit-
System, also eine Einreise-Ausreise-Kontrolle, die Europa jetzt einführen will. Jeder, der nach Europa einreist, 
soll nicht nur namentlich registriert werden, sondern auch noch mit Fingerabdruck und Irisabbild, was 
bemerkenswertist, weil wir das Irisabbild ja im Pass gar nicht haben. Und diese Daten sollen über Jahre 
aufbewahrt werden, um herauszufinden, wer dann auch wieder ausreist. Verpflichtend soll das nur für Nicht-
EU-Ausländer gelten, also für Drittstaatenangehörige. Aber um die Einreise zu vereinfachen, sollen auf 
freiwilliger Basis auch die EU-Bürgerinnen und –Bürger sich beteiligen. Wahrscheinlich müssen sie sonst zwei 
Stunden warten wie am amerikanischen Flughafen, aber das muss man wahrscheinlich ohnehin, weil das mit 
den zehn Fingerabdrücken, die man dann abgeben muss, ja recht lange dauert. Es macht auch deshalb 
mittlerweile große Freude, in die USA einzureisen. Allerdings sind unsere Daten möglicherweise schon da, 
auch wenn wir nicht in die USA einreisen, denn die Bundesregierung hat es in einem ziemlich gelungenen 
Verhandlungsprozess geschafft, der staunenden Öffentlichkeit ein Abkommen zu präsentieren, das man mit 
den Behörden der Vereinigten Staaten ausgehandelt hat, das so genannte Prüm-Regime. Damit bekommt man 
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einen Online-Zugriff der amerikanischen Behörden in Zukunft auf die DNA-Datenbank des 
Bundeskriminalamts, und auch auf die Fingerabdruckdateien, die in AFIS gespeichert sind. In AFIS finden sich 
mitnichten nur verurteilte Straftäter, sondern Fingerabdrücke aller, die einer erkennungsdienstlichen 
Behandlung unterzogen worden sind, auch wenn  die Betroffenen nicht verurteilt wurden, weil gar kein 
Verfahren gegen sie eröffnet oder das Verfahren eingestellt wurde oder weil sie freigesprochen wurden. . So 
wurden von den Gegnern des G8-Gipfels im letzten Jahr über 1000 Personen erkennungsdienstlich behandelt. 
Ich weiß nicht, ob überhaupt einer verurteilt wurde. Bestimmt wird nur eine geringe Zahl wegen Gewalttaten 
angeklagt, aber es ist zu befürchten, dass auch der Rest bleibt  in dieser Datenbank gespeichert bleibt. 
Darüber hinaus ist es so, dass die Daten derjenigen, die einen Asylantrag gestellt haben, auch in AFIS 
gespeichert sind, unabhängig vom Erfolg. Möglicherweise werden auch diese Daten den US-Behörden zur 
Verfügung stehen. Und auch wenn ihnen der Name nicht mitgeteilt wird, brauchen sie ihn vielleicht auch gar 
nicht, weil man ja über die Fingerabdrücke, die man dort von den Reisenden bereits hat, ja schon weiß, um 
wen es sich handelt.  
 
Der entscheidende Punkt für mich ist bei alledem, dass es zu einer Gegenbewegung kommt, dass wir über die 
Realitäten und Gefahren, denen unsere Freiheit ausgesetzt ist, aufgeklärt werden, und dass Gegenstrategien 
entwickelt werden. Wir werden zwar keine Welt ohne Computer, ohne Vernetzung und ohne Kommunikation 
bekommen, aber wir müssen die Kommunikationsprozesse absichern, und zwar auch unabhängig von der 
Frage, ob schon aktuell persönliche Daten gespeichert werden oder nicht. Da ist dieses neue 
Computergrundrecht, das das Bundesverfassungsgericht in der Online-Durchsuchungsentscheidung, 
formuliert hat, hilfreich, aber ausruhen kann man sich darauf nicht. Ich bin deshalb sehr dankbar, dass es 
Leute gibt wie Herrn Baum und seine Mitstreiter, Frau Leutheusser-Schnarrenberger und Herrn Hirsch, die 
sich so aktiv und so nachhaltig für die Freiheit einsetzen.  
 
 
Rupprecht Podszun  
 
Unser erster Medaillenträger, den wir vorstellen, ist der FoeBud, der „Verein zur Förderung des öffentlichen 
bewegten und unbewegten Datenverkehrs“, der 1987 gegründet wurde. Dieser Name mutet merkwürdig an, 
das ist eine Parodie auf Begrifflichkeiten und Abkürzungen der Bundespost. Sie merken schon, es geht jetzt 
ein bisschen doppelbödig zu. Gegründet wurde dieser Verein von zwei Künstlern, Rena Tangens und padeluun, 
und es ist ein „Verein für Menschen vor dem Computer“. Padeluun zu beschreiben grenzt geradezu an eine 
Unmöglichkeit. Er ist ein Gesamtkunstwerk, reduzieren wir ihn mal auf diesen Begriff, der als Musiker, 
Künstler, Computerfreak, Autor, Publizist und vieles mehr arbeitet. Sein Alter ist ebenso wie sein Name nicht 
im Internet aufzufinden, also das schafft er. Er hat mit Rena Tangens das Kunstprojekt und die Galerie Art 
d’Ameublement in Bielefeld gegründet, und in dieser Galerie und mit diesem Kunstprojekt machen sie 
Performances, Installationen, Videokunst und verleihen vor allem die BigBrotherAwards zusammen mit 
anderen Organisationen aus der Szene. Das sind die „Oskars für Datenkraken“. Seit 2000 wird diese 
Auszeichnung verliehen für Leute, die sich beim Sammeln von Daten besonders hervorgetan haben. Letztes 
Jahr wurde zum Beispiel das Unternehmen Novartis für die Bespitzelung von Arbeitnehmern ausgezeichnet. 
Oder Monika Harms, die Generalbundesanwältin, für ihre Behandlung der G8-Gegner. Das Abgefahrenste im 
Wortsinne, was ich über padeluun gelernt habe, ist: Er hat auch eine Initiative für die Rechte von Skatern und 
Rollerbladern gegründet.  
 
 
padeluun  
FoeBuD e.V., Theodor-Heuss-Medaille 2008 
 
Ich wurde gerade aus dem Publikum gefragt, warum ich mir die Hände gerieben habe, als Herr Baum über die 
Handtaschendiebstähle im Kölner Bahnhof gesprochen hat. Der Grund ist, dass ich einmal mit dem 
ehemaligen Polizeidirektor in Köln auf dem Podium zum Thema Videoüberwachung saß. Und er sagte zu mir, 
dass die Handtaschendiebstähle seit der Einrichtung der Kameras um 4 % gestiegen seien. Ich kann nicht 
mehr zur Videoüberwachung sagen, als dass sie völliger Blödsinn ist; es geht nur um Geld.  
 



11 

Ja, ich habe schon seltsame Dinge getan. Ich kenne zum Beispiel auch das Stuttgarter Gefängnis. Da war ich 
1976 für 18 Stunden in dem Raum mit der Nummer 18 und bin da drin wahnsinnig geworden. Man hat mir 
vorgeworfen, einen Diebstahl begangen zu haben, und ich war dort und fühlte mich gefoltert. Wenn man als 
junger Mensch einfach so drin ist, das tut richtig weh, das kann schon sehr, sehr böse sein. Das hat mich 
übrigens dazu gebracht, nachzudenken, und dafür bin ich heute noch dieser dummen Polizei von damals - es 
war wirklich dumm, was sie gemacht haben – dankbar, weil ich dadurch politisch geworden bin. Ich habe also 
nachgedacht und mir gesagt, so geht das nicht. Und ich denke heute immer noch nicht juristisch, sondern ich 
empöre mich, mit dieser Wut und diesem Gefühl, völlig ausgeliefert zu sein. Und diese Wut erhalten wir uns im 
FoeBuD hoffentlich noch sehr lange, weil sie wichtig ist. Es ist mir wichtig, nicht einen Beitrag wie mein 
Vorredner zu halten, der dann so ein bisschen erklärt, warum alles ganz schwierig ist, und ich will auch nicht 
in einem Artikel von Christian Rath lesen müssen, warum Videokameras vielleicht doch schön sind, weil 
Schwule sich dann sicherer fühlen, wenn sie sich da drunter küssen. Da denke ich immer, jemand hat 
Christian Rath beiseite genommen und hat gesagt: „Herr Rath, schauen Sie mal, wir sind doch tolle Leute, wir 
wollen doch gar nichts Böses, wir wollen doch nur, dass alles sicher wird. Und Sie müssen doch bedenken, 
die alte Frau Meier muss sich ja auch abends auf die Straße trauen.“ Und ich stehe dann da, und diese ganzen 
Leute stehen dann da, von denen wir hoffen, dass wir noch viel mehr von ihnen auf die Straße bringen. In 
Berlin haben wir es immerhin auf 15.000 geschafft. Sie glauben gar nicht, was das für eine Arbeit war.  
 
Im Moment bin ich so etwas wie ein Unternehmer, Bewegungsunternehmer, leider nur nicht mit dem Gehalt 
dazu. Und was machen wir, um den FoeBuD zu finanzieren, abgesehen davon, dass wir endlich unser 
Fleißkärtchen hier abholen dürfen? Wir verkaufen Zeug im Internet, Datenschutzbroschüren, Bücher, 
Armreifen, die löten wir selber. Da sitzen hoch bezahlte Leute, die arbeiten als Programmierer, und löten für 
uns Armreifen, die wir dann für 15 Euro verkaufen, Materialwert 12 Cent. Damit kann man nämlich diese 
versteckten Schnüffellesegeräte herausfinden, diese LED-Lesegeräte. Dann leuchtet nämlich am Armreif eine 
rote LED auf, tolle Sache. Und wir sammeln auch Spenden.  
 
Wir sind zum Datenschutz gekommen, weil wir eine Mailbox betrieben haben, und eines Tages passierte es. 
Man muss sich das so vorstellen: Es war ein PC mit einem Monitor, und da konnte genau ein Teilnehmer dran 
sein, und erst, wenn der weg war, kam der nächste dran. Und die Dinger stürzten auch zwischendurch ab. 
Man musste immer, wenn man durch den Flur lief, mal gucken, ob der Rechner da noch funktionierte, also 
guckt man auf den Monitor. Und alles, was jemand eingetippt hatte, konnte ich mitlesen. Das war erst mal 
nicht schlimm, wir sind ja nur die Techniker, ist ja bei der Telekom auch so. Aber einmal war so ein Moment, 
wo ein guter Freund, der unser Programmierer war, sich einloggte und eine E-Mail an eine Kollegin schrieb. 
Ich sah einfach nur, er gab ihre E-Mail-Adresse ein, und ich wusste: Das geht mich nichts an. Wenn sich 
zwischen denen etwas anbahnt, erfahre ich das entweder von ihm oder von ihr, aber nicht auf diesem 
technischen Weg. Und das war der Moment, wo ich ihn bat, einen Editor zu schreiben, der nur noch 
Sternchen ausgibt, damit wir nichts mehr sahen. Wir haben eine Verschlüsselung eingebaut und damit PGP in 
Deutschland eingeführt. Wir haben ein Handbuch geschrieben und 12.000 Stück im Eigenverlag verkauft. Ich 
finde, das ist eine Leistung für ein technisches Handbuch. Dazu: Die AEG hat auch eins gekauft, und sie 
fragten uns, ob wir es ihnen gratis geben, weil eine Rechnung zu bezahlen, sei intern so teuer. Aber was 
passierte dann? Seit wir Mailboxen betrieben, kamen Leute zu uns und sagten: „Damit werden Verbrechen 
begangen.“ Doch das einzige Verbrechen, das mit unseren Mailboxen je gemacht wurde, war der Aufbau eines 
Nazi-Mailbox-Netzwerkes, und das fand ich natürlich richtig schlimm. Das Interessante war, dass alle Medien 
nicht über uns, wohl aber darüber geschrieben haben. Das ging bis in die Tagesthemen. Und dann kamen 
auch schon mal Journalisten zu uns, haben sich von uns das alles erklären lassen, um ihre Artikel über Nazi-
Mailboxen ein bisschen besser schreiben zu können. Und wir mussten dann dauernd was lesen über Nazi-
Mailboxen, später dann noch über Kinderpornografie, organisierte Kriminalität und über Drogen. Noch später 
stellte sich dann heraus, dass es der Verfassungsschutz war, der diese Nazi-Mailboxen aufgebaut hatte. So 
wird Politik gemacht, so wird Arbeit unterdrückt, so wird versucht, eine Kommunikationsgesellschaft, die sich 
entwickelt, klein zu kriegen. Denn in den Köpfen gingen neue Kommunikationsgesellschaften so, dass da ein 
oder vielleicht zwei Großkonzerne sind, die alles Geld und alle Leitungen haben. Dass sich das auch einzeln, 
dezentral aufbauen kann, ohne dass es eine Überwachungsgesellschaft werden muss, das wurde nicht 
zugelassen.  
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Früher musste man eigentlich seine Mailboxen bei der Bundespost anmelden, das haben wir aber nicht 
gemacht, weil wir die als Konkurrenz angesehen haben. Erst als es dann Rectipy  gab, haben wir uns auch 
angemeldet. Dort wurden also plötzlich hunderte von Mailboxen angemeldet. Die Systembetreiber haben sich 
damals dreimal im Jahr getroffen, und die Netze wurden demokratisch besprochen. Und auf dem ersten 
Treffen war jemand von Rectipy und sagte: „Bitte melden Sie sich nicht bei uns an, Sie machen unsere ganze 
Statistik kaputt.“ Die wollten nur ihre Telekom und die alten Rüstungsunternehmen haben, die jetzt 
Telekommunikationsunternehmen wurden. Das steckt dahinter, wenn Sie sehen, wie schnell O2 (o two) im 
vorauseilenden Gehorsam Vorratsdatenspeicherung umzusetzen versucht oder schon umgesetzt hat.  
 
Was wir als FoeBuD erreichen müssen, ist, dass es die ganz normale Gesellschaft schafft, die Aktivitäten, die 
es bei uns gibt, mitzufinanzieren. Wir brauchen Spenden, weil sie uns ein Mandat geben. Und natürlich geben 
Spenden uns die Möglichkeit weiterzuarbeiten und die laufenden Kosten, die wir haben, zu decken. Wenn 
mehr Leute auf die Straße gehen sollen und wenn sich das Bewusstsein dafür in der Bevölkerung wirklich 
durchsetzen soll, dann ist das genau das, was Sie tun müssen, uns Geld geben.  
 
 
Rupprecht Podszun  
 
Diejenigen, die mit der Heuss-Stiftung nicht vertraut sind, werden an den bisherigen Beiträgen erkannt haben, 
was die Stiftung ausmacht: Unterschiedliche Beiträge, die aber doch von einer gemeinsamen Idee getragen 
sind - und Initiativen, die widerspenstig formulieren, was etwa ein Preisträger in seriöse Politik umsetzt.  
 
 
Hartmut von Hentig  
Mitglied des Kuratoriums der Theodor-Heuss-Stiftung 
 
Wir hier fühlen uns einigermaßen sicher. Da draußen empfinden die Leute das aber anders. Da gibt es ein 
uraltes und durch unsere Verhältnisse verstärktes Sicherheitsbedürfnis, das nicht befriedigt wird durch 
Gesetze. Begebe ich mich auf die Straße, dann nehme ich Menschen wahr, die fleißig gearbeitet haben und 
das wenige erworbene Vermögen nun in dem Mahlstrom von Bankenkrisen wegtrudeln sehen. Meine 
Wäscherei heißt Gudrun, die, Sie wissen es aus der Sage, für Hartmut die Wäsche waschen musste. Gudrun 
steht am Bügeleisen, bei mir um die Ecke, an der Lietzenburger Straße. Ein Mann kommt herein, macht die 
Tür zu und sagt: „Geben Sie die Kasse heraus.“ Diese arme Frau kann nichts anderes tun als das und versucht 
verzweifelt, irgendjemanden irgendwo zu finden. Erst am Telefon, doch der berühmte Notruf funktioniert 
nicht. Um die Ecke in der Fasanenstraße stehen vor jedem der Juwelierläden wackere ukrainische oder 
usbekische Männer, und sie versucht, die reinzuholen, doch die verstehen kein Wort Deutsch, die schütteln 
nur den Kopf. Weit und breit kein Polizist. Das sind die Unsicherheiten, die verhindern, dass die Leute 
einstehen für ihre res publica, für ihre civitas, die doch mit civilitas etwas zu tun hat. Sie haben unsere 
bürgerliche Sicherheit nicht. Und ich denke, wir müssen sehr, sehr viel tun, um dies zu stärken. Deshalb bin 
ich dafür, dass wir zunächst einmal sagen, der Gegensatz zu Sicherheit ist Unsicherheit und nicht Freiheit, so 
wie der Gegensatz zu Freiheit nicht Sicherheit, sondern Unfreiheit ist. Beides, Sicherheit und Freiheit, hat ein 
großer Teil unserer Bevölkerung in den letzten Jahren verloren.  
 
 
Gerhart Baum  
 
Über diese Probleme denke ich auch nach. Es gibt ja absolut berechtigte Sicherheitsbedürfnisse. Wir 
diskutieren hier über die Menschenwürde. Die Menschenwürde ist auch gefragt, wenn wir uns jetzt mit dem 
Problem der Altersarmut konfrontiert sehen. Ja, was machen wir denn da mit unseren Grundrechten? Wir 
gehen sehenden Auges in eine Situation hinein, wo ältere Menschen, auch solche, die lebenslang gearbeitet 
haben, kein Existenzminimum mehr haben. Diese Sicherheitsbedürfnisse sind berechtigt, andere sind 
künstlich erzeugt worden. Es gibt eine gefühlte innere Sicherheit. So gab es in Hamburg die Situation, wo 
Ronald Schill mit einer aufgebrachten öffentlichen Meinung 18 % der Stimmen bekam, weil in der Tat die 
Parteien die Sicherheitsbedürfnisse der Menschen vernachlässigt hatten und plötzlich eine gefühlte 
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Unsicherheit entstand. Die Leute fühlten sich in einer Weise bedroht, die mit der Realität überhaupt nichts 
mehr zu tun hatte.  
 
 
Martin Kutscha  
Herausgeber des Grundrechte Reports, Theodor-Heuss-Medaille 2008 
 
Ich lehre Staatsrecht an einer Hochschule in Berlin. Das Problem, mit dem ich momentan konfrontiert bin, ist, 
dass ich meinen Studierenden ein neues Grundrecht nahe bringen muss, das vom Bundesverfassungsgericht 
in seinem Urteil zur Online-Durchsuchung erfunden wurde, und das den sperrigen Namen „Grundrecht auf 
Gewährleistung der Integrität und Vertraulichkeit informationstechnischer Systeme“ trägt. Sie können sich 
vorstellen, was für ein Gesicht meine Studenten und Studentinnen machen, wenn Sie das allein schon 
auswendig lernen müssen, geschweige denn den Schutzbereich dieses Grundrechts erkennen. Herr Schaar 
und padeluun haben auf die Eingriffstiefe verwiesen, auf die Möglichkeit, Personalprofile von ganz vielen 
Menschen herstellen zu können, durch Millionen und Abermillionen Daten, die heute generiert, verarbeitet 
und ausgewertet werden, wirklich ganz umfassende Persönlichkeitsprofile zu machen, ohne dass die 
Betroffenen das wissen. Meine Frage ist, ob es nicht an der Zeit wäre, dass das Bundesverfassungsgericht 
sagt: „Bis hierher und nicht weiter.“ Es hat in früheren Entscheidungen gesagt: „Die Menschenwürde verbietet 
es, umfassende Persönlichkeitsprofile von Menschen zu machen.“ Meine Frage ist, ob das neue Grundrecht 
das wirklich leistet. Ich habe da meine Bedenken. Ich hoffe, dass in den nächsten Jahren das 
Bundesverfassungsgericht da wirklich mehr Pflöcke einschlägt, weil wir sonst wirklich einen Eingriff in die 
Menschenwürde haben, wenn die Menschen für den Staat, aber auch für Privatpersonen immer transparenter 
werden.  
 
 
Gerhart Baum  
 
Zu dieser leisen Kritik am Verfassungsgericht möchte ich Ihnen sagen, dass ich diese Entscheidung für ein 
Jahrhunderturteil halte. Damit ist Rechtsgeschichte geschrieben worden. Und wir müssen nur was draus 
machen, Herr Professor, das werden wir schon hinkriegen. Das Urteil hat ja Aufträge an den Gesetzgeber in 
sich, zum Beispiel den Auftrag, diese informationelle Selbstbestimmung im Datenverarbeitungsbereich auch in 
die privaten Datensammlungen zu bringen, wo man genauso mit einem Zugriff in hohem Umfang 
Persönlichkeitsprofile bekommen kann. Eine Kritik am Verfassungsgericht möchte aber auch ich sagen, und 
die trifft sich mit dem, was Christian Rath geschrieben hat. Er hat gefragt: „Warum ist das Gericht eigentlich 
bei dem Kernbereichsschutz nicht deutlicher und klarer und strikter? Sollte das Gericht nicht doch ganz 
deutlich sagen: In den und den Bereichen ist jetzt Schluss, da gibt es keinen Staat, das sind staatsfreie 
Zonen?“ Denn so wie es ist, entsteht immer wieder die Situation, auch bei der Online-Durchsuchung, dass mit 
diesem Kernbereichsschutz alles Mögliche angestellt wird. Wo beginnt er? Wer stellt ihn fest? Wie wird 
ausgewertet? Das ist eine Manövriermasse für Politiker, die das Urteil im Grunde ablehnen. Und da wünsche 
ich mir mit Herrn Rath, dass das Gericht eines Tages sehr viel deutlicher sagt: „Hier sind die Grenzen, keinen 
Schritt weiter.“ 
 
 
Peter Schaar  
 
In der Tat kann man aus diesem neuen Grundrecht das Verbot der Profilbildung bzw. der umfassenden 
Katalogisierung von Persönlichkeit nicht ableiten, das ist richtig, aber diese neue Rechtsprechung befasste 
sich ja jetzt auch nicht in erster Linie damit, sondern mit dem Eingriff in diesen Kernbereich der Privatsphäre. 
Die umfassende Katalogisierung von Persönlichkeit findet auch und im Wesentlichen dadurch statt, dass 
Daten aus unterschiedlichsten Quellen zusammengeführt werden. Dazu hat das Bundesverfassungsgericht 
durchaus schon in anderen Urteilen etwas gesagt, in allererster Linie natürlich im Volkszählungsurteil, wo, 
wenn ich mich recht erinnere, ja sogar davon die Rede ist, dass eine umfassende Katalogisierung der 
Persönlichkeit selbst in der Anonymität statistischer Erhebungen unzulässig ist. Da würde ich das Gericht also 
nicht kritisieren. Nun bin ich kein Jurist, und gerade die juristisch vorgebildeten Kolleginnen und Kollegen 
Datenschützer werten manche der Entscheidungen nicht so positiv wie die datenschutzpolitische 
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Öffentlichkeit. Das ist bei diesem Berufsstand auch völlig normal, dass juristische Bewertungskriterien an 
Urteile angelegt werden. Aber auf der anderen Seite ist es datenschutzpolitisch tatsächlich ein Meilenstein, 
ein ganz herausragendes Urteil. Jetzt kommt es darauf an, genau diese Umsetzung, die Konsequenzen daraus 
abzuleiten und der Öffentlichkeit so zu vermitteln, dass auch die Politik nicht umhin kann, das zu akzeptieren.  
 
 
Hannelore Kober  
Filmemacherin 
 
Es ist für uns heute manchmal sehr schwierig, über die digitale Welt Bewusstsein zu haben. Und ich glaube, 
das noch viel größere Problem ist, dass wir dieses Bewusstsein nicht schon vor Jahren hatten. Und wenn Herr 
Baum sagt, dass er das Internet erst vor zwei Jahren für sich entdeckt hat, dann ist das eigentlich eine 
Tragödie, weil es fast schon zu spät ist, denn man kann nur durch Tun erfahren und auch begreifen. Und das 
ist meine Kritik, eigentlich nicht an Ihnen, aber an einer Politik, an einer Rechtsprechung, an einer Welt, die 
die Dinge regeln und in Ordnung bringen soll, dass die meisten sich nicht darum kümmern oder nicht wissen, 
wie die digitale Welt funktioniert. Dazu muss man entweder so einsteigen wie padeluun, direkt durch 
Erfahrung, und es muss es in der Schule gelehrt werden. Das Nächste, was kommen wird, wird sein, dass wir 
gescannt werden, genau wie eine Ware. Und wir sollten uns jetzt schon mal überlegen, was passiert, wenn wir 
gescannt werden, jeder Einzelne, und wenn unsere Daten dann so schnell verfügbar sind wie heute der Preis 
von Magerquark.  
 
 
Peter Schaar  
 
Wie sicher wir uns fühlen, hängt ganz stark auch davon ab, wie wir Realität wahrnehmen. Und das wiederum 
wird zum großen Teil bestimmt durch mediale Vermittlung. Und ich stelle fest, dass wir eine Boulevardisierung 
von Öffentlichkeit haben, und zwar bis hinein in die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten, deren Auftrag 
das ja gar nicht ist. Und das wiederum hat zur Konsequenz, dass es einfach nicht geglaubt wird, wenn eine 
Statistik nachweist, dass die Anzahl der Sexualverbrechen, insbesondere an Kindern, in den letzten 20 Jahren 
ganz deutlich zurückgegangen ist. Es wird nicht geglaubt, weil wir doch täglich immer wieder darüber lesen, 
und immer wieder über denselben Vorgang. Diese Wahrnehmung führt zur Unsicherheit, und wer würde nicht 
befürworten, dass Kinderschutz vor Datenschutz kommt? Wir Datenschützer müssen aber genau hinsehen 
und verstehen, was dahinter steht.  
 
 
 
IV. SICHERHEIT UND FREIHEIT DER PRESSE 
 
 
Rupprecht Podszun  
 
Wir kommen jetzt zum Thema „Sicherheit und Freiheit der Presse“. Wir haben uns vorgenommen, dabei den 
Blick zu weiten und nach Russland zu schauen, weil das natürlich nicht nur ein deutsches Thema ist und die 
Verhältnisse andernorts auch unsere Berücksichtigung finden sollten. Lotte Leicht hat einen beeindruckenden 
Lebenslauf. Sie ist gelernte Rechtsanwältin aus Kopenhagen, und sie hat in zahlreichen Ämtern in 
Menschenrechtsorganisationen gewirkt, unter anderem vier Jahre lang bei der Internationalen Helsinki-
Stiftung in Wien. Sie hat auch zahlreiche Länder besucht und im Feld dokumentiert, was an 
Menschenrechtsverbrechen geschieht. Seit 1994 ist sie Direktorin bei Human Rights Watch in Brüssel und 
zuständig für die European Union Advocacy.  
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Lotte Leicht  
European Union Advocacy Director, Human Rights Watch 
 
Als die Sowjetunion noch existierte, war der einzige Ort, an dem man frei sprechen konnte, die eigene 
Wohnung, oftmals der Küchentisch. Dies änderte sich mit Glasnost und der größten Errungenschaft dieser 
Zeit – dem Recht auf Meinungsfreiheit. Im heutigen Russland aber ist die Meinungsfreiheit gefährdet.  
 
Als Ende 1999 Wladimir Putin sein Amt als russischer Präsident antrat, waren die wichtigsten 
Medienkonzerne im Besitz einer kleinen Gruppe von Oligarchen. Sie kontrollierten die landesweiten 
Fernsehsender Russlands und somit die wichtigste Informationsquelle der meisten Russen. Diese Oligarchen 
besaßen und kontrollierten auch viele der russischen Radiosender sowie die wichtigsten Zeitungen und 
Onlinemedien. Von Oligarchen kontrollierte Medien sind nicht dasselbe wie unabhängige Medien. Die Agenda 
der Oligarchen beeinflusste die Berichterstattung stark. Nichtsdestotrotz hatten die Russen Zugang zu einer 
breiten Palette an Meinungen in TV-Kanälen und Printmedien, denn die Oligarchen nutzten ihre Medien, um 
sich gegenseitig und um die Regierung zu bekämpfen. Allerdings begann der Kreml von da an, den Pluralismus 
aus Fernsehen und Radio sowie später aus den Printmedien zu verbannen. Und nun ist auch das Internet an 
der Reihe.  
 
Startschuss für das massive Vorgehen gegen die Medien war der Ausbruch des zweiten 
Tschetschenienkriegs. Der Kreml war sich bewusst, dass unter anderem die kritische 
Medienberichterstattung über den ersten Krieg in Tschetschenien und eine damit einhergehende zunehmend 
skeptische Öffentlichkeit die russische Regierung zu Verhandlungen und 1996 zum Rückzug zwangen. Die 
Behörden begannen damit, Journalisten den Zugang nach Tschetschenien zu verwehren und deren 
Berichterstattung über das Land einzuschränken. Widerspenstigen Journalisten und Nachrichtenagenturen 
wurde die Akkreditierung entzogen. In einigen Fällen wurden Journalisten durch den Kreml offen schikaniert 
oder sogar eingesperrt. Der Fall des Radio Liberty Korrespondenten Andrej Babitsky war ein Schlüsselbeispiel 
zu einem frühen Zeitpunkt des Krieges. Er wurde wegen gefälschter Papiere im berüchtigten Foltercamp von 
Tschernokosovo inhaftiert.  
 
Was Präsident Putin später die Befreiung der Nachrichtenagenturen von der Zensur der Oligarchen nannte, 
war der Versuch des Kremls, selbst die redaktionelle Kontrolle über die Medien und insbesondere über die 
landesweiten Fernsehsender zu erlangen. Das geschah in einem Feldzug, der durch vorsichtig abgestimmte 
Überraschungsangriffe und Übernahmen durch die Regierung beziehungsweise durch Firmen unter 
Regierungskontrolle charakterisiert war. Ab Mitte des Jahres 2003 waren alle TV-Kanäle mit landesweiter 
Reichweite wie auch die meisten Radiostationen unter der Kontrolle des Kremls. Fernsehnachrichten waren 
eintönig geworden, sie porträtierten fortwährend den Präsidenten in einem positiven Licht und vermieden 
jegliche Kritik an seiner Politik. Alle Sendungen, die Live-Debatten zu aktuellen politischen Themen sendeten, 
wurden gestrichen. Nur wenige Zeitungen und Online-Publikationen sorgten für Meinungsvielfalt; doch deren 
Leserschaft war klein.  
 
Die wenigen mutigen Journalisten, die ihre Arbeit trotz der Anfeindungen seitens der Regierung fortsetzten, 
wurden Ziel von Gewalt und Schikane. Der Fall Anna Politkovskaya ist beispielhaft für die Gefahr, der 
Journalisten in Russland ausgesetzt sind, aber auch für die Straffreiheit ihrer Verfolger. Im Oktober 2006 
wurde Politkovskaya, eine investigative Journalistin der Zeitung Novaya Gazeta und bekannt für ihre 
furchtlosen Berichte über Tschetschenien, niedergeschossen. Dies geschah offensichtlich um ihren Artikel 
über Menschenrechtsverletzungen durch kremltreue tschetschenische Führer zu verhindern.  
 
Tschetschenien ist nicht das einzige Thema, das von Berichterstattern in Russland auf eigene Gefahr hin 
behandelt wird. Untersuchungen in sensiblen Themenbereichen der Regierungspolitik, insbesondere zu 
Korruption und Geschäftspraktiken, sind erwiesenermaßen für Journalisten ebenfalls gefährlich. 13 
Journalisten wurden während Putins Regentschaft durch Auftragsmorde getötet. Alle 13 wurden offenbar in 
Verbindung mit ihrer Arbeit ermordet. Keiner der Mörder wurde zur Rechenschaft gezogen; in den meisten 
Fällen versagten die Behörden sogar dabei, ernst zu nehmende Ermittlungen durchzuführen.  
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In letzter Zeit wurden Journalisten und Medienkonzerne, die über sensible Themen wie die Situation in 
Inguschetien oder russische Oppositionsbewegungen – wie beispielsweise „Anderes Russland“ – berichteten, 
Ziel derselben bürokratischen Taktiken und Vorwürfe angeblicher krimineller Machenschaften, die der Kreml 
schon während der Kriege in Tschetschenien gegen die Medien angewandt hatte. Sogar REN-TV, ein Sender 
der von engen Vertrauten Putins kontrolliert wird, sich aber noch etwas redaktionelle Unabhängigkeit 
bewahren konnte, entging dem Zorn des Gesetzgebers nicht. Das Verbrechen lag darin, über Unruhen, Gewalt 
und Menschenrechtsverletzungen in Inguschetien berichtet zu haben. Die inguschetische Duma bat kürzlich 
die Zentralregierung, die Ausstrahlung von REN-TV in Inguschetien einzuschränken. Denn die Präsenz der 
Journalisten von REN-TV sei aufgrund der provokativen, verleumderischen und voreingenommenen 
Berichterstattung über Ereignisse in der Region unerwünscht.  
 
Der heute ausgezeichnete Boris Reitschuster und mehrere andere Journalisten wurden inhaftiert, als sie im 
Mai 2007 über den EU-Russland-Gipfel in Samara berichteten. Als sie Informationen über den „Marsch der 
Nichteinverstandenen“ sammeln wollten, wurden Herr Reitschuster und andere für zwei Stunden 
festgehalten. Als sie frei kamen, war der Demonstrationszug vorbei. Als Herr Reitschuster fragte, warum er 
inhaftiert worden war, antwortete die Polizei: „Sagen wir mal, dass Sie dem Verdächtigen auf einem 
Fahndungsfoto ähnlich sehen.“ Herr Reitschuster und seine Kollegen waren nicht die Einzigen, die von den 
Behörden in Verbindung mit dem „Marsch der Nichteinverstandenen“ in Samara schikaniert wurden. Drei 
weitere Journalisten wurden verhaftet, während sie ein Interview mit einem Oppositionellen führten; die 
Redaktion einer Zeitung und eine Nachrichtenagentur wurden durchsucht und wegen des Verdachts auf 
Software-Piraterie geschlossen; zwei andere Journalisten wurden gemeinsam mit zwei Oppositionellen 
aufgrund fragwürdiger Beschuldigungen eingesperrt.  
 
Ein weiteres, besonders wirkungsvolles Instrument zur Einschränkung und Kontrolle der freien Rede ist die 
Gesetzgebung gegen so genannten Extremismus. Die vage formulierten Vorschriften des Gesetzes erlauben 
es, alle politisch oder ideologisch motivierten Verbrechen, aber auch gewisse Formen der 
Beamtenbeleidigung als extremistische Umtriebe anzusehen. Wenngleich das Gesetz als Instrument gegen 
Fremdenfeindlichkeit und Rassismus gerechtfertigt wurde, wird es willkürlich gegen politische Aktivisten und 
kremlkritische Kommentatoren angewendet. Dies erhöht die ernstzunehmenden Befürchtungen, dass das 
Gesetz benutzt wird, um legitimen politischen Protest zu marginalisieren beziehungsweise zum Schweigen zu 
bringen.  
 
Angesichts des immer enger werdenden Raumes für den freien Austausch von Informationen in Russland 
wenden sich die Russen in Scharen dem Internet zu. Aber auch dieser Raum ist in Gefahr. Die Kampagne 
gegen unabhängige und kritische Meinungen hat auch die Bloggersphäre erreicht. Ein kürzlich 
verabschiedetes Dekret der Regierung machte deutlich, dass die Geheimdienste jegliche Kommunikation per 
Internet, Telefon oder Handy ohne das Wissen der Betreiber oder Nutzer abhören können. Das Dekret 
verlangt darüber hinaus, dass auf Kosten der Betreiber teures technisches Gerät installiert wird, das den 
Zugang der Regierungsbehörden zu solchen Kommunikationsmitteln erleichtert. Die Geheimdienste 
behaupten, dass sie sich den Zugang zu Daten nur mit richterlichem Beschluss verschaffen. Doch wie kann 
man sicher sein, dass dies der Fall ist?  
 
Eine andere Vorlage des Gesetzgebers sieht vor, dass jede Website mit mehr als 1000 täglichen Aufrufen als 
Massenmedium registriert werden muss. Dies würde von den Betreibern der Websites verlangen, dass sie 
zahllosen Papierkram erledigen müssten. Sie müssten sich auch denselben strikten Verordnungen 
unterwerfen, die schon Rundfunk und Printmedien gefügig gemacht haben. Ein weiteres Ansinnen der 
Regierung sieht die Trennung des russischen vom weltweiten Internet vor und würde den russischen 
Behörden die Kontrolle über die Verbindung zwischen den beiden Netzwerken verschaffen. Wie in China 
könnte die Regierung dann den Inhalt kontrollieren, die technische Verbindung nach Belieben herstellen oder 
kappen oder sogar spezielle Seiten des World Wide Web blockieren.  
 
Wir hören manchmal von den Freunden Russlands – besonders hier in Deutschland – dass sie Russland nicht 
vorschreiben können, was zu tun sei, oder Russland belehren, wie es zu leben habe. Sie erzählen uns, 
Russland sei eine globale Macht und ein starker Staat. Dies ist alles richtig. Aber gegenüber Russland, dem 
Nachbarn Europas und Freund Deutschlands, offen über den Verfall von bürgerlichen Freiheiten zu sprechen, 
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ist ein Zeichen von Respekt. Es wäre ein Zeichen, wenn Europa Russland wie einen vollwertigen Partner 
betrachten würde, der fähig ist, ernste Bedenken zu hören und zu äußern. Ohne diese offenen Worte 
gegenüber den russischen Freunden könnte die russische Bevölkerung wieder in das letzte bleibende Forum 
für offene und freie Diskussionen verbannt werden: die Küche.  
 
 
Rupprecht Podszun  
 
Boris Reitschuster berichtet aus Russland schon sehr lange. Er hat dort einmal als Dolmetscher und 
Deutschlehrer angefangen, leitet seit 1999 das FOCUS-Büro in Moskau und ist auch als Buchautor 
hervorgetreten. In diesen Tagen erscheint sein neuestes Werk, „Der neue Herr im Kreml“. Wir sind auf ihn 
aufmerksam geworden, weil er mehr macht, als nur aus Russland zu berichten – er berichtet nämlich sehr 
kritisch. Und das ist nicht einfach. Damit Sie keinen ganz falschen Eindruck gewinnen, er kann auch 
wunderbar amüsante Anekdoten aus Russland schildern.  
 
 
Boris Reitschuster  
Theodor-Heuss-Medaille 2008 
 
Ja, der Galgenhumor und das, was man erlebt, sind ganz nah zusammen. Und es ist oft so, dass man lacht, 
aber nur, weil man sonst heulen würde. Das ist ein Funktionsmechanismus der Psyche. Ich habe ein bisschen 
Angst bekommen, als Sie heute hier von der Videoüberwachung erzählt haben, weil ich mir dachte, dass ich 
vielleicht in meinem Büro etwas falsch mache. Wenn zu uns Gäste kommen, dann geht das Gespräch oft so, 
dass man das eine sagt und mit den Augen etwas ganz anderes zeigt, und immer ist die entscheidende Frage: 
„Können wir das hier besprechen oder sollten wir lieber was essen gehen?“ Und dann kommt die Antwort je 
nach Situation. Die schönste Antwort hatte ich vor einiger Zeit von einem sehr engen Vertrauten, er sagte mir: 
„Das können wir besprechen, das dürfen die zwar auch nicht wissen, aber bei Dir ist ja die Auslandsabteilung 
zuständig. Und das, was ich Dir erzähle, interessiert nur die von der Inlandsabteilung, und die sind viel zu 
schlecht koordiniert, da brauchen wir keine Sorgen haben.“ Ich hatte eine Situation mit einer Kollegin in 
einem Café. Das Handy lag auf dem Tisch und ich hatte es extra ausgeschaltet. Eine halbe Stunde später ruft 
mich mein Fotograf an und sagt: „Ja, Du fährst ja jetzt in Urlaub, und das und das Thema machst Du.“ Sage 
ich: „Woher weißt denn Du das?“ Sagt er: „Ja, hast Du doch erzählt.“ Ich sage: „Also, ich habe das nie erzählt.“ 
Sagt er: „Doch, Du hast doch gerade mit jemandem gesprochen und das erzählt.“ Sage ich: „Wie kommst Du 
darauf?“ Sagt er: „Ich habe Dein Telefonat mitgehört. Ich habe Dich angerufen, und zufällig bin ich in Deine 
Leitung gekommen und konnte das hören.“ Dann sage ich: „Ich habe nicht telefoniert, ich saß im Café und 
hatte das Handy ausgeschaltet.“ In Russland gibt es den wunderbaren Witz: „Die Tatsache, dass ich Paranoia 
habe, bedeutet nicht, dass ich nicht verfolgt werde.“ So sprechen die Russen darüber. Jenseits dessen, was 
nicht nachweisbar ist, ist es so, dass zum Beispiel die Ausländer wieder in Wohnungen des 
Außenministeriums wohnen. Seit fünf Jahren wird wieder bei jedem Besucher der Pass verlangt, jeder wird 
registriert, der hereinkommt. Und man hört schon mal in der Frühe, wie sich die Wachleute darüber 
unterhalten, was man am Abend zuvor in der Wohnung besprochen hat.  
 
Manchmal kann man sich das auch zunutze machen. Ich war mit Gari Kasparow im Kaukasus, und die Reise 
war wie bei Orwell oder Kafka. Während der ganzen Reise gab es keinen einzigen Saal, in den man hineinkam. 
Es gab immer entweder Stromausfall oder irgendwelche Probleme mit der Feuerpolizei. Wir konnten mit dem 
Flieger nie starten. In Stawropol, vor der örtlichen Bücherei, war ein Schild: „Die Bücherei ist heute ab 10 Uhr 
wegen Wasserrohrbruchs geschlossen.“ Das war schon vorher da, sodass Kasparow nicht hinein konnte. Die 
örtlichen Medien haben nirgends darüber berichtet, dass Kasparow kommt. Nur ein Prozent der Russen weiß, 
glaube ich, dass Kasparow politisch aktiv ist. Dann sagte man uns, dass es Probleme mit dem Flieger gebe, 
dass er nicht wegfliegen könne. Eine Schikane, weil er nicht nach Moskau sollte. Da machte er das sehr 
geschickt. Er rief jemanden an und sagte: „Die Kommunisten machen heute Abend vielleicht kurzfristig eine 
Veranstaltung, und dann komme ich da hin, so können wir das nutzen, dass der Flieger nicht fliegen kann.“ 10 
Minuten später kam der Anruf von der Flughafenverwaltung, er könne doch fliegen, und er müsse sogar 
fliegen, weil der Flugplatz belegt sei und weil man diesen Platz wieder brauche. Das ist das eine, die 
Überwachung. Auf der anderen Seite gibt es auch direkten Druck. Ich habe das erlebt nach meinem letzten 
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Buch. Da hat man mir gesagt, ich hätte damit mein Todesurteil unterschrieben. Es gibt hochrangige russische 
Politiker, die mir sagen, ich solle mir Gedanken um die eigene Sicherheit machen. Ich habe auch schon aus 
vertrauenswürdiger Quelle gehört, in Gesprächen heiße es, man gehöre erschossen. In einer der größten 
russischen Boulevardzeitungen, wie hier die BILD, werde ich als Spion dargestellt. Eines der schlimmsten 
Erlebnisse hatte ich vor kurzem: Ich war in St. Petersburg auf einer Recherchereise mit einer russischen 
Kollegin, und wir haben uns mit der Vergangenheit eines bekannten Petersburgers befasst. Sie können sich 
vorstellen, wen ich meine. Die Ergebnisse waren so, dass einem die Haare zu Berge stehen. Ich möchte nicht 
viel dazu sagen, auch, um meine Kollegen nicht noch mehr mit reinzureiten. Es war sehr, sehr unschön, was 
man da alles erlebte. Und es fiel auf, dass auffallend viele von den Leuten, die in diesen Ermittlungsverfahren 
figurierten, nicht mehr am Leben sind und dass auffallend viele Todesfälle ähnlich sind. Wir haben darüber viel 
recherchiert. Wir haben auch in Sachen Polonium recherchiert. Kurz darauf wurde meiner Moskauer Kollegin, 
sie ist moldawische Staatsbürgerin, die Einreise nach Russland verweigert. Sie war auf einer Dienstreise, kam 
am Flughafen nicht mehr rein, man hat sie in den Flieger gesetzt und sie musste zurück nach Moldawien. Sie 
hat dann geheiratet, um noch einen zusätzlichen Aufenthaltstitel zu bekommen. Einen hatte sie schon vorher, 
aber das ist noch ein weiterer Grund. Als sie ankam, wurde sie drei Tage am Flughafen festgehalten. Sie hat 
ein Nierenleiden, und man hat ihr am ersten Tag kein Wasser und nichts zu essen gegeben. Man hat die 
Stühle so hingestellt, dass sie nicht schlafen konnte. Man hat sie das Handy nicht aufladen lassen. Und als sie 
um Papier bat, weil sie eine Petition an Medwedjew schreiben wollte, da hat man ihr nicht mal dieses Papier 
gegeben. Der zweite Mann, mit dem ich da unterwegs war, sitzt seit fünf Monaten in Haft. In der Zwischenzeit 
wurde er einer psychiatrischen Prüfung unterzogen und hat lange Zeit keinen Haftprüfungstermin bekommen. 
Und wenn man so etwas erlebt, macht man sich Gedanken über die eigene Arbeit, wie weit man gehen kann, 
und was man verantworten und was man nicht mehr verantworten kann.  
 
Warum ist das so? Es gab nie eine Pressefreiheit in Russland, auch nicht unter Jelzin. Es gab einen gewissen 
Pluralismus, weil es unterschiedliche Kräfte gab, die die Presse missbrauchten. Man sagte, die Oligarchen 
hielten sich Journalisten wie Kettenhunde, die sie nach Bedarf auf die jeweiligen Gegner losließen, aber es gab 
wenigstens unterschiedliche Herrchen, und dadurch konnte man auch gewisse unterschiedliche Meinungen 
erfahren. Heute ist das nicht mehr der Fall. Zu meinem Buch, mit dem ich angeeckt bin, sagte man, das 
Schlimme sei nicht das Politische, sondern die Beschreibung der Eigentumsverhältnisse. Dazu ein aktuelles 
Beispiel: Als Dmitri Medwedjew gewählt wurde, haben die Medien von früh bis spät nur gezeigt, was er für ein 
wunderbarer Mann ist, was er alles richtig macht. Und bei den Recherchen für mein neues Buch habe ich 
festgestellt, dass er bis vor seiner Ernennung als Präsidialamtschef Miteigentümer eines der größten 
Holzkonzerne Russlands war, mit Anteilen von 20%. Diese Anteile sind 300 Millionen US-Dollar wert. Laut 
seiner Einkommenserklärung als Präsidentschaftskandidat besitzt er 70.000 Euro. Und in jedem westlichen 
Staat, in jeder demokratischen Gesellschaft, hätte das in den Medien eine Diskussion ausgelöst. Wenn so 
eine Diskussion in Russland stattgefunden hätte, hätte das durchaus auf die Wahlentscheidung wirken 
können. Und ich glaube, das ist einer der wesentlichen Gründe, warum man so riesige Angst hat vor der 
Presse, weil man einfach zu viel zu verbergen hat.  
 
Nach dem, was ich hier gehört habe, kommt es mir vor, als ob diese Gefahr in Deutschland für die meisten 
Menschen relativ abstrakt wäre. In Russland aber erlebe ich fast jeden Tag, wohin das führen kann. Und 
darum ist mir dieses Thema auch so nahe, weil ich sehe, wie gefährlich das in Wirklichkeit ist. Es gab unter 
Innenminister Schily Pläne eines Datenaustausches zwischen der russischen und der deutschen Polizei. Ich 
habe öfter nachgefragt, doch die mauern völlig und sagen nicht, wie weit das geht. Aber genau da ist die 
Verbindung, genau hier kann ein Überwachungsstaat, der das zu jeden Zielen missbraucht, ansetzen. Da ist 
dann alles schon im Raster, jeder ist erfasst. Dann wird es wirklich ganz, ganz ungemütlich.  
 
Anfang der 90er Jahre ist es mir in Russland oft passiert, dass man mich regelmäßig für einen Tschetschenen 
gehalten hat, weil ich ja so ein bisschen dunkel aussehe. Einmal wurde ich aus dem Auto geholt, auf den 
Boden geschmissen, und es wurde mit Kalaschnikows auf mich gestoßen. Ich habe das auch Freunden 
erzählt, und sagte dann immer ganz stolz: „Bei uns in Deutschland wäre so was nicht möglich, das gibt es 
nicht, dass jemand aufgrund seines Äußeren öfter kontrolliert wird.“ Sie wissen, das kann ich heute in 
Russland nicht mehr sagen.  
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Im Moment ist in Russland das Problem, dass es im russischen Verständnis, sowohl in der Politik als leider 
auch bei den Menschen, keine Menschenrechte gibt. Man hält sie für eine Erfindung des Westens. Und unsere 
Politiker bestätigen die Russen darin. Wenn unser ehemaliger Bundeskanzler Gerhard Schröder nach Russland 
reist und sagt, im Yukos-Verfahren gehe alles mit rechtsstaatlichen Dingen zu, dann ist das ein verheerendes 
Signal. Man kann zu den Oligarchen stehen, wie man will, aber wenn in einem Scheinprozess elementarste 
Regeln der Rechtsstaatlichkeit mit Füßen getreten werden, und das vom Westen gerechtfertigt wird, dann ist 
es enorm gefährlich. Was die Russen schon längst bis in die letzte Instanz betreiben, das fängt hier bei uns 
allmählich an; der Grundstein dazu wird gelegt. Es ist noch überhaupt nicht vergleichbar, aber es ist eine ganz, 
ganz gefährliche Tendenz. Es ist in meinen Augen ausgesprochen zynisch. Uns Russlandberichterstattern, uns 
kritischen Journalisten, wirft man immer wieder vor, wir seien voller Verachtung für das russische Volk, wir 
seien anti-russisch, weil wir Kritik äußern. Und Leute wie Schröder sagen, sie seien die eigentlichen 
Russlandversteher. Ich finde, genau das Gegenteil ist der Fall. Wenn man nämlich sagt, dass die Russen die 
Korruption so haben wollen, dass sie gar keine Demokratie, keinen Rechtsstaat und keine Einhaltung der 
Gesetze wollen, so halte ich das für eine verächtliche Haltung den Menschen gegenüber. Sie mögen vielleicht 
eine andere Vorstellung von Demokratie haben, andere Wünsche. Aber ich glaube, jeder Russe will, dass es 
Rechte gibt, dass es Gesetze gibt, dass die für ihn genauso gelten wie für die anderen, dass nicht die 
Regierung ganz andere Gesetze hat und machen kann, was sie will. Ich finde, da ist der Westen wirklich 
enorm gefordert, Klartext zu reden. Und es ist ganz entscheidend, dass wir hier mit gutem Vorbild vorangehen 
und diesen Anfängen hier bei uns wehren, denn ich sehe, jeden Tag, wohin es führt, wenn diese Anfänge 
irgendwann überschritten werden.  
 
 
Hanns-Christian Paul  
Rechtsanwalt 
 
Russland zeigt vielleicht als Extrembeispiel eines, was in Deutschland noch eine Entwicklung in den 
Kinderschuhen ist, und das ist, dass man von staatlicher Seite für die Datensammlung die Wirtschaft 
einspannt und es so auch immer leichter wird, an den politischen Schaltstellen auf diese Datenmengen 
zuzugreifen, um bestimmte Dinge über bestimmte Personen zu erfahren. Die Vorratsdatenspeicherung führt 
dazu, dass riesige Datenmengen privat gesammelt und staatlich verfügbar gemacht werden. Der Staat 
bekommt damit die Möglichkeit, mit sehr geringen eigenen Ressourcen zielgerichtet eingreifen zu können. 
Hier habe ich eine gewisse persönliche Besorgnis.  
 
 
Boris Reitschuster  
 
In Russland sind das Problem nicht die privaten Firmen, sondern da ist es „die Firma“, wie man den 
Geheimdienst nennt. Er ist allbestimmend, und macht das Wesentliche auch alleine. Aber natürlich müssen 
alle anderen Firmen schon aus Eigeninteresse oder aus Selbstschutz zuliefern. Es ist auch so, dass alle 
Internetprovider – das geht in Deutschland wohl auch in diese Richtung – ihre Daten zur Verfügung stellen 
müssen. In Russland geht es so weit, dass sie Zweitserver aufstellen müssen, zu denen der Geheimdienst 
dann Zugriff hat und sozusagen live mitsurfen kann. Wenn ich also im Internet bin, dann sitzt da vielleicht 
noch irgendeiner in der Lubjanka und schaut mit, was ich mir gerade ansehe. 
 
 
Peter Schaar  
 
In Deutschland werden heute die meisten Daten gar nicht vom Staat gesammelt. Auch bei der 
Videoüberwachung betreiben ganz überwiegend Private die Überwachungsanlagen. Selbst in Großbritannien 
trifft dies zu mehr als 95 % zu. Es scheint das Zukunftsmodell für eine Kooperation zu sein, allerdings 
durchaus mit relativ einseitiger Ausrichtung. Interessant ist, dass bei den Bemühungen um 
Bürokratiekostenabbau die Kosten, die der Wirtschaft im Rahmen derartiger Verpflichtungen aufgebürdet 
werden, gar nicht bemessen werden. Eben gestern habe ich ein Mitglied des Normenkontrollrates gefragt, wie 
teuer eigentlich die Vorratsdatenspeicherung ist. Und ich habe erfahren, dass nur alle Gesetzesvorhaben 
evaluiert wurden, die seit dem 30. November 2006 in die Ressortabstimmung gegeben wurden. Doch der 
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Gesetzentwurf zur Vorratsdatenspeicherung sei aber am 27. November in die Ressortabstimmung gegeben 
worden; deshalb wurde er nicht evaluiert, und deshalb wissen wir auch nicht, wie viel das kostet. Das halte 
ich für bemerkenswert. Alle Gesetze, die es gab oder die seither auf den Weg gebracht wurden, sind evaluiert 
worden, nur diejenigen, die vorher begonnen wurden, nicht. Ich habe also angeregt, auch dort eine Evaluation 
vorzunehmen und ich denke, dass das im politischen Raum aufgegriffen wird.  
 
 
Jan Scharlau  
Ehemaliger Stipendiat der Theodor-Heuss-Stiftung  
 
Sie hatten schon gesagt, dass die russische Regierung sehr sensibel darauf reagiert, wenn man ihr 
hineinredet. Wie könnte sich denn die deutsche Regierung als eine der einflussreicheren europäischen 
Regierungen Russland gegenüber verhalten?  
 
 
Boris Reitschuster  
 
Ich würde es zuerst damit beantworten, was sie nicht machen soll. Und da ist es ausgesprochen wichtig, dass 
man nicht ständig sagt: „Das ist lupenreine Demokratie“ und: „Das ist in Ordnung.“ Und wenn Gerhard 
Schröder im russischen Fernsehen in einer der schlimmsten Propaganda-Sendungen die westlichen 
Journalisten angreift und sagt, sie machten Propaganda, berichteten falsch und machten Russland schlecht, 
dann ist das in meinen Augen ein Skandal. Und ich finde es auch sehr schade, dass so etwas hier kaum 
aufgegriffen wird. Das ist also etwas, was man nicht machen soll. Was man machen kann? Wir sollten nicht 
als Schulmeister auftreten, es liegt überhaupt nicht an uns, den Russen zu sagen, was sie machen sollen, aber 
wir sollten unsere eigenen Werte nicht verleugnen. Und das hat Angela Merkel in Samara getan. Sie hat sich 
gewundert, warum Leute, die friedlich demonstrieren wollen, das nicht dürfen. Und Putin hat geantwortet: 
„Bei Ihnen ist das auch so.“ Und dann hat Frau Merkel geantwortet, dass wir zwar gegen gewaltbereite 
Demonstranten vorgehen und die auch zeitweise inhaftieren, aber nicht gegen friedliche Demonstranten. Und 
Putin hat regelrecht gekocht, das sah man ihm an, ihm fiel regelrecht die Kinnlade herunter, denn er ist 
inzwischen nicht mehr gewohnt, öffentlich kritisiert zu werden. Der Effekt war aber, dass es wenige Wochen 
darauf in Moskau eine friedliche Demonstration gab. Und ich habe gesehen, dass der Polizeichef von Moskau 
da war und persönlich darauf geachtet hat, dass niemand festgenommen wird und dass nichts passiert, weil 
er offenbar von oben diese Anweisung hatte. Das ist der Unterschied. Wenn Schröder sagt: „Das ist alles 
wunderbar“, dann knüppeln sie beim nächsten Mal noch mehr drauf und sperren den Nächsten ein. Wenn 
man das Problem aber anspricht und öffentlich macht, dann ist man dort zumindest ein bisschen vorsichtiger.  
 
 
Gerhart Baum  
 
Herr Reitschuster, es ist ganz wunderbar, dass wir Sie dort in Moskau wissen und dass Sie in dieser Weise 
berichten. Bei den internationalen Beziehungen darf das Menschenrechtsthema grundsätzlich nicht 
verleugnet werden. Wir sind als freie Menschen die natürlichen Verbündeten derjenigen, die unterdrückt 
werden in der Welt, wo auch immer. Und es ist gefährlich zu sagen, die Menschenrechte seien nicht 
universell. Ich war der deutsche Delegationsleiter auf der letzten großen Weltmenschenrechtstagung in Wien 
1993. Da wurde auch gesagt: „Es gibt asiatische Werte.“ Dies sind alles nur Bemäntelungen von 
Menschenrechtsverletzungen durch irgendwelche Werte, die es in dieser Form gar nicht gibt. Oder es wird 
gesagt: „Der Islam und die Menschenrechte passen nicht zusammen.“ Ich war in vielen asiatischen Staaten 
und habe dort mit Menschenrechtsverteidigern geredet, zuletzt auch in Syrien, die denken genauso wie wir. 
Es kann uns doch nicht erstaunen, dass sie nicht gefoltert werden wollen, dass sie nicht von der 
Sicherheitspolizei um sieben aus dem Bett geholt werden wollen und dass sie es nicht wollen, wochenlang 
keinen Anwalt sehen zu dürfen. Es ist doch auch nicht erstaunlich, dass sie sich mal wünschen, sich zu 
treffen, ohne dass jemand mithört. Ist das nicht sonnenklar? Die Menschenrechte gelten natürlich universell. 
Und wenn irgendjemand sagt: „Wir haben einen eigenen Weg.“, so müssen wir misstrauisch werden. Die 
Vorstellung, dass die Russen immer autoritäre Verhaltensweisen gewöhnt waren, haben Sie ja sehr schön 
gerade gerückt. Und selbst, wenn es so war, so muss es ja nicht so bleiben. 
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Katja Schütze  
Ehemalige Stipendiatin der Theodor-Heuss-Stiftung 
 
Speziell das Verhältnis Deutschland – Russland ist in gewisser Weise besonders, weil es auch in Deutschland 
historisch gesehen einen Teil gibt, der nicht nur westlich ist. Und vielleicht hat Angela Merkel auch andere 
Möglichkeiten des Kontakts zu Frau Putin, weil sie biographisch eben nicht nur als westlich angesehen wird.  
 
 
Boris Reitschuster  
 
Das stimmt. Angela Merkel hat Dinge im Blut, die man Gerhard Schröder nie hätte erklären können, weil sie 
das kennt. Sie spricht einfach die gleiche Sprache. Und in Russland ist es so, dass man Schröder ein bisschen 
belächelt. Man fasst ihn als nützlichen Helfer auf, nimmt ihn aber nicht ganz so ernst. Vor Angela Merkel aber 
hat man Respekt. 
 
 
Lotte Leicht  
 
Wenn wir über Meinungsfreiheit reden, über Pressefreiheit, so hat dies nur eine Bedeutung, wenn sie auch 
denen gegenüber möglich ist, die anderer Meinung sind. Das müssen wir immer wiederholen. Und das muss 
auch in Russland respektiert werden. Die Regierenden in Russland sagen, bei ihnen sei es eben anders, die 
Russen seien eben nicht an Demokratie gewöhnt und deshalb seien auch die Menschenrechte nicht so 
wichtig. Denjenigen, die dieses Argument immer auf den Tisch legen, geht es nur um eigene Vorteile. 
Menschenrechte müssen mit Füßen getreten werden, damit sie unkritisiert an der Macht bleiben können. Das 
hat natürlich mit Demokratie nichts zu tun. Von unseren Außenpolitikern verlange ich deshalb mehr Mut. Wir 
sind hier privilegiert, wir können frei reden und sagen, was wir wollen. Gerade weil wir diese Freiheiten haben, 
haben wir auch eine Verantwortung, nicht nur als Freunde der Regierenden in anderen Ländern aufzutreten, 
sondern gegenüber der Bevölkerung dieser Länder. Die Diplomaten und die Politiker sagen dann, wie 
schwierig und wie hart das ist. Denen sage ich: „Na ja, life is tough. So ist es eben.“ Aber wenn man Politiker 
sein will, und besonders wenn man im außenpolitischen Raum tätig sein will, dann muss man den Mut haben, 
ehrlich zu sein und sich für die universellen Rechte einsetzen. Die drei großen Staaten der Welt, China, die 
USA und Russland, haben alle ganz ernsthafte Menschenrechtsprobleme. Wenn wir den Mut nicht haben, die 
Menschenrechtsverletzungen gerade in diesen drei Ländern anzuprangern und die Fahne hochzuhalten, dann 
haben wir überall überhaupt keine Glaubwürdigkeit. Und es ist unheimlich wichtig, diese Glaubwürdigkeit 
wiederherzustellen.  
 
 
 
V. SICHERHEIT VOR ORT 
 
 
Rupprecht Podszun  
 
Wir widmen uns nun einem lokalpolitischen Thema. Nach dem Ausflug in die weite Welt kehren wir zurück in 
die Stadt des deutschen Fußballmeisters, nach Stuttgart. Ich begrüße den Polizeipräsidenten der Stadt 
Stuttgart, Siegfried Stumpf. Herr Stumpf hat das Polizeigewerbe von der Pike auf gelernt, ist mit 17 Jahren in 
den Polizeidienst eingetreten und hat dann einen rasanten Aufstieg gemacht. Er war Landeskriminaldirektor, 
Polizeidirektor in Reutlingen und in verschiedenen Funktionen auch im Innenministerium tätig. Ich glaube, er 
kennt wie kein anderer die diversen Probleme, die wir heute diskutieren, aus polizeilicher, praktischer 
Anschauung. Seit 2006 ist er Polizeipräsident in Stuttgart, und sein Name wird hier assoziiert mit Themen wie 
Videoüberwachung, privaten Ordnungshütern und einer straffen Revierreform, aber auch damit, dass er eine 
Aktion gegen Rechtsextremismus gründete, „Wölfe im Schafspelz“, und dass er den Dialog mit Moscheen und 
Moscheebesuchern fördert.  
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Siegfried Stumpf  
Polizeipräsident der Landeshauptstadt Stuttgart 
 
„Sicherheit vor Ort“ ist durchaus aktuell, denn im Moment geht es darum zu sagen, wie viel Polizei braucht 
das Land, oder wie viel Polizei braucht die Stadt, und wo braucht die Stadt ihre Polizei? Das ist bei uns hier in 
Stuttgart ein ganz aktuelles Thema.  
 
In Stuttgart haben wir 2.200 Polizeibeamte und etwa 430 Verwaltungsbeamte. Es ereignen sich im Jahr etwa 
60.000 Straftaten. Wir haben eine Aufklärungsquote von über 64 %. Im Verkehrsgeschehen beschäftigen uns 
etwa 23.000 Verkehrsunfälle. Wir sind konfrontiert mit den Anforderungen an die Polizei, die einer Großstadt 
innewohnen, und natürlich mit allem, was auch die Landeshauptstadt betrifft, das heißt, Landesregierung, 
Ministerien, konsularische Vertretungen und die Top-Industrie, die wir hier in der Stadt haben. Wir haben ca. 
590.000 Einwohner und am Tag etwa noch einmal 700.000 Pendler. Das ist also das „Gegenüber“ der Polizei. 
Nun ist Stuttgart ein wirtschaftsstarker Raum, es ziehen viele qualifizierte Fachkräfte hierher. Statistisch 
betrachtet erwartet sie ein überdurchschnittliches Einkommen. Doch auch in unserer boomenden Stadt gibt 
es eine andere Seite. So liegt der Ausländeranteil mit über 23 % deutlich über dem Landesdurchschnitt. Es 
zieht also nicht nur wohlhabende Bürger nach Stuttgart, sondern wir haben die Vielfalt einer Großstadt. Und 
das schlägt sich auch auf den Bereich der Kriminalität nieder, bei der wir überall eine leichte Zunahme haben. 
Das ist aber nicht das Entscheidende, sondern brennend und dringend sind die Probleme, die sich aus der 
Jugendkriminalität ergeben. Hier haben wir seit Jahren das gleiche Niveau, leicht ansteigend. Nun kann man 
positiv formulieren und festhalten, dass es keine spektakulären Anstiege gibt. Auf der anderen Seite gilt, dass 
wir in Bezug auf Jugendkriminalität viel tun; leider hält sich aber die Wirkung in Grenzen, denn es ist nicht 
gelungen, die Jugendkriminalität signifikant zum Absinken zu bringen. Und in der Gewaltkriminalität, auch bei 
Jugendlichen, haben wir eine Zunahme. Dennoch zählt Stuttgart zu einer der sichersten Städte in der Republik 
und in Europa. Die Jugendkriminalität ist das Thema, das uns viele Sorgen bereitet, und dort liegt auch der 
Fokus für die nächsten Jahre.  
 
Bei dem Thema Jugendkriminalität spielt auch das Thema Alkoholverbot an Verkaufsstellen und Tankstellen 
eine Rolle. Die polizeiliche Sicht ist die, dass es durchaus ein Baustein wäre, so es kommt. Die 
Präventionsprojekte bei dem Thema Jugendkriminalität sind in Stuttgart sehr vielfältig. Wir haben eine Fülle 
von Präventionsprojekten, bei denen sich die Polizei verpflichtet fühlt, mit beizutragen, aber wir haben auch 
das Phänomen, dass nahezu die Hälfte aller Straftäter in Stuttgart von außerhalb kommen. Der Ansatz der 
Prävention, der Ansatz der Frage nach Ursachen, muss weit über das Stadtgebiet hinausgehen, er müsste die 
ganze Region erfassen. Dazu sollten sich die Untersuchungen über Ursachen der Kriminalität, die bis jetzt vor 
allem bundesweit und landesweit gelten, mit der regionalen Situation befassen. Für die Polizei ist die Frage 
nach den Ursachen besonders wichtig, denn sie steht am Ende der Interventionskette.  
 
Bei der Frage der Ursachen spielen der Bildungsstand, die Arbeit und der kulturelle Hintergrund zwar eine 
Rolle, auch das Thema Migrationshintergrund, jedoch ist das nicht das Ausschlaggebende. Den Ausschlag gibt 
die soziale Situation; doch um präventiv tätig zu sein, muss ich alle die vorher genannten Faktoren genauer 
kennen. Wir hatten vor einiger Zeit einen aus diesen verschiedenen Ursachen ganz fatalen Fall, in dem es zu 
einem Tötungsdelikt kam: Jugendliche verschiedener ethnischer Zugehörigkeit, Streit wegen eines Mädchens, 
und in der Folge wurde ein Jugendlicher erstochen. Wenn man diesen Fall auf seine Hintergründe, auf die 
Strukturen bei den Beteiligten untersucht, dann ist dies ein exemplarischer Fall, um zu erfahren, mit welchen 
Präventionsbemühungen, welchen gesellschaftlichen Veränderungen entgegengewirkt werden können.  
 
Und wie sieht es aus bei Großveranstaltungen, Massenveranstaltungen, beim Fußball? Wir hatten in jüngster 
Zeit eine heftige Auseinandersetzung, Auswüchse bei dem Fußballspiel Karlsruher SC gegen VfB Stuttgart, wo 
es Fans trotz eines massiven Sicherheitsaufgebots gelungen ist, pyrotechnische Gegenstände ins Stadion zu 
bringen und dort anzuzünden. Die Hauptfrage ist, was passiert, wenn diese Gegenstände gegen Menschen 
geworfen werden oder wenn es zu Feuer oder Panikreaktionen kommt? Man muss davon weggehen, nur 
einfach die Störung des Fußballspiels zu sehen. Es kann auch eine heftige und gewaltige Gefährdung für das 
Publikum bestehen. Von daher ist es zu begrüßen, dass es solche Initiativen wie das Fanprojekt Dresden gibt. 
Es ist wichtig, dass auf verschiedenen gesellschaftlichen Ebenen dem Phänomen Fußball Rechnung getragen 
wird. Der Vorstellung, die wir oft auch selbst benutzen, es sei eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, stehe ich 
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kritisch gegenüber, weil die Gesamtgesellschaft meistens irgendein anderer ist. Und ich glaube, es ist wichtig, 
in einer Gesellschaft, sowohl von staatlicher als auch von privater Seite, die Institutionen irgendwann auch 
einmal festzumachen, und klarzustellen, wer die Verantwortung trägt. Dazu gehört, dass man sich zu einer 
Position bekennt und gewisse Dinge auch entscheidet.  
 
In Stuttgart haben wir eine sehr gute Situation der Zusammenarbeit zwischen Stadt und Polizei. Seit den 70er 
Jahren gibt es eine Sicherheitspartnerschaft zwischen der Polizei und den Behörden in der Stadt. Sie hat sich 
bewährt. In der Prävention haben wir ein Bündnis für Erziehung. Darin finden sich die Schule, das Jugendamt, 
das Gesundheitsamt und die Polizei. Wenn es Probleme gibt, gelten kurze Wege. Wir haben in den 
Polizeirevieren sehr viele Jugendsachbearbeiter, das ist wichtig. Von daher haben wir in Stuttgart eine über 
Jahrzehnte gewachsene sehr gute Zusammenarbeit im Hinblick auf Prävention und andere 
Problembewältigungen. 
  
Im Moment stellt sich allerdings das Problem der personellen Ausstattung bei der Polizei. Hier muss sich die 
Politik, hier müssen sich die Verantwortungsträger bekennen. Wir haben über 10 % des Personals abzubauen. 
Es ist falsch, dem Bürger vorzumachen, dass es absolute Sicherheit gibt, sondern man muss realistisch 
fragen, was man sich personell und finanziell an Sicherheit leisten kann. Und wenn Ressourcen gestrichen 
werden, dann muss man sich darüber klar werden, was noch geht und was nicht, und muss den Mut haben, 
sich dazu zu bekennen. Die Polizei muss die Chance haben, sich mit gutem und gut ausgebildetem Personal in 
einer bürgernahen Organisation sachgerecht aufzustellen.  
 
 
Rupprecht Podszun  
 
Das Fanprojekt Dresden ist ein 2003 von Fan-Initiativen, interessierten Bürgern, Kommunen und anderen 
gegründetes Projekt, das sozialpädagogische Arbeit macht, vor allem mit Jugendlichen, und primär gegen 
Gewalt beim Fußball, aber auch darüber hinaus vorgeht. Dynamo Dresden ist ein Verein, der in der 
Regionalliga Nord spielt, so irgendwo im Mittelfeld. Torsten Rudolph ist Sozialpädagoge und der 
hauptamtliche Mitarbeiter des Fanprojekts Dresden seit der ersten Stunde. Er hat eine ganze Liste von 
Aufgaben: Er koordiniert, kümmert sich um Finanzierung, um Einzelfallhilfe und Beratung, macht 
Öffentlichkeitsarbeit, betreut die U16 der Fans. Um Ihnen einen Einblick zu geben, was dieses Fanprojekt 
macht - auf der Homepage heißt es: „Egal, ob Suchtprobleme, Schulden, schulische Probleme oder 
Stadionverbot, wir sind immer für Euch da“.  
 
 
Torsten Rudolph  
Fanprojekt Dresden, Theodor-Heuss-Medaille 2008 
 
Normalerweise, wenn ich anfange, von Dynamo Dresden und der Fanszene zu erzählen, dann rutschen alle 
schon mal ein Stück tiefer in den Sitz und denken, um Gottes Willen, da ist ja das Chaos pur, ist da überhaupt 
noch was zu retten? So jedenfalls die Leute, die sich mit dem Thema Fußball auseinandersetzen und 
auskennen. Als ich anfing in Dresden zu arbeiten, habe ich vielleicht sogar ähnlich gedacht, bin dann aber mit 
der Motivation herangegangen, etwas gegen diese Hilflosigkeit zu tun, die im Jahr 2003 die Runde machte – 
wir sprachen damals von bürgerkriegsähnlichen Zuständen. Bei einem Stadt-Derby, es war die Zeit der Flut in 
Dresden, machten 1.500 Fußballfans Jagd auf zwei Hundertschaften der völlig unterbesetzten Polizei, denn 
die war bei der Flut beschäftigt. Die Polizisten mussten sich im Stadion einschließen, es gab 40 schwer 
verletzte Polizeibeamte. Das war der Ausgangspunkt, wo sich eine Gruppe von Engagierten vorgenommen hat, 
nach einer Möglichkeit zu suchen, wie die Polizei von ihrer repressiven Einsatzhaltung wegkommen könnte, 
welche darauf setzt, dass ein Mehr an Polizeieinsatzkräften auch ein Mehr an Sicherheit bringt. Als wir dann 
gesehen haben, dass in anderen Städten schon so etwas gemacht wird, kamen wir relativ leicht darauf, dass 
die Fan-Sozialarbeit eigentlich ein recht probates Mittel ist, das auch für Dresden ausprobiert werden sollte. 
Und in den letzten fünf Jahren haben wir damit sehr gute Erfahrungen gemacht. Für uns ist es eine große 
Ehre, dass wir als fünf Jahre altes Projekt hier in dieser Runde sitzen und dass es offensichtlich nicht ganz 
falsch gewesen sein kann, was wir gemacht haben.  
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Was ist Fan-Sozialarbeit, was ist unsere Arbeitsgrundlage? Wir orientieren uns am Kinder- und 
Jugendhilfegesetz und bieten deshalb genau diese allumfassende Arbeit, die Einzelfallhilfe wie sie im Buche 
steht, die hier gerade vorgestellt wurde. Egal, ob Probleme in der Schule oder mit Stadionverboten, wir haben 
das offene Ohr. Wir wollen nah dran sein an den Jugendlichen, die im Stadion tatsächlich für diese 
vermeintliche Unruhe sorgen, und die auch im Umfeld oftmals Entsetzen hervorrufen. Da setzt sich 
Wochenende für Wochenende eine harte Szene von 2.000 Leuten dafür ein, dass man das Stadion als 
Sozialraum verstehen kann, mehr oder weniger als eine Familie, dass man Engagement zeigt, dass man den 
Verein mit einer Leidenschaft unterstützt, Choreografien durchführt, aber eben auch negative 
Randerscheinungen zeigt. Wir sind dort ganz nah dran und haben uns am Anfang die Frage gestellt, was Sinn 
macht. Macht es Sinn mit der Hooligan-Gruppe zu arbeiten, mit den Leuten also, die wirklich absolut auf 
Gewalt aus sind, die das aber außerhalb des Stadionumfelds machen? Oder ist es sinnvoller, an die 
nachwachsende Klientel, also an die 12 bis 16-Jährigen, ranzugehen? Und mit dem Kenntnisstand von heute 
können wir feststellen, dass dies genau der Ansatz ist, der schon Erfolg gebracht hat: Jungen Leuten zwischen 
12 und 16 Jahren einen anderen Zugang zum Fußball zu vermitteln, weg vom Thema Gewalt, hin zum 
gegenseitigen Kennenlernen. Wir veranstalten dann Fahrten zu Mannschaften, die in der gleichen Liga spielen. 
Da baut man Vorurteile ab, man lernt sich kennen, man kann auch eine neue Mentalität erleben. Man wird ein 
Stück weit aus dieser permanenten Gewaltsozialisation herausgezogen, die ja die letzten 10, 20 Jahre so 
wunderbar gedeihen konnte, ohne dass sich jemand darum gekümmert hat, ohne dass da tatsächlich jemand 
Einfluss ausgeübt hat.  
 
U16-Projekte sind das eine. Das Thema, das aber sehr oft auch zur Sprache kommt, ist die Verbindung 
Fußballfan, gewalttätiger Fußballfan, und gerade im Osten dann auch noch rechtsorientierter Fan. An dieser 
Thematik sind wir ganz gezielt auch dran, das haben wir ganz bewusst auch als einen Hauptschwerpunkt 
unserer Arbeit genommen. Allerdings wollen wir nicht unbedingt das Klischee bedienen, dass jeder 
Fußballfan, der gewalttätig ist, automatisch auch noch rechts orientiert ist. Vielmehr wollen wir das Medium 
Fußball tatsächlich nutzen, um Zugang in die verschiedenen Kreise zu bekommen. Und da muss man eben 
gerade in Sachsen auch in den ländlichen Raum gehen, wo man ja wirklich sehr viele rechtsorientierte 
Jugendliche antrifft, bei denen das wohl eher so ein gesellschaftliches Nachplappern ist. Nicht umsonst hat 
die NPD in Sachsen 9 % der Wählerstimmen bekommen, das ist Wahnsinn. Wir nutzen den Fußballverein, 
seine Popularität, wir nehmen den Verein in die Pflicht, nehmen Spieler mit dazu und versuchen dann, in die 
Diskussion zu kommen. Wir versuchen aber auch direkt, diese jugendliche Subkultur in der Fußballfan-Szene 
dazu zu motivieren, eine klare Meinung zu artikulieren. Denn das ist ja dieses furchtbare Phänomen, dass 
diese große, breite, stille Masse heutzutage kaum noch klar eine Meinung artikuliert oder diesem rechten 
Sumpf begegnen möchte. Denen stärken wir also den Rücken, und dann sind sie tatsächlich dazu bereit, sich 
mit der Thematik auseinander zu setzen, so dass man so eine neue Mentalität mit formen und das dann in die 
Fanszene und in die Vereinsgremien, in den gesamten Bereich hineinbringen kann. Es ist ganz viel 
Unwissenheit dabei. Wir haben Dynamo Dresden bei einer neuen Stadionordnung beraten. Er ist einer der 
Vereine, die sich tatsächlich von der Marke „Thor Steinar“ so weit distanziert haben, dass das mit in die 
Stadionordnung aufgenommen wurde. Das ist nichts Selbstverständliches.  
 
Zur Frage, wie viel Polizei die Stadt braucht, kann ich die Frage hinzufügen, wie viel soziale Arbeit die Stadt 
auch braucht. Wir zum Beispiel führen diese Arbeit mit zwei Hauptamtlichen durch. Wir sind bei jedem 
Auswärtsspiel dabei, es geht um Kontaktpflege, Kontaktaufnahme, darum, stabilere Vertrauensverhältnisse 
aufzubauen, und es geht um Beratungsangebote. De facto haben wir eine 60- bis 70-Stunden-Woche. Das ist 
nicht übertrieben, sondern das ist der helle Wahnsinn. Und wir kämpfen seit mehreren Jahren um eine 
finanzielle Unterstützung in der Größenordnung von 30.000 Euro. Stichwort Verhältnismäßigkeit: Ein 
Polizeieinsatz bei einem Fußballspiel mit der Beteiligung von Dynamo Dresden, wo jedes zweite Spiel ein 
Risikospiel ist, hat einen Kostenpunkt von 1 bis 1,2 Millionen Euro. Und wir bräuchten 30.000 Euro! Natürlich 
ist es äußerst schwierig, da überhaupt Gehör zu finden. Und wenn, dann dauert eine Wahlperiode ja vier Jahre. 
Doch präventive Arbeit braucht länger, wir können von heute auf morgen keine Wunder bewirken. Das 
Vertrauen in diese Arbeit muss erst langsam wachsen. Doch wir sind dort auf einem guten Weg. Die Stadt 
Dresden ist einer unserer Fürsprecher der ersten Stunde, und auch die Zusammenarbeit mit einem unserer 
anfänglichen Gegner, der Polizei, hat sich so verbessert, dass sie heute ein Fürsprecher unserer Arbeit ist. Wir 
haben es geschafft, dass die Polizei den Bereich Prävention im Fußballkontext noch einmal anders definiert, 
dass sie tatsächlich festgestellt hat, dass allein Kommunikation schon eine Art von Prävention sein kann. Und 
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wenn sie sich intensiv mit der Szene auseinandersetzt, sind wir in einer Moderatoren- oder Dolmetscherrolle 
und erklären ihnen, wie die Kurve, wie der Fußballfan tickt, warum der Fußball sein Leben, seine Leidenschaft 
ist, und warum er dafür alles drum herum, Familie und vieles mehr, aufgibt. Die Beratung war so erfolgreich, 
dass wir mittlerweile regelmäßige Treffen durchführen, dass wir Spiele explizit vorbereiten, dass wir aus 
unserer Sicht eine Einschätzung der Lage mit vermitteln. Und eine spürbare Verbesserung ist tatsächlich auch 
feststellbar. Die Polizei hat zum Beispiel auf unsere Anregung hin ein Infomobil eingerichtet, wo sie mit den 
Fans in Kontakt tritt, wo sie versucht, noch einmal die Regeln vor Ort klarzustellen.  
 
Als Dynamo-Fan brauchte man eine bestimmte Leidensfähigkeit. Zum einen sportlich – bei den 
Auswärtsspielen dritte Liga – und zum anderen bekam man ein Etikett aufgedrückt. 2005, in Karlsruhe, gab es 
zum Beispiel Ausschreitungen, da wurden Raketen gezündet, und das hat bundesweit für Aufsehen gesorgt. 
Das nächste Auswärtsspiel war in Saarbrücken, und das dortige Ordnungsamt hat es doch tatsächlich fertig 
gebracht, ein komplettes Aufenthaltsverbot für alle Dresdner Fans für die Stadt Saarbrücken am Tag des 
Spiels einzurichten. Und es hat es weiterhin fertig gebracht, Zelte aufzubauen, wo sich alle weiblichen Fans 
komplett entkleiden mussten, weil man einfach einmal so vermutet hat, die Frauen würden das Zeug, was 
dann gezündet wird, mit ins Stadion reinschmuggeln. Und es wurde in alle Körperöffnungen geschaut. Wir 
haben das dann juristisch verfolgt, denn wir fanden, dass das so nicht weiter gehen kann. Und dank unserer 
Kontakte oder unserer guten Vorstandsarbeit konnten wir anwaltlichen Rat in Anspruch nehmen und hatten 
tatsächlich in der zweiten Instanz vor dem Oberverwaltungsgericht in Saarbrücken Erfolg.  
 
Ein anderes Beispiel: Kurz vor der Bundestagswahl, ein Auswärtsspiel bei 1860 München, ausgelassene 
Stimmung, man ist auf der Heimreise mit 25.000 Leuten. Dynamo hatte in der Münchner Allianz-Arena bei 
1860 München 2:1 gewonnen, und das bei einem Zweitligisten! Nur dass Sie die Dimension verstehen, mit 
welcher Zielgruppe wir es zu tun haben und was es zahlenmäßig bedeutet. Und auf der Heimreise sind etwa 
5.000 Leute in Pentling an die Raststätte gefahren und haben da gefeiert. Und was dann daraus gemacht 
wurde, das war einfach fahrlässig, das war unfassbar. Es wurde von Ausschreitungen gesprochen, man habe 
die Tankstelle fast angezündet. Es gab ein Ermittlungsverfahren. Aber wir haben dann selber recherchiert: Es 
war eine Scheibe zu Bruch gegangen, ich habe mit dem Pächter danach telefoniert. Er meinte: „Wir freuen 
uns, wenn Dynamo kommt, jederzeit wieder.“ Die haben guten Umsatz gemacht, die Jungs haben da gut 
eingekauft. Auf alle Fälle war de facto nichts passiert, aber es ging wieder bundesweit durch den Blätterwald, 
es machte komplett die Runde. Diese mediale Darstellung stößt einem oftmals bitter auf und stellt für uns in 
der aktiven Arbeit ein Riesenproblem dar. Die Jugendlichen, die uns gegenüber sitzen, sind dann plötzlich die 
definierten Hooligans. Es ist also wirklich sehr schwer, damit umzugehen, aber ich wünsche mir eine gewisse 
Offenheit dazu und mehr Transparenz und mehr Ehrlichkeit.  
 
 
Werner Hülsmann  
Datenschutzsachverständiger 
 
Beim BKA wird die Datei „Gewalttäter Sport“ geführt. Eigentlich dürfen dort nur Straftaten vermerkt werden, 
die eine länderübergreifende Bedeutung haben. Aber man braucht nur versehentlich in der Nähe von 
Fußballfans gewesen zu sein, wo es polizeiliche Ermittlungsverfahren gibt, es muss gar nichts vorliegen gegen 
einen, und dann ist man schwupp-di-wupp in dieser Datei drin. Und wenn man in dieser Datei drin ist, dann 
kommt man sehr schwer wieder raus, auch wenn sich hinterher rausstellt, dass man mit den Menschen gar 
nichts zu tun hatte und nur versehentlich erkennungsdienstlich behandelt wurde. Und so kriegt man dann erst 
mal ein Ausreiseverbot. Die Präventionsmaßnahmen, die Prävention im negativen Sinne, im Sinne des 
Präventionsstaates, sind so unverhältnismäßig und zum Teil menschenverachtend, dass es mich nicht 
wundert, dass es dann Hooligan-Gruppen gibt, die auch für die Fans und Fanprojekte nicht mehr erreichbar 
sind. Das sind nämlich gerade die, die von Stadionverboten betroffen sind, weil sie mal in einem Polizeikessel, 
in den sie geraten sind und der hinterher als illegal festgestellt worden ist, eine ungebührliche Äußerung 
gemacht haben. Und Sie haben vorhin ja padeluun gehört, der von sich gesagt hat, dass er wütend war, als er 
in so einer Gewahrsamszelle war. Und Sie können sich vorstellen, dass Sie, wenn Sie in so einem 
Polizeikessel sind, vielleicht, weil Sie vorher schon eine Dose Bier getrunken haben und auf die Toilette 
müssen und dann festgehalten werden, ohne dass Ihnen klar ist, warum, einen Polizisten mit dem tierischen 
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Ausdruck bezeichnen. Das reicht für die Datei Gewalttäter Sport. Und das ist eine Art Präventionsarbeit, die 
aus meiner Sicht a) unverhältnismäßig und b) menschenverachtend ist.  
 
 
Siegfried Stumpf  
 
Für Stuttgart kann ich sagen, dass Sie in dieser Datei nicht registriert werden, nur weil Sie ein Bier trinken 
oder sich irgendwo in einer Gruppe von Fans aufgehalten haben. Und es ist ja auch rechtlich so, dass allein 
der Umstand, in dieser Datei verzeichnet zu sein, noch nicht ausreicht, um polizeiliche Maßnahmen wie 
Gewahrsam oder Festnahme zu ergreifen oder aufrecht zu erhalten. Es muss bei uns immer eine ganz 
konkrete Situation hinzukommen, entweder im Sinne einer konkreten Gefahr oder eines strafrechtlichen 
Tatbestandes. Also dieser Eintrag allein führt nicht zu irgendwelchen Maßnahmen der Polizei im Sinne von 
Freiheitsentziehung. 
 
 
Peter Zimmermann  
Landesbeauftragter für den Datenschutz in Baden-Württemberg 
 
Ich bin überrascht, Herr Baum, dass Sie die Frage der Erfassung und Erhebung von Videodaten im Verhältnis 
zu dem, was dann später mit diesen erfassten Daten passiert, etwas relativiert haben. Das sollte man nicht 
tun. Die Phase der Erhebung, der Erfassung ist eine sehr wichtige Phase, die man nicht aus den Augen 
verlieren darf, denn der effektivste Daten- und Persönlichkeitsschutz ist der, dass überhaupt keine Daten 
erhoben werden. Es sollte aufgrund der verfassungsrechtlichen Vorgaben sorgfältig geprüft werden, wann 
man unter welchen Voraussetzungen überhaupt Videoüberwachung durchführen darf. Und da bin ich in einem 
Punkt auch mit der jüngsten Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts nicht ganz glücklich. Die Kfz-
Kennzeichenerfassungsentscheidung relativiert gerade diese Erfassungsebene in sehr starkem Maße. Sie 
unterstellt den Tatbestand der Erfassung nicht in dem Falle, in dem diese aufgenommenen Kfz-Kennzeichen 
nur in einer Sekunde durch die Systeme laufen und dann vernichtet werden. Ich weiß noch nicht, was das 
vielleicht im Zusammenhang mit anderen technischen Maßnahmen und Systemen für eine Bedeutung haben 
kann.  
 
In Baden-Württemberg wird gerade eine Novellierung des Polizeigesetzes diskutiert. Vor allem die 
Videoüberwachung soll deutlich ausgeweitet werden und soll sich über das erstrecken, was wir bei 
Kriminalitätsbrennpunkten bereits kennen, auf bloße Ansammlungen. Meiner Auffassung nach geht dies in 
Richtung Verfassungswidrigkeit. Das wird man auch im Landtag noch auszudiskutieren haben. Ich frage nun 
Herrn Stumpf: Nachdem Sie ja bisher in Stuttgart ohne Kriminalitätsbrennpunktsüberwachung ausgekommen 
sind, was stellen Sie sich hier vor? Welche Arten von Ansammlungen wollen Sie da unter die Lupe nehmen 
und was verstehen Sie unter Ansammlungen? Was stellen Sie sich unter der Ausweitung der 
Videoüberwachung vor?  
 
 
Gerhart Baum  
 
Ich bin keineswegs blauäugig, was diese Videoüberwachung angeht. Erhebung ist natürlich schon mal ein 
Grundrechtseingriff. Und die Frage ist dann, wann macht man sie? Man muss sie rechtfertigen, man kann sie 
nicht einfach so in die Welt setzen, es müssen schon Gründe genannt werden. Aber der ganz problematische 
Teil ist die Verwendung der Daten. Ich fürchte, dass das so ausgeweitet wird nach dem Motto: „Jetzt haben 
wir die Daten, jetzt behalten wir sie, und dann verwenden wir sie für irgendeinen Zweck.“ Und ich habe die 
Schreckensvorstellung – manche meiner Schreckensvorstellungen sind eingetreten -  dass die Erfassung des 
Gesichts oder der Identität einer Person durch Biometrie mit den Kameras kombiniert werden kann. Das ist 
technisch noch schwierig. Dann wird gesagt werden: „Naja, das ist doch eigentlich Quatsch, dass wir all die 
Leute anonym aufnehmen. Es wäre doch viel besser, wenn wir wüssten, wer um 17.30 Uhr da und da hinfährt. 
Und auch wenn wir das heute nicht brauchen und morgen nicht, werden wir es vielleicht in drei Jahren 
brauchen.“ Ich schließe nicht aus, dass auch dort einmal eine Grenze durch Karlsruhe gesetzt werden muss. 
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Siegfried Stumpf  
 
Der Entwurf sieht die Videoüberwachung zum einen bei Veranstaltungen und zum anderen bei Ansammlungen 
vor. Ansammlung ist eine Menschenansammlung, die nicht konkret als eine geplante, organisierte, mit einem 
Verantwortlichen versehenen Veranstaltung zu charakterisieren  ist. Nur eine Gruppierung, die als Gruppe 
erkennbar ist, ist eine Ansammlung nach dem Polizeigesetz. Das könnte eine Gruppe Jugendlicher sein, die 
uns vor dem Hintergrund einer Gefahr, definiert nach dem Polizeigesetz, ins Auge fällt. Der 
Ansammlungsbegriff ist, ich sage Ihnen nichts Neues, weit unterhalb der Schwelle dessen, was als 
Veranstaltung definiert ist. Das würde in der Tat die Überwachung von Menschengruppen, die sich aus 
welchem Anlass auch immer, an einer bestimmten Örtlichkeit treffen, erleichtern oder ermöglichen. Wie sich 
das im Detail ausgestaltet, auch vor dem Hintergrund unserer verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung, 
bleibt abzuwarten. Die Frage wird sein, was diese Videoüberwachung polizeitaktisch bringt. Wichtiger ist 
folgendes: Wir hier haben durch die Verwaltungsgerichtssprechung nicht die Möglichkeit, abgesehen von 
Veranstaltungen und Ansammlungen, Bilder ohne konkrete Gefahrenlage in eine Einsatzzentrale zu 
übertragen. Und das wäre für mich polizeitaktisch noch dringender gewesen. Da geht es nicht um die 
Aufzeichnung, sondern um das schlichte Übertragen eines Bildes von einem Ereignisort in die Einsatzzentrale. 
Aber selbst das ist uns nicht möglich. Mir wäre diese Berechtigung, die es in sieben Bundesländern gibt, egal 
welche Partei die jeweilige Landesregierung stellt, noch viel wichtiger gewesen als die anderen Möglichkeiten.  
 
 
Beate Weber  
Oberbürgermeisterin i.R. der Stadt Heidelberg, Mitglied des Vorstands der Theodor-Heuss-Stiftung  
 
Ich möchte aus meiner kommunalpolitischen Erfahrung zu drei Themenbereichen etwas sagen. Einmal zu dem 
gesamten Bereich der Vorbeugung, dann zur Gesamtbevölkerung und ihrem Sicherheitsgefühl, weil ich denke, 
dass auch das ein ganz wichtiger Punkt ist, der viel mit Medien zu tun hat, und dann zur Frage der 
Privatisierung der öffentlichen Sicherheit, die Erhard Eppler so hervorragend analysiert hat.  
 
Ich habe gelernt, dass Jugendliche, die Probleme machen, schon vorher welche hatten. Und Gustav Radbruch 
hat 1923, als das neue Jugendstrafgesetz eingeführt wurde, sehr weise gesagt: „Wir wollen nicht eine bessere 
Unterbringung der Jugendlichen, sondern etwas Besseres als Unterbringung.“ Ich denke, dass die Vorbeugung 
wirklich das Non plus ultra ist, obwohl man – Herr Rudolph, Sie haben völlig Recht – für Vorbeugung in der 
Regel kein Geld kriegt, weil man die Ursache- und Wirkungsbeziehung dessen, was man zu erreichen 
versucht, nicht belegen kann. Jeder Jugendliche, den wir von irgendeiner Straftat abhalten, taucht nicht auf. 
Und das ist ein ganz großes Problem, denn man kann so nur indirekt agieren. In dieser vermeintlich 
ordentlichen und ruhigen Stadt Heidelberg hatten wir innerhalb von wenigen Jahren einen Anstieg der 
Unterbringung von Jugendlichen in Heimen um 30%, mit zusätzlichen Kosten von vier Millionen Euro. Wir 
haben dann versucht, herauszubekommen, wo die Probleme eigentlich herkommen, warum man die nicht 
vorher gemerkt hat. Wir haben dann unsere Mittel in der freiwilligen Jugendarbeit verdoppelt mit dem 
unglaublichen Effekt, dass wir innerhalb von zwei, drei Jahren so viel verringerte Kosten auf der anderen Seite 
hatten, dass sich das ausgezahlt hat. So hatten wir dann gegenüber dem Gemeinderat endlich auch die 
ökonomische Rechtfertigung, dass eine solche soziale Maßnahme ausgesprochen sinnvoll und richtig ist. Das 
geht bis runter in die Kindergärten. Es gab eine sehr, sehr enge Zusammenarbeit zwischen Stadt, Polizei, 
Wissenschaft und Wirtschaft. Wir haben das Glück, dass wir keine rechtlich so klar strukturierte Region haben 
wie Stuttgart, sondern einfach eine relativ locker agierende. Wir haben in dieser Frage mit dem Rhein-Neckar-
Kreis sehr eng zusammengearbeitet und da die gleiche Strategie verfochten. Wir haben Basket Nights 
veranstaltet – im Prinzip so was wie Vorstufen von sportlicher Auseinandersetzung – die über die ganze Nacht 
gingen, wo die Jugendlichen gegen die Polizisten gespielt haben, und die Jugendlichen haben in der Regel 
gewonnen, was das Verhältnis zwischen ihnen und der Polizei enorm verbessert hat. So gab es eine andere 
Basis. Gespräche sind eigentlich das Allerwichtigste, um deutlich zu machen, dass das keine Gegner sind, 
sondern dass jeder einfach ganz bestimmte Aufgaben hat, die sich von denen der anderen unterscheiden. 
Und wir haben damit sehr gute Erfahrungen gemacht. Wir hatten sogar eine Verringerung der 
Jugendkriminalität, was sehr erfreulich war.  
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Dann zur Sicherheit. Sicherheit ist ja ein sehr subjektives Gefühl. Manche fühlen sich ständig bedroht, haben 
wirklich ernsthafte Angst sich zu bewegen, weil sie Situationen nicht einschätzen können. Deswegen haben 
wir in Heidelberg vor 15 Jahren eine Angstraumstudie gemacht. Da ging es einfach darum, dieses Gefühl, das 
gerade Frauen und besonders ältere Frauen haben, ständig bedroht zu sein, auf den Boden der Tatsachen zu 
stellen und auf die Punkte zu reduzieren, die wirklich nicht in Ordnung waren. Das heißt, wir haben die Stadt 
durchleuchtet: Wo haben Menschen Angst? Wir haben ältere Menschen beiderlei Geschlechts befragt, doch 
nur die Frauen haben sich getraut, auf solch eine Frage eine Antwort zu geben. Und wir haben dann 
gemeinsam mit der Polizei versucht, solche vermeintlich gefährlichen oder auch tatsächlich nicht ganz 
übersichtlichen Orte zu entschärfen und ein größeres subjektives Sicherheitsgefühl zu schaffen.  
 
Dann zur Privatisierung der öffentlichen Sicherheit: Ich war völlig entsetzt, als wir einmal in unsere 
Partnerstadt Cambridge kamen und sahen, mit welcher Selbstverständlichkeit diese genauso aktive und 
engagierte Bürgerschaft die Totalüberwachung in der Innenstadt akzeptiert hat. Wir haben uns das dann sehr 
genau angeguckt, und daraus ist Daraus ist eine interessante Diskussion in Heidelberg entstanden. Sie hat, 
auch mit Unterstützung der Polizei, dazu geführt, dass jeder Versuch, Videoüberwachung einzuführen, sofort 
gescheitert ist. Es war nicht ganz unkompliziert, aber mit einer sehr guten Argumentation auch von Seiten 
unserer Polizei, die gesagt hat: „Wir gehen viel lieber als Menschen auf einen Platz, der möglicherweise auch 
mal ein Problem verursacht, als dass wir hinter einer Maschine sitzen, und überhaupt keine Chance haben, 
hinzukommen, wenn was passiert, weil wir nicht genug Leute haben.“ Wir haben also lieber in Menschen 
investiert, auch von Seiten der Stadt, als in Geräte – mit dem Zugewinn natürlich, dass auch alle diese 
anderen furchtbaren Begleiterscheinungen von Überwachung gar nicht erst Raum greifen konnten. Insgesamt 
denke ich, dass die Vorbeugung, selbst wenn sie noch so schwierig und noch so mühsam ist, wie Sie es so 
schön geschildert haben, Herr Rudolph, der einzig vernünftige Weg ist. Und man kann immer nur hoffen, dass 
man genügend Geld dafür kriegt. Denn wenn man das mit dem Geld vergleicht, das auf der Gegenseite 
aufgewendet werden muss, lohnt sich das allemal.  
 
 
padeluun  
 
Auch wir haben die Probleme des Geldes und der Arbeitszeiten, die für die Qualität immens wichtig sind. Und 
wenn ich mit den Leuten rede, die irgendwo ein Amt haben und Gelder verteilen sollen, erzählen sie mir nur: 
„Ich kann nichts machen, ich habe kein Geld.“ Was ich mir in Deutschland also wünsche, sind Amtsleiter, die 
endlich mal wieder ihre Aufgabe richtig machen, nämlich Geld ranzuschaffen für die Aufgaben, die zu erfüllen 
sind, statt nur den Mangel zu verwalten und gerade mal zu hoffen, dass wenigstens ihre Stelle bestehen 
bleibt. Und schon zu den Zeiten, als es das Internet noch nicht gab, als wir gesehen haben, dass sich da eine 
Kommunikationsgesellschaft entwickelt, haben wir in der Enquete-Kommission gesagt, dass wir uns 
Arbeitsplätze wünschen, die aus diesem Netz generiert werden mit dezentralisierter Technik. Und dass wir 
uns eine Medienkompetenzabgabe wünschen, damit auch die Bildungsebene mit hineinkommt und Leute 
überhaupt auf vernünftige Ideen kommen können. Die Leute, die mit dem Netz Geld verdienen, müssen auch 
etwas dafür abgeben, damit Dinge, die sich nicht von selber finanzieren, bezahlt werden. Mit den 
Fanprojekten ist es genau so. Ich zum Beispiel weigere mich, in ein Stadion zu gehen, denn ich frage mich, 
warum ich das bezahlen soll, wo doch da Millionen gescheffelt werden, von denen Euch Eure zwölf Stellen, die 
Ihr mindestens braucht, voll bezahlt werden könnten.  
 
 
Peter Schaar  
 
Ich sehe das ein bisschen anders. Ich finde es verständlich, dass jemand, der etwas Gutes tut, dafür auch 
bezahlt werden will. Aber die Frage ist, ob es tatsächlich der richtige Weg ist, diejenigen, die sich 
bürgerschaftlich engagieren, staatlich zu alimentieren. Führt das nicht letztlich sogar zu Effekten, die gar nicht 
so gut sind? Ich bin da natürlich zwiespältig, denn ich werde ja für meine Arbeit bezahlt. 
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Ulrich Finckh  
 
Herr Stumpf hat gesagt, dass die Polizei auf die eigene polizeiliche Statistik angewiesen ist. Nun gibt es ja 
viele Fälle, wo bei gerichtlichen Überprüfungen Leute freigesprochen werden, wo festgestellt wird, dass 
eigentlich keine Straftat vorlag. Was geschieht eigentlich in solchen Fällen aktenmäßig? Werden die Daten 
gelöscht?  
 
 
Siegfried Stumpf  
 
Da gibt es einen ganzen Katalog von dezidierten Löschungsfristen in der polizeilichen Aktensammlung, je 
nach Art und Schwere der Straftat. Der hat bisher immer noch Bestand gehabt, auch vor den strengen Augen 
des Datenschutzbeauftragten. 
 
 
Torsten Rudolph  
 
Ich möchte zum Schluss auf die Frage nach der Datei „Gewalttäter Sport“ antworten. Die Theorie, wie Herr 
Stumpf sie geschildert hat, ist das eine, die Praxis sieht anders aus. Die Praxis ist so, wie es Herr Hülsmann 
dargestellt hat. Wir machen genau diese Erfahrung. Vielleicht ist es in Stuttgart anders; damit wäre Stuttgart 
vorbildlich. Und zur Finanzierung: Es gibt bis jetzt auch solide Konzepte. Eines ist das nationale Konzept Sport 
und Sicherheit, das aufzeigt, wie der Bereich Fan-Sozialarbeit finanziert werden kann. Es kann nicht darum 
gehen, dem Fußball die Schuld zuzuschieben. Wir haben es mit einem gesellschaftlichen Problem zu tun, also 
soll bitte auch die Gesellschaft ihren Anteil dafür erbringen. Die Finanzierung sollte folgendermaßen 
aussehen: Ein Drittel zahlt die jeweilige Kommune, ein Drittel sollte das Bundesland zahlen, und das dritte 
Drittel der Deutsche Fußballbund, weil er sich seiner gesellschaftlichen Verantwortung bewusst ist. 
Deutschlandweit gibt es nur zwei Bundesländer, die sich aus der Finanzierung heraushalten. Das sind Sachsen 
und Baden-Württemberg. Mal sehen, wann Stuttgart sein Fanprojekt bekommt.  
 
 
 
VI. SICHERHEIT UND MENSCHENWÜRDE 
 
 
Rupprecht Podszun  
 
In der letzten Runde geht es um das Thema „Sicherheit und Menschenwürde“. Den Impuls dazu gibt uns 
Sabine Leutheusser-Schnarrenberger. Herr Baum hat das eben so schön ausgedrückt: Sie ist die einzige 
Ministerin mit einem verfassungsgerichtlich sanktionierten Rücktritt, und nicht nur das. Sie ist bayerische 
FDP-Vorsitzende, sie war von 1992 bis 1996 Bundesministerin der Justiz, sie sitzt im Bundestag seit 1990, 
momentan auch als stellvertretende Fraktionsvorsitzende. Und sie ist Mitglied der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarats und dort Berichterstatterin für einige Fälle, die sich in Russland abspielen. Sie 
ist natürlich auch und nicht zuletzt Stellvertretende Vorsitzende der Theodor-Heuss-Stiftung.  
 
 
Sabine Leutheusser-Schnarrenberger, MdB  
Bundesjustizministerin a.D., Stellvertretende Vorsitzende der Theodor-Heuss-Stiftung 
 
Ich möchte Grundsätzliches zu den Herausforderungen sagen, denen wir uns im Hinblick auf Artikel 1 unseres 
Grundgesetzes gegenüber sehen: Einerseits die „Unantastbarkeit der Menschenwürde“ und andererseits die 
Angriffe, die dagegen nicht nur außerhalb Deutschlands, sondern auch in Deutschland formuliert werden. Ich 
will das an der Aufweichung oder des Versuchs der Aufweichung des absoluten Folterverbots exemplarisch 
zeigen. Das steht im Mittelpunkt, wenn man sich mit der Unantastbarkeit der Menschenwürde befasst. Zu 
diesen Angriffen auf einen Grundsatz schrieb die ZEIT kürzlich: „Sind wir eigentlich verrückt geworden, uns 
damit zu beschäftigen? Ist das nicht etwas, was vollkommen außerhalb jeder Vorstellung liegt? Wir haben uns 
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doch dem Rule of Law unterworfen, wie kann man denn dann überhaupt wieder zu so einer Debatte 
kommen?“ Doch diese Debatte wird in Deutschland in zwei Richtungen geführt. Eine, die das absolute 
Folterverbot verfassungsimmanent, also durch Uminterpretationen der Grundgesetzbestimmungen auffasst, 
und eine andere, die unser freiheitlich-demokratisches Rechts- und Gesellschaftssystem grundsätzlich in 
Frage zu stellen sucht. Ich will mich ausschließlich mit der ersten Gruppe befassen und zur zweiten Gruppe 
lediglich einige kursorische Anmerkungen machen.  
 
Meinen Vortrag will ich mit einem episodischen, aber in unserem Zusammenhang vielleicht interessanten 
Bericht aus meinem persönlichen politischen Leben einleiten. Wenn ich mich recht erinnere, war es 1993 auf 
dem 44. Bundesparteitag der FDP, als ich mich in einer Rede gegen das von den Befürwortern des großen 
Lauschangriffs stereotyp verwendete Argument, die akustische Wohnraumüberwachung sei wegen ihrer 
Effektivität zur Bekämpfung der organisierten Kriminalität unverzichtbar, mit der Bemerkung wandte, dass mit 
einer solchen Begründung alles, letztlich sogar die Folter, legitimiert werden könne. Zornentbrannt stürzte 
daraufhin einer meiner schärfsten Kritiker und dezidierter Lauschangriff-Befürworter ans Rednerpult und 
erklärte über alle Maßen erregt und empört, er verbitte sich, von mir als Folterknecht beschimpft zu werden. 
Als Novizin im politischen Geschäft, die ich damals gewiss noch war, hatte ich weder mit dieser heftigen 
Reaktion noch damit gerechnet, dass ausweislich des lang anhaltenden Beifalls die Mehrheit der 
versammelten Parteitagsdelegierten den Einlassungen meines Kontrahenten beizupflichten schien. Dieses 
Erlebnis, das mir buchstäblich in die Knochen gefahren ist, und die Tatsache, dass die Springer-Presse am 
folgenden Tag über einen Eklat in der FDP berichtete und ihren Parteitagsbericht mit „So nicht, Frau 
Leutheusser-Schnarrenberger“ betitelte, ist mir eine nützliche Lehre gewesen. Ich erzähle diese Episode nur 
als Beispiel dafür, dass Mitte des letzten Jahrzehnts, also vor gut zwölf Jahren, allein eine im unverkennbar 
kritischen Modus vorgetragene Andeutung einer Denkmöglichkeit, in Deutschland die Folter als 
strafrechtliches Repressionsinstrument zu erwägen, bereits als Bruch eines sakrosankten Tabus galt, auf 
rigorose Ablehnung und durchgängig auf Empörung stieß.  
 
Was ich und wohl kaum jemand damals für möglich erachtet hatte, geschah dann nur gut anderthalb Jahre 
später. Es war der Heidelberger Philosoph und Jurist Winfried Brugger, der anlässlich des 65. Geburtstags von 
Helmut Quaritsch auf einem Symposium im April 1995 in Speyer einen Vortrag hielt, den er mit der Frage: 
„Darf der Staat ausnahmsweise foltern?“ überschrieben hatte. Nach einer eindrucksvollen Begründung des in 
der Bundesrepublik aus Artikel 1 Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 104 Abs. 1 GG folgenden absoluten 
Folterverbots, zu deren Verstärkung der Referent die bewegenden Worte des Nazifolteropfers Jean Améry 
zitierte, stellt er sich und seinen Zuhörern die Frage, ob die, wie er sagte, „moralische Intuition“ des absoluten 
Folterverbots auch dann noch überzeuge, wenn „der Staat nicht autoritär oder totalitär, sondern dem 
Grundsatz nach demokratisch und rechtsstaatlich organisiert ist und im konkreten Fall Ziele verfolgt, die für 
sich genommen als legitim erscheinen“. In Anlehnung an einen Vortrag, den der Systemtheoretiker Niklas 
Luhmann 1993 unter dem Titel „Gibt es in unserer Gesellschaft noch unverzichtbare Normen?“ veröffentlicht 
hatte, entwirft Brugger zur Beantwortung der selbst gestellten Frage ein, wie er sich ausdrückt „noch“ 
hypothetisches Szenario, das wie folgt geht:  
 
Der Staat wird von einem Terroristen mit einer chemischen Bombe bedroht und erpresst. Der bei der 
Geldübergabe gefasste Erpresser schildert in seiner Vernehmung glaubhaft, dass der Zeitzünder der Bombe 
aktiviert sei und die in Kürze ausgelöste Explosion alle Bewohner der Stadt auf eine mit der schlimmsten 
Folter unvergleichlich grausame Weise töten werde. Die Evakuierung der Stadt ist unmöglich, so dass der 
Polizei als einziges Mittel der Gefahrenabwehr das „Herausholen“ des Bombenverstecks aus dem Erpresser, 
notfalls mit dem Einsatz von Gewalt, verbleibt. Obwohl die darauf folgende rechtliche Analyse des deutschen 
Straf- und Verfassungsrechts, der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) und der 
Antifolterkonvention der Vereinten Nationen den Referenten Brugger zu dem Ergebnis führt, dass das 
bestehende nationale und internationale Recht auch in einem solchen Szenario die Anwendung seelischer 
oder körperlicher Gewalt, also der Folter, untersagt, lässt er keinen Zweifel daran, dass er mit diesem 
Ergebnis höchst unzufrieden ist. Er sieht in den bestehenden positivrechtlichen Regelungen 
„Wertungslücken“, die seiner Meinung nach daran exemplifiziert werden können, dass nach geltendem 
Polizeirecht zwar bei akuter Lebensbedrohung einer einzigen Geisel durch einen Geiselnehmer als ultima ratio 
der „finale Todesschuss“ (§ 54 Abs. 2 bwPolG), bei der Bedrohung des Lebens einer ganzen Stadtbevölkerung 
aber nicht einmal die Anwendung nicht lebensbedrohender physischer Gewalt zur Aussageerzwingung 
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zulässig ist. Brugger plädiert deshalb dafür, in analoger Anwendung der Regelungen zum „Rettungsschuss“ 
eine „Rettungsfolter“ in das Polizeirecht einzuführen, das heißt, das Recht so zu ändern, dass im Ausnahmefall 
und unter den für den finalen Rettungsschuss geltenden strengen Voraussetzungen, die Anwendung von 
Gewalt auch zur Aussageerzwingung erlaubt ist. Die entscheidende Frage, ob eine derartige polizeirechtliche 
Regelung mit dem Grundgesetz, insbesondere mit Artikel 1 Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 104 Abs. 1 GG, 
vereinbar sei, wird von Brugger bejaht. Zur Begründung verweist er auf den Wortlaut des Artikels 1 Abs. 1 GG, 
der den Staat ja nicht nur vorbehaltlos verpflichte, die Menschenwürde zu achten, sondern den Staat 
gleichermaßen vorbehaltlos verpflichte, die Menschenwürde zu schützen. Da der Erpresser nicht allein das 
Leben, sondern auch die Menschenwürde der Stadtbevölkerung bedroht, denn er macht ja die 
Stadtbevölkerung zum bloßen Objekt seines Handelns, sieht Brugger im Falle des unterstellten Szenarios eine 
aus Artikel 1 Abs. 1 GG entspringende Kollision, in der sich zwei staatliche Verpflichtungen, die 
Menschenwürdeschutzpflicht und die Menschenwürdeachtungspflicht, gegenüberstehen. So, wie einerseits 
die Abwehrfunktion des Grundrechts dem Staat gebietet, die Menschenwürde des Erpressers vorbehaltlos zu 
achten, ihn also nicht zu foltern, so gebietet andererseits die Schutzfunktion des Grundrechts dem Staat, die 
Menschenwürde der Stadtbewohner zu schützen, notfalls unter Einsatz der Rettungsfolter. Nach Bruggers 
Meinung ist es nun „wenn eine solche klare und unvermeidbare Kollisionslage vorliegt, legitim und 
grundsätzlich auch geboten, Gesichtpunkte von rechtmäßigem und rechtswidrigem Bürgerverhalten zur 
Entscheidung der Prioritätsfrage heranzuziehen.“ Daraus folge, da sich im vorgestellten Szenario die 
Stadtbewohner rechtstreu, der Erpresser hingegen rechtswidrig verhält, dass die Schutzpflicht des Staates 
seine Achtungspflicht überwiegt: Der Erpresser darf gefoltert werden. Trotz der vielstimmigen und heftigen 
Kritik, die Winfried Bruggers 1996 veröffentlichten Thesen erfuhren, ist er bis heute bei seinen Kernaussagen 
geblieben. Vielmehr noch, in einem neueren aus dem Jahre 2000 stammenden Aufsatz mit dem Titel „Vom 
unbedingten Verbot der Folter zum bedingten Recht auf Folter?“ spitzt Brugger sein Argument insofern noch 
zu, als er sein Ergebnis, dass in Fallkonstellationen wie der hier unterstellten, wo die Würde des 
Rechtsbrechers der Würde der Rechtstreuen gegenübersteht, der Staat nicht nur foltern darf, sondern foltern 
muss. Soweit die Position Winfried Bruggers in Kürze. Ich habe dessen Position deshalb etwas eingehender 
dargelegt, weil sie ungeachtet der im Einzelnen ganz unterschiedlichen verfassungsrechtlichen Erwägungen 
und Ableitungen im Ergebnis der Position all derer entspricht, die eine Relativierung des Folterverbots 
grundgesetzimmanent zu begründen suchen.  
 
Das gilt zum Beispiel auch für den Bonner Staatsrechtler Matthias Herdegen, der in seinem 2003 zu Artikel 1 
GG verfassten Mauntz-Dürig-Grundgesetzkommentar die Menschenwürdegarantie nicht länger als vorpositive 
Grundsatzentscheidung unserer Werteordnung, sondern als ein Grundrecht neben anderen Grundrechten 
begreift. Mit dieser von Ernst-Wolfgang Böckenförde als „Traditionsbruch“, als „Rütteln am Fundament“ und 
als „Epochale Veränderung des Verständnisses der Menschenwürdegarantie“ gesehenen Wendung gibt 
Herdegen sich die Erlaubnis, zwischen einer der Abwägung zugänglichen Menschenwürdeperipherie und 
einem abwägungsfesten Menschenwürdekern zu unterscheiden. Als ein Grundrecht unter anderen gilt, dass 
„Trotz des kategorialen Würdeanspruchs aller Menschen, die Art und das Maß des Würdeschutzes für 
Differenzierungen durchaus offen sind, die den konkreten Umständen Rechnung tragen.“ Es kommt insofern 
also darauf an, den Menschenwürdeschutz für eine, so wörtlich, „wertend-bilanzierende Konkretisierung“ 
offen zu halten. Für eine wertend-bilanzierende Konkretisierung, in der nicht nur die Art und Weise der 
staatlichen Eingriffshandlung, sondern auch und vor allem deren Finalität, soll heißen, das mit dem Eingriff 
angestrebte Handlungsziel, berücksichtigt werden müsse. Der Zweck heiligt also das Mittel. Folglich muss die 
Frage, ob Kategorien der Behandlung des Menschen durch den Staat benennbar sind, die per se, die 
grundsätzlich als Verletzung des von Artikel 1 Abs. 1 GG garantierten Menschenwürdeanspruchs anzusehen 
sind, mit nein beantwortet werden. Danach kann Herdegen zu Folge ein absolutes Folterverbot nicht mehr 
begründet werden.  
 
Lassen Sie mich nun noch mit wenigen Worten auf den 2004 in zweiter Auflage erschienenen Kommentar 
zum Art 1 Abs.1 GG des Würzburger Rechtsphilosophen Horst Dreier eingehen. Dreier hält grundsätzlich an 
der Unantastbarkeit der Menschenwürde fest, die „auch nicht durch die Berufung auf möglicherweise 
konfligierende Grundrechte Dritter gerechtfertigt werden (kann)“. „Selbst der Schutz des Lebensrechts einer 
Geisel“, so fährt Dreier fort, „rechtfertigt nach herrschender Auffassung nicht etwa die polizeiliche Folter des 
vermutlichen Täters mit dem Ziel, ihn zur Preisgabe des Aufenthaltsorts des Opfers zu zwingen. Anfechtbar 
erscheint ihm allerdings „die verbreitete Erstreckung des Unabwägbarkeitsdogmas auch auf die (seltenen) 
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Fälle, in denen die Würde des einen Rechtsträgers unter Berufung auf die Würde eines anderen angetastet 
werden soll und muss.“ Allein in dieser Konstellation, wo die Würde etwa eines Straftäters gegen die Würde 
eines unschuldigen Opfers steht, „dürfte“, so formuliert Dreier vorsichtig, „der Rechtsgedanke der 
rechtfertigenden Pflichtenkollision nicht von vornherein auszuschließen sein.“  Lässt man die Frage offen, 
warum Horst Dreier in seiner Aussage das relativierende „dürfte“ verwendet, dann wird evident, dass er im 
Ergebnis der Ansicht Winfried Bruggers mindestens insoweit zustimmt, als der Staat immer dann die Folter 
anzuwenden berechtigt ist, wenn er glaubt, die Würde des Einen nur mittels Antastung der Würde des 
Anderen schützen zu können.  
 
Es ist hier nicht die Zeit und wohl auch nicht die rechte Gelegenheit für eine akribische Auseinandersetzung 
mit den geschilderten Argumenten für eine Relativierung des Folterverbots. Deshalb sei hier nur folgendes 
angemerkt: In den Argumenten für eine Aufweichung des absoluten Folterverbots wird unterschlagen, dass 
die beiden Grundrechtsfunktionen, als erstens Abwehrrechte des Bürgers gegen staatliche 
Grundrechtseingriffe und als zweitens Anspruchsrechte des Bürgers auf staatlichen Schutz vor 
Grundrechtseingriffen seitens anderer Bürger aus gutem Grunde unterschiedlichen Reichweiten und 
Begrenzungen unterliegen. Als Abwehrrechte verpflichten sie den Staat, nicht übermäßig in die Grundrechte 
der Bürger einzugreifen. Das staatliche Grundrechts-Eingriffshandeln ist vom Übermaßverbot begrenzt. Als 
Schutzrechte verpflichten sie den Staat, nicht untermäßig für den Schutz der Bürger vor Grundrechtseingriffen 
seitens anderer Bürger zu sorgen. Das staatliche Grundrechts-Schutzhandeln ist vom Untermaßverbot 
begrenzt.  
 
In Grundrechts-Kollisionsfällen, wie sie von den Befürwortern der Aufweichung des Folterverbots unterstellt 
werden, hat der Staat also einen zwischen Übermaß- und Untermaßverbot liegenden Handlungsspielraum, der 
ihm nur unter Inkaufnahme seines Abgleitens in einen undemokratischen Jurisdiktionsstaat genommen 
werden könnte. Daraus folgt, dass unabhängig davon, ob die der Abwehr und dem Schutz dienende 
Doppelfunktion der Grundrechte aus der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgericht oder, wie bei der 
Menschenwürde, unmittelbar aus dem Wortlaut des Artikel 1 Abs. 1 GG hervorgeht, es muss wegen des durch 
Über- und Untermaßverbot verfassungsrechtlich umgrenzten Handlungsspielraums des Staates „als 
ausgeschlossen betrachtet werden, dass eine Schutzpflicht etwas fordern könnte, was abwehrrechtlich nicht 
erlaubt wäre.“ Das heißt: Das Schutzniveau, das die grundrechtlichen Schutzpflichten gegenüber 
nichtstaatlichen Beeinträchtigungen entfalten, bleibt regelmäßig hinter demjenigen zurück, das die 
Abwehrrechte gegenüber staatlichen Eingriffen hervorbringen. Und das heißt schließlich: Der Staat darf auch 
dann die Menschenwürde nicht antasten, darf also auch dann nicht foltern, wenn er glaubt, mittels der Folter 
die Menschenwürde anderer in Schutz zu nehmen.  
 
Nun zum Schluss noch einige knappe Anmerkungen zu der zweiten Gruppe der Kritiker eines absoluten 
Folterverbots, die unsere Rechtsverfassung grundsätzlich in Frage zu stellen suchen. Sie wählen einen ganz 
anderen Argumentationsweg, in dem sie unser Strafrechtssystem in zwei Teilsysteme differenzieren: In ein 
Strafrecht, dem jene Menschen unterworfen werden, die an den Vorzügen des Bürgerseins teilhaben und ein 
Strafrecht, dem jene Menschen unterworfen werden, die von den Vorzügen des Bürgerseins ausgeschlossen 
werden. „Bürgerstrafrecht“ soll von einem so bezeichneten „Feindstrafrecht“ unterschieden werden. Es ist 
nicht sonderlich schwer sich vorzustellen, was mit der Einführung eines vom Bürgerstrafrecht abgesonderten 
so genannten „Feindstrafrechts“ zu bezwecken wäre. Man möge nur dem Gedanken folgen, dass es 
Menschen geben soll, denen eine Teilhabe an den rechtstaatlichen Garantien und Errungenschaften freier, 
zivilisierter Gesellschaften nicht zugestanden wird, um sich auszumalen, was mit diesen Menschen, im Falle 
sie geraten als Verdächtige in die Fänge der Sicherheitsbehörden, geschehen wird. Guantanamo sollte uns 
Warnung genug sein.  
 
Zu den einflussreichsten Protagonisten des „Feindstrafrechts“ gehören trotz zum Teil gravierender 
Unterschiede in ihren Ableitungswegen und damit verbundenen Konsequenzen zweifellos der Bonner 
Strafrechtler Günther Jakobs und der Kölner Staatsrechtler Otto Depenheuer. Jakobs sieht in der seit Jahren 
anhaltenden Entwicklung, das Strafrecht von seiner Bestimmung als Straftatrecht zugunsten einer weniger an 
der Tat, sondern an der ins Tatvorfeld verlagerten, an Verdacht und Gefährdung orientierten staatlichen 
Repression abzulösen, eine Hinwendung zu dem Pol des Strafrechts, das er Feindstrafrecht nennt. Statt nun 
aber diese unzweifelhaft richtig beobachtete Tendenz im deutschen Strafrecht zu kritisieren, wozu wahrlich 
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Anlass genug bestünde, wird sie von Jakobs mit der Behauptung antizipiert, die Strafrechtswissenschaft 
müsse die der Realität entnommene Bewegung in ihren theoretischen Rahmen integrieren, da die 
Strafrechtswissenschaft ansonsten nicht mehr auf der Höhe der Zeit bleibe und der Irrelevanz anheim zu 
fallen drohe. Mit dieser affirmativen Begründung setzt sich Jakobs aber genau jenem Vorwurf aus, den 
Theodor Adorno in den 70er Jahren des vorigen Jahrhunderts zu Recht gegen eine empiristisch verengte 
Sozialwissenschaft gewendet hatte: „In dem Augenblick, in dem man einen vorgeblich wertfrei und realistisch 
ermittelten Zustand der Welt als immanente Vernunft der Wissenschaft hypostasiert, anstatt ihn zum 
Gegenstand des kritischen Gedankens zu machen, trägt man, willentlich oder nicht, zu seiner Verewigung 
bei.“  
 
Auch Otto Depenheuer sieht in der oben genannten Bewegung des deutschen Strafrechts bereits Elemente 
eines „Feindstrafrechts“ angelegt. Weniger zurückhaltend als Jakobs kommt Depenheuer aber angesichts der 
Bedrohung durch den islamistischen Terrorismus zu dem Schluss, dass das auf diesen Feind zielende 
Strafrecht fortentwickelt und vor allem gründlich von den rechtsstaatlichen und verfassungsrechtlichen 
Grundrechts-Gewährleistungen befreit werden müsse. Denn diese würden die Fähigkeit des Rechtsstaats zur 
Selbstbehauptung in unverantwortlicher Weise untergraben. Dies werde an der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts zum Luftsicherheitsgesetz, die den Abschuss eines entführten und mit 
Passagieren besetzten Flugzeugs untersagte, besonders deutlich. Diese Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts, so Depenheuer „spiegelt aber auch das Selbstverständnis der deutschen 
Staatsrechtslehre, die ... den Staat zunehmend aus den Augen verloren und ihn in reine Verfassungsdogmatik 
aufgelöst hat“. Die Verfassungsintrovertiertheit der staatsrechtlichen Diskussion droht Depenheuer zu Folge 
mittlerweile in einen gegenüber den Gefährdungen des Staates blinden „Verfassungsautismus“ 
umzuschlagen. Ganz in Carl Schmitt’scher Manier fordert Depenheuer als das eigentlich Politische wieder 
zwischen Freund und Feind, zwischen dem Unseren und dem Fremden zu unterscheiden. Und vor allem: Statt 
der Fiktion eines rationalistischen und individualistischen, per Gesellschaftsvertrag begründeten Staates 
anzuhängen, sei es nun an der Zeit, auf ein „älteres“ und „weiseres“, nämlich konservatives, organisches oder 
romantisches Staatsverständnisses zurück zu greifen.  
Was die geforderte Rückbesinnung auf den romantischen Staat in unserem Kontext, im Kontext von 
Menschenwürde und Sicherheit bedeutet, mag uns der profilierte deutsche Romantiker, Novalis, mit 
folgendem Zitat verraten: „Ein Verbrecher kann sich über Unrecht nicht beklagen, wenn man ihn hart und 
unmenschlich behandelt. Sein Verbrechen war ein Eintritt ins Reich der Gewalt, der Tyrannei. Maß und 
Proportion gibt es nicht in dieser Welt – daher darf ihn die Unverhältnismäßigkeit der Gegenwirkung nicht 
befremden.“. In einem solchen Staat möchte ich jedenfalls nicht leben. Ein Staat, der foltert, ist kein 
Rechtsstaat. Es wäre nicht der meine.  
 
 
Rupprecht Podszun 
 
Der Grundrechte-Report ist ein alternativer Verfassungsschutzbericht, der seit 1997 von neun Initiativen 
herausgegeben wird, der Humanistischen Union, der Gustav Heinemann-Initiative, dem Komitee für 
Grundrechte und Demokratie, dem Bundesarbeitskreis Kritischer Juragruppen, dem Republikanischen 
Anwältinnen- und Anwälteverein, der Vereinigung demokratischer Juristinnen und Juristen, der Internationalen 
Liga für Menschenrechte, der Neuen Richtervereinigung und Pro Asyl. Till Müller-Heidelberg repräsentiert die 
Humanistische Union. Er war lange Jahre ihr Bundesvorsitzender und sitzt jetzt mit Frau Leutheusser-
Schnarrenberger im Beirat. Er ist promovierter Rechtsanwalt in Bingen und hat eine ganz merkwürdige 
juristische Praxis; auf der einen Seite ist er nämlich ein sehr erfolgreicher Fachanwalt für Arbeitsrecht und 
Steuerrecht, und er berät in gesellschaftsrechtlichen Fragen. Er macht also all die Sachen, die bei der 
Wirtschaft gut ankommen und die die Wirtschaft braucht. Auf der anderen Seite aber schreibt er dann 
Beiträge zum Kopftuchstreit oder zu allen möglichen anderen grundrechtlichen Fragen – zum Beispiel im 
Grundrechte-Report – oder er erinnert bei einer Anhörung zum Terrorismusbekämpfungsgesetz im Bundestag 
die Abgeordneten daran, dass sie auch gegen den Otto-Schily-Katalog stimmen dürfen. Oder er handelt sich 
von der Ausschussvorsitzenden einen Rüffel dafür ein, dass er fragt, ob man hier auch das Grundgesetz 
zitieren darf.  
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Till Müller-Heidelberg  
Herausgeber des Grundrechte-Reports, Theodor-Heuss-Medaille 2008 
 
Zu dem Referat von Frau Leutheusser-Schnarrenberger, die ebenfalls vielfach Schriftstellerin im Grundrechte-
Report ist, habe ich eigentlich nichts hinzuzufügen. Der Grundrechte-Report orientiert sich in der Gliederung 
des Buches an den Artikeln des Grundgesetzes. Und natürlich ist Artikel 1 Grundgesetz im Grundrechte-
Report in fast jeder Ausgabe vertreten. Davon will ich fünf erwähnen. Bereits im ersten Grundrechte-Report 
von 1997 hat der ehemalige Verfassungsrichter Dieter Simon über „Der Raum der Freiheit. 
Verfassungsordnung als Angebot, Aufgabe und stets gefährdete Chance für Menschenwürde“ geschrieben, 
weil er, sicherlich zu Recht, dort ausgeführt hat, dass natürlich die Selbstbestimmung, die Freiheit zur 
Menschenwürde unentziehbar dazu gehört. In 2001 haben wir unter dem Titel „Menschenwürde“ über 
„Polizeigewahrsam in Käfigen“ geschrieben, das war anlässlich der Expo 2000. In 2004: „Rechtsstaat mit ein 
bisschen Folter“, das war damals der Fall Daschner. 2005 dann ein, wie ich finde, sehr schöner, weil auch 
sehr richtiger Titel als Überschrift: „Die neuen Verfassungsfeinde. Befürworter der Folter“. Und 2007, da sind 
wir wieder bei unserem Preisträger Gerhart Baum: „Menschenwürde und Verteidigung der Luftsicherheit 
sowie Folterverbot auch bei Terroristenbekämpfung“.  
 
Der neue Grundrechte-Report wird wie üblich zum Verfassungstag am 23. Mai erscheinen. Ich lese Ihnen das 
Vorwort des ersten Grundrechte-Reports 1997 vor: Überschrift „Wer schützt die Verfassung?“: „Jahr für Jahr 
legen der Bundesinnenminister und seine Länderkollegen ihre Verfassungsschutzberichte vor. In ihnen wird 
der Öffentlichkeit dargelegt, welche so genannten Erkenntnisse die deutschen Verfassungsschutzbehörden 
über verfassungsfeindliche oder verfassungswidrige Bestrebungen von Bürgerinnen und Bürgern oder 
Organisationen gewonnen haben. Dieser Informationen bedürfe es, so der damalige Bundesinnenminister 
Kanter in seinem letzten Verfassungsschutzbericht vom August 1996, ich zitiere: „weil die Gegner unserer 
Verfassung nicht selten ihre wahren Ziele verschleiern, Scheinbekenntnisse zum Grundgesetz ablegen oder 
durch Umwertung von Verfassungsnormen“, das haben wir gerade eben gehört zu Artikel 1, „durch 
Umwertung von Verfassungsnormen, politischen und juristischen Begriffen vermeintlich als Verfechter 
demokratischer Prinzipien auftreten.“ So weit das Zitat. „Die Botschaft ist eindeutig. Verfassungsfeindlich 
gesinnte Bürgerinnen oder Bürger gefährden unsere freiheitlich-demokratische Grundordnung, deren 
Kernbestand sich aus den Grundrechten unserer Verfassung ergibt. Und die zuständigen Behörden des 
Bundes und der Länder müssen die so bedrohte Verfassung schützen. Der Bürger als Sicherheitsrisiko, Vater 
Staat als Beschützer.“ Sie können das übrigens natürlich alles ergänzen, nicht nur Verfassungsschutz, 
sondern Sicherheitsbehörden insgesamt. „Das Gegenteil jedoch ist richtig“, so heißt es immer noch im 
Vorwort von 1997. Und vielleicht fällt Ihnen auf, wie vieles davon heute genau immer noch stimmt. „Keine der 
in den Verfassungsschutzberichten genannten Personen und Organisationen hat je ernsthaft unsere 
Verfassung bedroht. Und soweit sie tatsächlich eine potenzielle Gefahr waren, ist sie nicht durch die 
Verfassungsschutzbehörden gebannt worden, sondern durch den Souverän der Verfassung selbst, das Volk. 
Die terroristischen Organisationen, zum Beispiel die RAF“ – damals, aber dasselbe gilt wiederum heute – 
„wurden nicht etwa wirksam durch Verfassungsschutz oder sonstige Sicherheitsbehörden bekämpft, und 
schon gar nicht wurde irgendeine ihrer Aktionen durch die Verfassungsschutzbehörden verhindert, sondern 
sie fanden mit ihren Gewaltaktionen keinen Widerhall in der Bevölkerung und verloren dadurch an Bedeutung. 
Die scheinbaren Anfangserfolge von NPD,“ – ich höre schon wieder das Jahr 2008 – „DVU und den 
Republikanern wurden nicht von Verfassungsschutzbeamten gestoppt, sondern von mündigen Wählerinnen 
und Wählern, die ihre mögliche Gefährlichkeit für Demokratie und Rechtsstaat erkannten und ihnen mit dem 
Stimmzettel eine Abfuhr erteilten, die sie in die Bedeutungslosigkeit zurückfallen ließ. Und die stärkste 
Verfassungsschutzbehörde, die es je auf deutschem Boden gegeben hat, nämlich die Staatssicherheit der 
DDR mit über 100.000 hauptamtlichen Mitarbeitern, hat es nicht geschafft, ihre Verfassung gegen das Volk 
zu schützen. Der Schutz der Verfassung und ihrer Grundrechte ist Aufgabe der demokratisch und 
rechtsstaatlich engagierten Bürgerinnen und Bürger selbst, wie es erstmals im Mai 1990 11 
Bürgerrechtsorganisationen aus der damaligen DDR und BRD in einem gemeinsamen Aufruf erklärt haben. 
Während also keine Person und keine Organisation seit Gründung der Bundesrepublik Deutschland jemals 
ernsthaft ihre freiheitlich-demokratische Grundordnung hat gefährden können, gehen solche Gefährdungen 
insbesondere für die Bürger- und Menschenrechte permanent von staatlichen Organen aus. Dies ist nicht 
verwunderlich. Macht neigt dazu, wie wir seit Montesquieu wissen, sich auszubreiten, ihre Grenzen zu 
sprengen. Die in unserer Verfassung verankerten Grundrechte sollen davor schützen, dass vorübergehende 
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Nützlichkeitserwägungen oder wechselnde Mehrheiten in Parlament und Regierung je nach scheinbarer 
Opportunität in die Freiheiten der Bürgerinnen und Bürger eingreifen. Während die Sicherheitsbehörden des 
Staates dazu neigen, in jedem Menschen ein Sicherheitsrisiko zu sehen, ist das Menschenbild des 
Grundgesetzes der sich frei entfaltende, selbstständige und bis zum Beweis des Gegenteils verfassungstreue 
Bürger. Ausgangspunkt für die staatlichen Verfassungsschutzberichte sind angebliche Sicherheitsbedürfnisse. 
Ausgangspunkt für den Grundrechte-Report sind Menschenwürde, Grundrechte und Rechtsstaat, denn, wie 
der amerikanische Verfassungsvater Benjamin Franklin erklärt hat, der Mensch, der bereit ist, seine Freiheit 
aufzugeben, um Sicherheit zu gewinnen, wird beides verlieren. Dies alljährlich als Kontrapunkt zu den 
offiziellen Verfassungsschutzberichten deutlich zu machen, ist Aufgabe des Grundrechte-Reports als 
alternativer Verfassungsschutzbericht.“ Natürlich befassen wir uns nicht nur mit Sicherheitsbehörden, aber es 
ist einer der Kernpunkte. Ich kann Sie nur dazu aufrufen: Kaufen Sie den Grundrechte-Report, auch den 
neuen, damit unterstützen Sie Ihre eigenen Rechte. Nach diesen, mehr allgemeinen Hinweisen gebe ich noch 
zwei ganz praktische Beispiele, die in diesen Bereich gehören, und die auch die Frage beantworten, die vorhin 
im Podium gestellt wurde: „Warum ist eigentlich das Sicherheitsgefühl so viel schlechter als die 
Sicherheitslage?“ Ich sage, weil die Politiker es uns einreden, absichtlich einreden, weil sie andere Zwecke 
damit verfolgen, nämlich, soweit es die Behörden und die Sicherheitspolitiker sind, neue Kompetenzen und 
gegebenenfalls auch neue Mittel zu bekommen.  
 
Sie erinnern sich an den 11. September 2001. Wenige Wochen später hat Otto Schily das 
Terrorismusbekämpfungsgesetz in den Bundestag eingebracht. Ich gehörte zu den Sachverständigen, die der 
Bundestag geladen hat, im Dezember 2001. Von den 17 Sachverständigen haben ganze drei sich für das 
Terrorismusbekämpfungsgesetz ausgesprochen, nämlich der Präsident des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz, der Präsident des Bayerischen Landesamtes für Verfassungsschutz und der Präsident des 
Bayerischen Landeskriminalamtes. Alle anderen 14 haben dieses Gesetz abgelehnt, und jetzt wird es noch 
schlimmer, alle 17, einschließlich der drei, die ich eben genannt habe, haben auf Fragen bestätigt, dass dieses 
Terrorismusbekämpfungsgesetz mit dem 11. September absolut nichts zu tun hat und dass der 11. 
September auch dann, wenn dieses Gesetz bereits vorher bestanden hätte, nicht verhindert worden wäre. 
Was lernen wir daraus? Es ist so leicht, schnell einmal ein Gesetz zu machen, um Sicherheit vorzugaukeln, 
statt sich ernsthaft um Sicherheit zu kümmern, nämlich um die Gründe der Probleme, wie wir sie hier auch 
aus Dresden gehört haben, und um Präsenz von Polizei.  
 
Und der zweite Fall, der zeigt, wohin diese Sicherheitshysterie über angebliche Sicherheitsschaffung führt, ist 
ein ganz aktueller Fall, der allerdings schon 38 Jahre alt ist. Einer der Träger der Theodor-Heuss-Medaille, 
einer der Herausgeber des Grundrechte-Reports, wird sage und schreibe seit 38 Jahren vom 
Verfassungsschutz beobachtet, dokumentiert in unzähligen Ordnern, die über ihn bereits gesammelt sind. Er 
ist Rechtsanwalt. Seine Klientenbeziehungen werden überwacht. Er ist Mitglied der Deputation in der Bremer 
Bürgerschaft, er ist Mitglied des Bremer Staatsgerichtshofes und wird bis zum heutigen Tage erstens 
überwacht, und zweitens wird ihm nicht mitgeteilt, was denn gegen ihn vorliegt. Das Einzige, was mitgeteilt 
wird, ist: „Natürlich wissen wir, dass Sie kein Verfassungsfeind sind, aber Sie haben Kontakte mit 
verfassungsfeindlichen Organisationen.“ Und wer von uns hat nicht potenziell wissentlich oder unwissentlich 
Kontakte mit Personen oder Organisationen, die zu Recht oder zu Unrecht als verfassungsfeindlich bezeichnet 
werden? Damit möchte ich es beschließen. Dieses sind Themen des Grundrechte-Reports, die deutlich 
machen, dass jeder von uns betroffen ist, dass man sich nicht zurücklehnen kann und sagen: „Ich bin ein 
braver Staatsbürger, was gehen mich diese ganzen Überwachungsgesetze und Datenschutzdurchbrechungen 
an.“ Wir haben es vorhin schon gehört. „Ich habe nichts zu verbergen.“ Jeder kann Objekt werden, weil 
permanent unsere Bürgerrechte verletzt werden.  
 
 
Rena Tangens  
FoeBuD e.V., Theodor-Heuss-Medaille 2008 
 
Wolfgang Schäuble hat schon 1996 in der FAZ einen Leitartikel mit der Überschrift „Weniger Demokratie 
wagen?“ geschrieben. Da war in der Überschrift zwar immer noch ein Fragezeichen, aber in dem Artikel ging 
es darum, wie schädlich doch das Grundgesetz ist, weil es die Tagespolitik behindert, das muss man sich auf 
der Zunge zergehen lassen. Der Paradigmenwechsel, der geschehen ist, ist, dass man heutzutage nicht mehr 
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begründen muss, warum man Sicherheit schaffen will. Grundsätzlich möchte ich den Jesuitenpater Friedhelm 
Hengsbach zitieren, der gesagt hat: „Der Abbau des Sozialstaates geht quasi zwangsläufig mit dem Abbau der 
Bürgerrechte einher, um diesen Abbau durchsetzen zu können.“ Auch in dieser Beziehung sollten wir den 
Abbau der Bürgerrechte einmal betrachten.  
 
 
Ulrich Finckh 
 
Im Laufe der Arbeit an dem Grundrechte-Report sind wir darauf gekommen, erstens immer mehr auch darauf 
zu achten, dass in besonderer Weise Ausländer, etwa die hier als Flüchtlinge Asyl suchen oder auch nur 
Schutz, und Leute mit Migrationshintergrund besondere Probleme haben. Und das Zweite ist, dass wir auch 
zunehmend gemerkt haben, dass das, was in den internationalen Menschenrechtsabkommen steht, immer 
mehr in den Mittelpunkt unseres Denkens gerät, weil wir merken, dass da in Deutschland sehr wenig darauf 
geachtet wird, was wir für internationale Verpflichtungen haben. 
 
 
Peter Schaar  
 
Ich plädiere für eine differenzierte Sichtweise. Ich habe die Erfahrung gemacht, dass die Verteidigung von 
Grundrechten immer auch die andere Position mitberücksichtigen muss in der Weise, dass man nicht dem 
Anderen unterstellt, er sei der Böse. Das Problem ist, dass wir es gerade als Datenschützer sehr häufig mit 
durchaus legitimen Interessen auf der anderen Seite zu tun haben, und damit meine ich nicht nur die Polizei; 
ich meine hier auch die Wissenschaftler, auch Ärzte und auch Journalisten, die recherchieren wollen und dabei 
möglicherweise in die Privatsphäre eingreifen müssen.  
 
 
Marei Pelzer  
Herausgeberin des Grundrechte Reports, Theodor-Heuss-Medaille 2008 
 
Wir beobachten die Grundrechtseingriffe gegenüber Migranten und Flüchtlingen. Ein Beispiel ist die 
Verschärfung des Zuwanderungsgesetzes im letzten Jahr. Da wurde der Ehegattennachzug von Ausländern 
von deutschen Sprachkenntnissen abhängig gemacht. Damals, in den Verhandlungen um diese Verschärfung, 
haben diverse Gutachter gesagt: „Diese Anforderung führt dazu, dass das Grundrecht auf Ehe und Familie 
tatsächlich über eine lange Zeit von vielen Menschen dann nicht mehr wahrgenommen werden kann.“ Das 
Ergebnis ist, dass der Familiennachzug jetzt schon um 40% zurückgegangen ist. Und die Verfassungsrechtler 
haben damals den Parteien gesagt: „Das ist mit Artikel 6 nicht zu vereinbaren“. Aber diverse Abgeordnete von 
der SPD haben dann gesagt: „Naja, das glaube ich auch, das verstößt gegen Artikel 6, aber wir werden das 
dann vor dem Bundesverfassungsgericht klären lassen.“ Das Parlament hat sich also davon verabschiedet, 
selbst dafür zuständig zu sein, unsere Grundrechte zu schützen!  
 
 
Rolf Gössner  
Herausgeber des Grundrechte-Reports, Theodor-Heuss-Medaille 2008 
 
Wenn ich mir anschaue, was in den letzten Jahren an verfassungswidrigen Gesetzen und Maßnahmen 
zustande gekommen ist, dann frage ich mich, wie es um das Verfassungsbewusstsein in der politischen 
Klasse quer durch alle Parteien hindurch bestellt ist. Ich kann es ja gar nicht mehr zählen, von dem großen 
Lauschangriff bis hin zu den Kfz-Daten, Online-Durchsuchung, präventive Telekommunikationsüberwachung, 
Flugzeugabschuss und so weiter. Diese Problematik ist immer auf einzelne Bereiche bezogen, auf einzelne 
Gesetze, auf einzelne Maßnahmen. Aber wir haben noch eine andere Entwicklung, nämlich eine strukturelle 
Entwicklung, die so genannte Sicherheitsarchitektur, die auch auf den Prüfstand muss. Beispielsweise soll das 
Bundeskriminalamt, das, wenn man so will, zu einem deutschen FBI ausgebaut werden, mit 
geheimpolizeilichen Befugnissen im Präventionsbereich bis hin zu der Verschmelzung, oder zumindest 
Verzahnung von Polizei und Geheimdiensten. Das bedeutet die Auflösung des Trennungsgebotes, das ja 
eigentlich immer noch Gültigkeit hat. All das steht in Gefahr, bis hin zur Militarisierung der so genannten 



37 

inneren Sicherheit, um mit dem Einsatz der Bundeswehr im Inneren eine nationale Sicherheitsreserve zu 
schaffen. Auf diese strukturellen Änderungen müssen wir unser Augenmerk ganz besonders richten, denn die 
machen möglicherweise aus der Bundesrepublik eine andere Republik.  
 
 
Gerhart Baum  
 
Wir sind ja in der merkwürdigen Situation, dass es völkerrechtlich ein absolutes Folterverbot gibt. Was also 
völkerrechtlich verboten ist, wird in Deutschland munter monatelang diskutiert. Der Fall Daschner hat eine 
Mehrheit der Bevölkerung auf seine Seite getrieben. Damals, als es um das Leben von Hanns-Martin Schleyer 
ging, gab es 70% Befürworter der Todesstrafe. Ich meine, man kann froh sein, dass man in solchen 
Situationen keine direkte Demokratie hat. Aber es ist ja auch noch viel schlimmer als nur die Folter. Die Folter 
hinterlässt Spuren, oder sie hinterlässt keine Spuren, wenn sie geschickt gemacht wird, aber beim 
Luftabschuss ist ja das Leben weg.  
 
 
Sabine Leutheusser-Schnarrenberger  
 
Auf den erwähnten Artikel vom Bundesinnenminister Schäuble in der FAZ von 1996 habe ich damals die 
Antwort geschrieben. Er hat das Grundgesetz, besonders in Bezug auf die Grundrechte, schon in seiner 
Grundeinstellung als Gefängnis begriffen, das staatliches Handeln einengt. Da der Staat in einer Demokratie 
sowieso nicht allmächtig sei, könne man von den Grenzen, die das Grundgesetz setzt, durchaus ein Stück weit 
abgehen und auf sie verzichten. Dieses Denken hat den Verfassungsrichter Udo Di Fabio erst vor kurzem dazu 
gebracht, einen Aufruf an die Politik zu machen. Er weist die Politik darauf hin, und gerade Wolfgang 
Schäuble, dass man Gesetzgebung und Entscheidungen nicht an einem antizipierten Ausnahmezustand 
orientieren darf. Denn in dem leben wir nicht, und er kann nicht Messlatte und Maßstab für Gesetzgebung 
werden. Und, Herr Schaar, man muss in der Tat alles sehr differenziert sehen. Wir in der Opposition 
argumentieren seit Jahren sehr differenziert und auf den Einzelfall bezogen, wenn wir diese Gesetze im 
Bereich der inneren Sicherheit - nicht alle, aber zum Teil - für viel zu weitgehend halten. Aber man muss 
darüber hinausgehend auch einmal den Gesamtzusammenhang und das Gesamtbild sehen und deutlich 
machen, dass sehr wohl mehr dahinter steckt, als dass einige Innenminister gerne mehr Eingriffsbefugnisse 
für Polizei und andere Behörden haben. Zum Teil steckt ein etwas anderes Staatsverständnis dahinter. Nicht 
das, was wir haben.  
 
Das Bundesverfassungsgericht wird so langsam zum Ersatzgesetzgeber. Und es ist wirklich mühsam, ich kann 
das als rechtspolitische Sprecherin im Rechtsausschuss hier einmal so deutlich sagen. Es ist ja nicht so, dass 
wir in den Beratungen, zum Beispiel bei der Vorratsdatenspeicherung, die das letzte Gesetz im 
Zusammenhang mit der Telekommunikationsüberwachung war, Teile dieses Gesetzes nicht auch gut gefunden 
hätten. Aber ein Teil ist eben diese Vorratsdatenspeicherung, und dazu haben wir uns geäußert. Die 
Datenschützer hatten ja auch Alternativvorschläge gemacht, die nicht diesen tiefen Eingriff beinhaltet hätten, 
die haben sie in Anhörungen vorgetragen. Und dann wurde uns immer gesagt, wir wüssten ja gar nicht, dass 
das alles nicht so schlimm sei, und dass man das unbedingt brauche. Und wenn wir wirklich mit unserer 
übertriebenen Furcht meinten, etwas tun zu müssen, dann sollten wir halt zum Verfassungsgericht gehen, das 
solle dann mal klären, dass das alles Rechtens sei. Wenn man über die Verfassungsbeschwerde etwas 
erreichen kann, ist das ja auch gut. Aber dieser etwas lässige Satz, dass dann halt das 
Bundesverfassungsgericht das klären solle, muss einen wirklich umtreiben. Ich will, dass die Politik mit einer 
bewussten politischen Entscheidung, und dann mal im Zweifel auch für das Grundgesetz – wenn es denn 
Abwägungsspielräume gibt – entscheidet, und nicht mit der Vorstellung im Hinterkopf: „Die korrigieren uns 
dann schon, es kann ja nichts passieren, außer vielleicht ein über mehrere Jahre verfassungswidriger 
Zustand.“  
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Till Müller-Heidelberg  
 
Herr Schaar, ich bleibe bei meiner Einschätzung. Denn jedes Jahr gibt es mindestens eine grundsätzliche 
Verfassungsgerichtsentscheidung, die nicht irgendeine Lappalie für verfassungswidrig erklärt, sondern ein 
bewusst diskutiertes und verabschiedetes Gesetz. Das heißt, dass unsere Sicherheitspolitiker vorsätzlich und 
sehenden Auges Verfassungsbruch begehen. Und dann sind das eben Verfassungsfeinde, da kann man nicht 
dran vorbeikommen. Ein Beispiel ist das Luftsicherheitsgesetz. Was ist die Reaktion darauf, dass das 
Bundesverfassungsgericht dieses Gesetz für gegen die Menschenwürde verstoßend und verfassungswidrig 
erklärt? Dass sowohl der Innenminister wie der heutige Verteidigungsminister – und ich glaube, auch der 
damalige – sagen: „Was interessiert uns das?“, und dass der heutige Verteidigungsminister ausdrücklich sagt: 
„In einem solchen Fall werde ich mich nicht um das bundesverfassungsgerichtliche Urteil kümmern, sondern 
ich werde einen Befehl zum Abschießen erteilen.“ Was ist er denn anderes als ein Verfassungsfeind? Und ein 
zweites Beispiel: Wenn völlig klar ist, generell und auch beim Verfassungsgericht, dass Folter unzulässig ist 
wegen Verstoßes gegen Artikel 1, und die Politiker dann sagen: „Ja, aber wir müssen halt trotzdem foltern“. 
Was sind das dann anderes als Verfassungsfeinde? Das muss doch einmal gesagt werden.  
 
Unser Grundrechte-Report will Gefährdungen der Grundrechte aufzeigen. Aber darüber hinaus wollen wir auch 
aufzeigen, wo etwas Positives geschehen ist. Das ist ab und zu auch der Fall. Allerdings, in den 12 Jahren, in 
denen wir den Report immer mit mehr als 40 Beiträgen herausgeben, war es ein einziges Mal möglich, den 
Gesetzgeber unter dem Gesichtspunkt des Ausbaus von Bürger- und Grundrechten positiv zu erwähnen, 
nämlich mit der Schaffung des Informationsfreiheitsgesetzes. Das geht zwar auch nicht weit genug, war aber 
wenigstens einmal ein richtiger Schritt. Die wirklichen Ausnahmen, die wir finden, sind immer nur die 
verzweifelten Verteidigungsversuche der Gerichte, Bundesverfassungsgericht und andere.  
 
 
 
VII. SICHERHEIT UND/ODER FREIHEIT: EIN AUSBLICK 
 
 
Rupprecht Podszun  
 
Wir kommen jetzt zu Christian Rath, von dem wir hoffen, dass er uns thematisch zur geplanten Herbsttagung 
hinführen wird. Er ist Jurist und wurde bei einem Bundesverfassungsrichter über Entscheidungspotenziale des 
Bundestags gegenüber der EU promoviert. Jetzt arbeitet er als rechtspolitischer Korrespondent der „TAZ“ und 
für andere Zeitungen. Im letzten Jahr erhielt er den Pressepreis des Deutschen Anwaltsvereins. 
 
 
Christian Rath  
Rechtspolitischer Korrespondent 
 
In der letzten Zeit hatten wir zahlreiche neue Polizeibefugnisse. Wir sollten uns aber nicht auf diese fixieren, 
sondern auch die Chance nutzen, die vom Bundesverfassungsgericht immer wieder aufgegriffenen neuen 
Fragestellungen um neue Entwicklungen auch auf alte Befugnisse zu übertragen und das Ganze quer zu 
denken. Also wirklich differenziert heranzugehen, und gleichzeitig auf einen größeren Zusammenhang zu 
sehen.  
 
Der Grundgedanke ist, dass wir heute nicht nur ein Roll-Back in den gesellschaftlichen Freiheiten haben, 
sondern auch teilweise mehr Freiheiten als in den 50er Jahren. Neue technische Entwicklungen wie das 
Internet, wie E-Mail-Kommunikation, wie Mobilfunktelefon oder auch die ganz anderen Möglichkeiten zu 
reisen, sind etwas, was früher so nicht da war, und was erst einmal unseren Freiheitsraum erweitert. Diese 
Erweiterung nehmen die Leute auch wahr. Sicher ist dies ein wichtiger Grund dafür, dass sie nicht sehen, wie 
ihre Freiheit gleichzeitig Stück für Stück eingeschränkt wird. Sie wird eben nicht nur eingeschränkt, sondern 
sie wird auch erweitert. Und in diesem Raum der neuen Freiheiten findet natürlich alles Mögliche statt. E-Mail 
ist also ein Instrument, das man für gute Dinge und für schlechte Dinge verwenden kann. Natürlich finden im 
E-Mail-Verkehr auch Verbrechensvorbereitung oder verfassungsfeindliche Umtriebe statt. Und sobald man 
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Verfassungsschutz für nötig hält – und manche halten das ja für nötig, auch hier Anwesende – da ist plötzlich 
beim Staat und bei den Sicherheitsbehörden ein Bedarf da, in diesen neuen Freiheitsräumen in irgendeiner 
Form auch präsent zu sein. Insofern ist der erste Schritt, da neue Gesetze zu machen, erst mal ein 
aufholender Schritt. Es ist wichtig, sich das analytisch zu verdeutlichen. In einem Raum, in dem neue 
Freiheiten entstehen, will die Polizei also erst einmal auch präsent sein, so wie sie in anderen Räumen vorher 
auch präsent war. Man kann an einzelnen Punkten wieder infrage stellen, wie weit das gehen soll, aber dass 
es überhaupt um Gesetze zur Kontrolle von E-Mail und so weiter geht, ist nicht nur ein Rückschritt, sondern 
erst einmal auch der Ausdruck eines Fortschritts.  
 
In einem zweiten Gedanken muss man dann anerkennen, dass diese neuen Überwachungsmöglichkeiten auch 
neue Qualitäten haben. Indem es eine Festplatte gibt, kann natürlich die Persönlichkeit eines Menschen viel 
effizienter aufgearbeitet und nachvollzogen werden, als wenn sein gesamter Wohnrat zusammengeklaubt und 
dann wochenlang ausgewertet wird. Dort gibt es keine Suchfunktion und Ähnliches, während es mit der 
Festplatte ganz andere Möglichkeiten zu speichern gibt, und das ergibt dann auch eine andere Möglichkeit 
des Zugriffs.  
 
In dieser Situation gibt es nun unterschiedliche Möglichkeiten, mit solchen Befugnissen umzugehen. Das ganz 
Klassische ist, dass der Staat mit seinen Sicherheitsbehörden auf diese neuen Datenmengen – die jeder von 
uns täglich produziert, weil eben sehr vieles elektronisch gesteuert ist – schon gerne zugreifen will. Ich halte 
das für legitim und möchte es an einem Beispiel festmachen: Wenn es um einen Mord geht, und ein 
Verdächtiger hat ein Mobiltelefon dabei gehabt, so ist es ganz klassische Polizeiarbeit, die 
Telefonverbindungsdaten zu überprüfen und zu schauen, mit wem diese Person zuletzt telefoniert hat. Und 
solange das auf diesen punktuellen Eingriff beschränkt ist, zum Beispiel auf die letzten fünf Stunden vor dem 
Mord, werden die meisten von uns kein Problem damit haben. Und es kann sein, dass die Behörde sich auch 
nicht darauf beschränken will, nur bei Verdächtigen, bei potentiellen Tätern zu schauen, sondern natürlich 
auch beim Opfer. Das wäre dann ein Nichtverdächtiger, dessen Telekommunikationsverbindungen überprüft 
werden.  
 
Schwieriger wird es, wenn man solche Mechanismen langfristig einsetzt. Natürlich kann die Polizei, wenn sie 
über Monate hinweg nachvollzieht, wer mit wem telefoniert hat, ein sehr deutliches Bild der 
Sozialbeziehungen darstellen. Und es gibt Untersuchungen, die besagen, dass man, wenn man 8 % der 
Personen aus einer Gruppe überwacht, das gesamte soziale Netz dieser Gruppe damit darstellen kann. Dies 
zeigt, was für ein relativ mächtiges Instrument der Verfassungsschutz oder auch die politische Polizei da in 
den Händen haben. Da können natürlich wirklich Szenen ausgeforscht werden. Und da sind wir in einem 
Bereich, wo man als Bürgerrechtler sehr darauf achten muss, wie weit es ins Vorfeld von Straftaten geht, und 
was in diesem Staat eigentlich als verfassungsfeindlich gilt. Und es gibt viele Dinge, wo wir uns einig sind, 
dass sie zu Unrecht im Verfassungsschutzbericht stehen. Zum Beispiel tauchen die Jungdemokraten immer 
mal wieder auf. Als ich noch jung war, war ich auch bei den Jungdemokraten, und deshalb ist hier für mich 
eine Grenze. Auf der anderen Seite hat Annette Ramelsberger in ihrem Buch, das eigentlich deutlich machen 
soll, dass wir für den Kampf gegen den Dschihad in Deutschland nicht gerüstet sind, sehr gut dargestellt, wie 
gut die Sicherheitsbehörden fünf von sieben Anschlägen, die aus Deutschland heraus vorbereitet wurden, im 
Frühstadium aufgedeckt haben, einfach weil sie die Telekommunikation überwacht haben. Man kann also 
nicht sagen, dass die Situation nicht so gefährlich sei und dass die Behörden ja alles im Griff hätten. Sie 
haben es auch deswegen im Griff, weil sie versuchen, diese Gefährder möglichst flächendeckend zu 
überwachen. Und mich persönlich beunruhigt jemand, der in einem islamistischen Ausbildungslager war, wo 
er bestimmte Techniken erlernt hat, um Terroranschläge zu begehen. Da würde ich dann auch sagen, dass er 
ein Gefährder ist, und da würde ich dem Staat zubilligen, eine gewisse präventive Kontrolle auszuüben. Bei 
der Entwicklung von den terroristischen Zellen, die wir hier und überhaupt in den westlichen Ländern haben, 
ist das leider notwendig. Aber es muss sehr eng auf unmittelbare Gewaltkriminalität eingegrenzt werden, und 
zwar auf massive Gewaltkriminalität. Und insofern ist das, was den Verfassungsschutz ausmacht, also das 
bloße Beobachten von extremistischen Szenen etwas, was ich da ausklammern würde. Es muss aber 
diskutiert werden, wo genau die Grenze liegt.  
Wir haben die Vorratsdatenspeicherung natürlich jetzt als neues Thema. Doch die ist so neu nun auch nicht. 
Es gibt sie nicht nur bei den Telekommunikationsverbindungsdaten, sondern dass die Videoaufzeichnungen in 
öffentlichen Verkehrsräumen nicht mehr wie früher nur 48 Stunden sondern einen ganzen Monat aufbewahrt 
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werden, ist ja auch eine Vorratsdatenspeicherung. Und zwar nur zu dem Zweck, irgendwann einmal, wenn die 
Behörde das Bedürfnis hat, nachzuprüfen, ob jemand da durchgelaufen ist, dies dann auch machen zu 
können. Man sieht: Die Telekommunikationsdatenspeicherung ist auf jeden Fall kein singuläres Projekt. Es 
gibt auch andere Bereiche, wo es, ohne als Vorratsdatenspeicherung diskutiert zu werden, schon eingeführt 
wird. Seit Jahrzehnten müssen wir bei jedem Pass, bei jedem Personalausweis ein Passfoto an die Behörden 
abgeben. Das hat natürlich auch Sicherheitszwecke. Wenn die Polizei irgendwo mein Foto braucht, geht sie 
zur Passbehörde und bekommt dieses Foto. Also auch das ist eine Vorratsdatenspeicherung. Das Beispiel der 
altertümlichen Hotelmeldezettel zeigt, was die neue Qualität ausmacht. Denn mit dieser papiernen 
Vorratsdatenspeicherung hat der Staat lange nicht so ein wirkungsvolles Instrument an der Hand wie mit 
neuen elektronisch gestützten Vorratsdatenspeicherungen.  
 
Ein weiterer Punkt sind die Streueffekte. Es ist ein großer Unterschied, ob ich punktgenau diejenigen erreiche, 
die dann möglicherweise tatsächlich verdächtig sind. Wenn irgendwo ein Bankraub gewesen ist, und ich habe 
keine weitere Spur, außer dass in einer bestimmten Funkzelle telefoniert worden ist, dann kann die Polizei 
natürlich gucken, wer da alles in der Funkzelle telefoniert hat. Sie hat dann 200, 300 Leute, von denen einer 
vielleicht die gesuchte Person ist, aber erst einmal hat sie 200, 300 potenzielle Bankräuber. Die 
Rasterfahndung funktioniert nach demselben Prinzip. Es gibt ein relativ grobes oder konkretes Raster, und am 
Ende hat man dann ein paar hundert oder ein paar Dutzend Leute, die näher überprüft werden. Da sind immer 
sehr viele Leute dabei, die mit der Polizei erstmalig auf eine Art und Weise konfrontiert werden, die an der 
Grenze ist, die Unschuldsvermutung für sie zumindest subjektiv infrage zu stellen. Das ist eine sehr 
unangenehme Situation. So etwas ist nach Möglichkeit zu minimieren. Aber auch da stellen wir fest, es gibt 
alte Polizeibefugnisse, die noch viel schlimmer sind, zum Beispiel die Fahndung mit einem Steckbrief, also mit 
einem Foto, wo dann jeder Bürger in diesem Land zum Denunzieren aufgerufen wird. „Kennst Du diese 
Person?“ Ich finde also, es ist notwendig, auch einmal quer zu denken und nicht immer nur auf die neuen 
Dinge zu schauen, sondern wirklich qualitativ zu schauen, wo denn eigentlich die kritischen Punkte sind.  
 
Letzter Punkt: Persönlichkeitsrecht. Der Kernbereich des Persönlichkeitsrechts, wie er in der Rechtsprechung 
zum Lauschangriff erstmals entwickelt worden ist, ist ja explizit nicht dort, wo über Kriminalität gesprochen 
wird, sondern immer dort, wo die Leute harmlose Dinge reden. Wenn sie intim sind, dann ist der 
Persönlichkeitsbereich geschützt, aber wenn sie über Kriminalität reden, ist er nicht geschützt. Und wenn die 
Polizei konkrete Anhaltspunkte hat, dass im Schlafzimmer über Kriminalität geredet wird, dann ist das 
Schlafzimmer eben nicht geschützt. Das ist die Logik des Bundesverfassungsgerichts. Und so hat das 
Verfassungsgericht gerade eben keinen Tabubereich aufgestellt, sondern nur eine 
Verhältnismäßigkeitsschwelle hoch gesetzt. Es muss ein konkreter Ansatzpunkt da sein, und wenn der nicht 
da ist, dann darf in diesen Tabubereich nicht hineingegangen werden. Dazu passt auch, dass Tagebücher, die 
nun wirklich das Intimste sind - und Herr Baum nennt ja den Computer das Tagebuch im elektronischen 
Zeitalter -  für das Verfassungsgericht nicht tabu sind. Wenn es begründete Ansatzpunkte gibt, dass man 
damit schwerwiegende Kriminalität aufklären kann, darf man auch in das Tagebuch eindringen. So viel ist also 
dieser Kernbereich wert. Und ich denke, da wäre es alle Anstrengung wert, sich einmal zu überlegen, welche 
Kernbereiche wir in der Gesellschaft denn als absolutes Tabu sehen. Vielleicht tatsächlich das Tagebuch, 
vielleicht die Wohnung. Doch bei dem ganzen Diskurs zum Lauschangriff war das das große Tabu, und auch 
da gab es vorher schon Eingriffsbefugnisse. Es gab den präventiven Lauschangriff im Polizeigesetz. Das ist 
immer bei beiden Seiten unter den Tisch gefallen, weil es niemandem in den Kram gepasst hat. Die Gegner 
wollten dramatisieren und die Polizeiseite wollte eben darstellen, dass es da plötzlich einen überwachten 
Raum gibt. Also auch da muss man mal drüber nachdenken, welche Risiken man bereit ist, auf sich zu 
nehmen, indem man sagt, dass es Bereiche gibt, in denen Kriminalität unüberwacht stattfinden kann. Mir 
würden da einige einfallen. Und dafür muss man Mehrheiten in der Gesellschaft finden. Aber das fände ich 
jedenfalls eine Diskussion, die man offensiv auch dieser Rechtsprechung des Verfassungsgerichts 
entgegensetzen sollte.  
 
Man muss sich von der Vorstellung freimachen, dass möglichst viele neue und schwerwiegende 
Polizeibefugnisse automatisch zu einem unfreien Klima in der Gesellschaft führen oder sogar einen Schritt in 
Richtung Faschismus oder autoritärer Staat sind. Da haben wir das Beispiel England, das eine viel massivere 
Videoüberwachungsdichte hat als wir, und trotzdem hat man, wenn man nach London geht, nicht das Gefühl, 
es sei eine unfreie Stadt. Da sind keine Menschen, die sich unfrei fühlen, die leben ihre Grundrechte politisch, 
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sexuell und religiös aus, in jeder Hinsicht. Und das, finde ich, ist das Entscheidende in einer Gesellschaft, 
nämlich dass die Leute ihre Rechte frei ausüben. Und insofern war der Kontrast zu Russland sehr gut zu 
sehen: Da gibt es also Staaten, da werden Leute einfach willkürlich verhaftet, und sie werden willkürlich 
erschossen. Und dort kommt es nicht auf die elektronischen Möglichkeiten der Bewachung an. Ein 
Willkürstaat macht einfach, was er will. Und ein Rechtsstaat kann möglicherweise auch mit so etwas wie 
Videoüberwachung, auch wenn der Einzelne sie persönlich massiv ablehnt, noch einigermaßen vernünftig 
umgehen.  


